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l!mmentar 

Bundesinstitut am Anfang 
seiner Neuorientierung 

Helmut Pütz 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung, unsere Zeitschrift BWP 

und nicht zuletzt - das kann ohne Übertreibung gesagt wer­

den - die deutsche und internationale Berufsbildungsland­

schaft sind ärmer geworden, weil HERMANN ScHMIDT - zwar 

nicht in den Ruhestand gegangen ist, das ist bei ihm nicht vor­

stellbar - seine aktive Arbeit im Bundesinstitut und seine 

Funktion beendet hat. Damit hat ein weiterer der (drei) Gro­

ßen der beruflichen Aus- und Weiterbildung nach ALFRED 

HARDENACKE und ROLF RADDATZ, die jahrzehntelang die berufliche 

Bildung geprägt und mitgestaltet haben, die aktuelle Bühne 

verlassen. Das ist aber kein Grund, in Passivität zu verfallen, 

sondern gerade das Erbe HERMANN ScHMIDTS ist Verpflichtung 

für andere, die Reformen der beruflichen Aus- und Weiterbil­

dung in Deutschland, in Europa und in anderen Ländern wei­

ter zu unterstützen und im Bundesinstitut die Neuorientie­

rung auf die Erfordernisse des Jahres 2010 zu durchdenken 

und zu gestalten. Das Bundesinstitut muß immer überzeugen­

der zu einem nationalen und internationalen Kompetenzzen­

trum der beruflichen Aus- und Weiterbildung werden. 

HERMANN ScHMIDT hat einen neuen Lebensabschnitt, einen neuen 

Arbeitsabschnitt begonnen, der ihm einen lebhaften Termin­

kalender abverlangt. Erinnert sei nur an seine vielfältigen Ver­

pflichtungen in der deutschen und internationalen beruflichen 

Bildung, sei es im Wissenschaftsrat, in seinem Lehrauftrag an 

der Universität Duisburg, im Board des amerikanischen Berufs­

bildungs-Entwicklungsprogramms, in der European Training 

Foundation der EU und nicht zuletzt bei seinem Auftrag aus 

dem BIBB, aus seinen vielfältigen Unterlagen, Kenntnissen 

und Erfahrungen uns wichtige Entscheidungen und Weichen­

stellungen der beruflichen Aus- und Weiterbildung der letzten 

30 Jahre zu beschreiben. 

Deshalb haben wir zu HERMANN ScHMIDT am 31. Dezember 1997 

auch nicht Adieu gesagt, sondern Auf Wiedersehen, denn wir 

werden ihm in der beruflichen Bildung national und interna­

tional noch oft begegnen - und das ist gut so. 

Für diejenigen, die seine Arbeit aufnehmen und fortführen, ist 

es zugleich leicht und schwer. Leicht ist es deshalb, weil 

HERMANN ScHMIDT ein solides Fundament und ein ausgebautes 

Haus der beruflichen Bildung gestaltet hat, von wo sich leicht 

Perspektiven der Berufsbildung über die Jahrhundertwende 

hinaus entwickeln lassen. Schwer ist seine Nachfolge insofern, 

als er hohe Maßstäbe an Arbeitsqualität und Kompetenz ge­

setzt hat. 

Das Bundesinstitut und die BWP schulden ihm großen Dank 

für seine Leistungen, für seinen Kampf für das Institut gerade 

in schwieriger Zeit und für seine stetige Reformbereitschaft 

der Berufsbildungssysteme. Aber HERMANN ScHMIDT wäre nicht 

er selbst, wenn er nicht von uns erwarten würde, daß wir 

über ihn hinausgehen, neue Reformansätze suchen, den ge­

wandelten Verhältnissen in der beruflichen Bildung durch Be­

rufsbi ldungsforschung und Dienstleistungen entsprechen und 

nicht zuletzt das Bundesinstitut fit für das Jahr 2010 und dar­

über hinaus machen. 

Im letzten Jahr haben wir versucht, HERMANN ScHMIDT den Über­

gang in den neuen Lebensabschnitt dadurch zu erleichtern, 

sein Unbehagen zu überwinden, indem wir seine großen Ver­

dienste mit einer dreifachen Ehrung gewürdigt haben: 

1. Die Fachtagung des Bundesinstituts zum Nutzen der beruf­

lichen Bildung war ihm gewidmet und wurde mit seiner per­

spektivischen Schlußrede zur Zukunft der beruflichen Aus­

und Weiterbildung abgeschlossen. 

2. Wir haben für ihn das Verdienstkreuz 1. Klasse des Ver­

dienstordens der Bundesrepublik Deutschland beantragt und 

begründet, und er hat es am 27. November 1997 von Herrn 

Staatssekretär Stahl überreicht bekommen. 

3. Der Verein .,Innovative Berufsbildung" hat im letzten 

Herbst erstmals seinen Preis für besondere Leistungen zur 

Weiterentwicklung der beruflichen Bildung vergeben und die­

sem Preis den Namen .. Hermann-Schmidt-Preis" gegeben. 
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Lieber Herr Schmidt, Sie werden uns fehlen, Ihr Rat und Ihre 

Kritik sind uns immer willkommen, die BWP steht Ihnen stets 

für Ihre Gedanken offen, und Sie werden verständnisvoll beob­

achten, daß und w ie wir unseren eigenen Weg in die Zukunft 

suchen! 

Und für diesen zukünftigen Weg der beruflichen Bildung und 

des Bundesinstituts gibt es unübersehbare Zeichen, Eckpfähle 

und Wegweiser: 

• Berufliche Aus- und Weiterbildung in deutscher, europäi­

scher und darüber hinaus internationaler Dimension wird zu­

nehmend zu einem wichtigen Gegenstand und Instrument 

der Zukunftsgestaltung als Teil des großen Aufgabenfeldes 

von Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie. Die 

"Wissensgesellschaft" verlangt immer mehr Antworten und 

Konzeptionen der Berufsbildungsforschung für die Berufsbil­

dungsentwicklung und damit auch neue Anstrengungen des 

Bundesinstituts für Berufsbildung. 

• Deshalb muß das Bundesinstitut noch überzeugender zu ei­

nem Kompetenzzentrum von Forschungs- und Entwicklungs­

kapazitäten werden und dabei die Rahmenbedingungen und 

Infrastrukturen auf dem Feld der beruflichen Aus- und Weiter­

bildung in Deutschland und international berücksichtigen. Es 

muß fortentwickelt werden zu einer Denkfabrik für berufliche 

Bildung mit ausgeprägtem Wissenschafts-, Politik- und Praxis­

bezug. Dazu ist mehr Früherkennung, Markterkundung und 

Kundenorientierung für die Arbeit des Bundesinstituts erfor­

derlich. 

• Um zukunftstüchtig zu bleiben und auch von dieser Seite 

her die Bildungsrechte des einzelnen, gerade der jungen Men­

schen, zu gewährleisten, müssen wir unser Ausbildungssy­

stem wie auch unser Weiterbi ldungssystem vielfältig differen­

zieren, flexibilisieren und modernisieren. Wir müssen beispiels­

weise den Wandel in der Wirtschaftsstruktur und in der Orga­

nisationsentwicklung der Unternehmen, den Wandel im Bil­

dungsverhalten sowie die demographischen Gegebenheiten, 

die individuellen Aufstiegstrends und die Entwicklungen zur 

globalen und Dienstleistungswirtschaft nicht nur nachvollzie­

hen, sondern unverzüglich und schnell im dualen System auf­

greifen und aktiv mitgestalten. 

• Bundesminister DR. Rün GERS hat beim 3. BIBB-Fachkongreß 

in Berlin im Oktober 1996 vom Bundesinstitut für die Zukunft 

zurecht verlangt, stärker und eindeutiger innovatorische Im­

pulse bei der Modernisierung und Flexibilisierung der berufli­

chen Bildung beizutragen und dabei auch unkonventionelle 

Lösungsvorschläge trotz der starken Einbindung des Instituts 

in die Konsenssuche eingefordert. Mehr Freiräume des Bun­

desinstituts für vorausschauende innovative Politikberatung, 

Konzeptionen und Dienstleistungen des Instituts hierzu seien 
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angebracht. Diesen Anforderungen wollen wir effizienter ent­

sprechen. 

Das "Reformprojekt Berufliche Bildung - Flexible Strukturen 

und moderne Berufe" des Bundesministeriums für Bildung, 

Wissenschaft, Forschung und Technologie vom Frühjahr 1997 

ist Orientierung für unsere Arbeit in der Berufsbildungsfor­

schung, bei der Entwicklung von Konzeptionen und konkreten 

Vorschlägen für die Berufsbildungspraxis und -politik. 

• Der Beschluß des Hauptausschusses und seines Forschungs­

ausschusses vom Herbst letzten Jahres zu den Forschungsprio­

ritäten des Bundesinstituts wird eine noch eindeutigere Fokus­

sierung unserer Arbeit auf die Anforderungen unseres Berufs­

bildungsumfeldes und der Abnehmer unserer Dienstleistun­

gen bewirken. 

• Im Sinn dieser Wegweiser verstehen wir unsere vorrangige 

Aufgabe, durch berufliche Aus- und Weiterbildung die berufli­

chen Qualifikationen und Orientierungen der Menschen zu 

fördern . Das bedeutet im einzelnen beispielsweise: 

• Die Leistungsstarken und die Leistungsschwächeren, die be­

sonderer Förderung bedürfen, sind mit konkreten Maßnah­

men zu einer höchstmöglichen beruflichen Qualifizierung zu 

führen. Hierzu sind unkonventionelle Lösungsansätze und Zu­

kunftsszenarien für die berufliche Aus- und Weiterbildung zu 

entwickeln und zu fördern. 

• Transparenz und Modularität der beruflichen Bildungsgän­

ge sollen in Europa vorangebracht werden. ln der internatio­

nalen Berufsbildung soll durch die Beteiligung an internationa­

len Projekten zur Förderung von beruflichen Reformprozessen 

und Transfer stimulierend und fördernd mitgewirkt werden. 

• Durch Berufsbildungsforschung werden die technologisch­

gesellschaftlichen Trends für die berufliche Qualifizierung er­

mittelt und durch Kooperation in der Berufsbildungsforschung 

sowie durch Wissens- und Erfahrungsaustausch sollen Arbeits­

ergebnisse und Vorschläge national und international verbrei­

tert werden . 

Um diese Ziele eher und effizienter zu erreichen, wird im Lau­

fe dieses Jahres eine Aufgaben-, Ablauforganisations- und 

Aufbauorganisationsreform des Bundesinstituts für Berufsbil­

dung durchgeführt, damit es moderner, flexibler und kunden­

orientierter arbeiten kann. Neu strukturierte Arbeitseinheiten 

des Instituts bieten damit auch die Chance, neue Themen und 

Schwerpunkte der Berufsbildungsforschung und Berufsbil­

dungsdienstleistung frühzeitiger aufzugreifen . Die "Ganzheit­

lichkeit der Aufgabenwahrnehmung" durch alle Mitarbeiterin­

nen und Mitarbeiter des Bundesinstituts ist Voraussetzung da­

für, daß wir in Berufsbildungsforschung und -dienstleistung 

diese selbstgesteckten Ziele kontinuierlich erreichen können. 



Fehbeiträge 

Dietmar Zielke 

wissenschaftlicher Mitar­

beiter in der Abteilung 2. I 

"Lehr- und Lernprozesse 

in der Berufsausbildung" 

im Bundesinstitut für Be­

rufsbildung, Berlin 

Mehr oder weniger? 
Schüleraussagen 
zum Berufsschulunterricht 

Aktuelle Bestrebungen, den Berufs­

schulunterricht in der Fachstufe ge­

nerell nur noch mit reduziertem Um­

fang und an einem Wochentag zu er­

teilen, werden mit den Wünschen 

von Auszubildenden zum Berufs­

schulunterricht konfrontiert. Dabei 

stellt sich heraus, daß die Jugendli­

chen, bei großen, berufsspezifischen 

Unterschieden, eher an zusätzlichem 

Berufsschulunterricht interessiert 

sind und dies um so mehr, je weni­

ger Unterricht sie erhalten. Zudem 

beklagen viele Lehrer Zeitmangel 

und Stoffülle im fachpraktischen Un­

terricht, so daß eine generelle Redu­

zierung des Stundenvolumens zu 

Verwerfungen an den Berufsschulen 

führen dürfte. 

In der derzeitigen, bildungspolitischen Dis­

kussion stehen Überlegungen im Vorder­

grund, wie man die Attraktivität der Berufs­

ausbildung für Betriebe steigern könne. Die 

Zahl der betrieblichen Ausbildungsplätze soll 

durch einen Abbau von ,Ausbildungshemrn­

nissen" gesteigert werden, zu denen auch un­

flexible Berufsschulzeiten gerechnet werden. 1 

Damit werden wiederholt geäußerte Klagen 

ausbildender Betriebe aufgegriffen, durch die 

Ausweitung des Berufsschulunterrichts auf 

zwei Wochentage stünden Auszubildende nur 

noch in "weitaus geringerem Umfang für die 

betriebliche Ausbildung zur Verfügung". 2 

Die Berufsschulzeiten sollen zugunsten der 

Anwesenheitszeiten der Auszubildenden im 

Betrieb3 zeitlich anders über die Ausbil­

dungsjahre verteilt und flexibel organisiert 

werden. 4 Insbesondere sollen die Auszubil­

denden in Zukunft nach dem ersten Ausbil­

dungsjahr nur noch an einem Wochentag die 

Berufsschule besuchen. 5 

Verkürzung oder Ausweitung 
des Berufsschulunterrichts? 

Im folgenden wird untersucht, ob die unmit­

telbar betroffenen Jugendlichen zu erkennen 

geben, daß sie eine Verkürzung der Berufs­

schulzeiten begrüßen würden oder ob sie 

eher eine Ausweitung des Berufsschulunter­

richts für erforderlich halten. Dazu werden 

Aussagen von Teilzeitberufsschülern ausge­

wertet, die sich ausschließlich in den Ausbil­

dungsjahren zwei bis vier befanden, also in 

dem Ausbildungsabschnitt, in dem alle Aus­

zubildenden von der intendierten Verkürzung 

der Berufsschulzeiten betroffen wären. Die 

Daten stammen aus einer empirischen Studie 

zur Praxis der Individualisierung und Bin­

nendifferenzierung in der Berufsausbildung. 6 

In ihr wurden u. a. 354 Berufsschüler7, die in 

den Berufen Elektroinstallateur/ -in, Indu­

striemechaniker I -in (Fachrichtung Maschi­

nen- und Systemtechnik), Kaufmann/Kauf­

frau im Einzelhandel und Industriekauf­

mann/-kauffrau ausgebildet wurden8 schrift­

lich befragt. 9 Unter anderem sollten sie auf 

einer fünfstufigen Skala 10 angeben, wie 

wichtig aus ihrer Sicht ein zusätzlicher Be­

rufsschulunterricht generell wäre. Darüber 

hinaus, wie wichtig zusätzlicher Unterricht 

zur Vorbereitung auf die Abschlußprüfung 

und zusätzlicher, vertiefender Unterricht in 

einzelnen, berufsbezogenen Fächern wäre. 11 
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Die Antworten der Jugendlichen lassen zu­

nächst erkennen, daß ihr Interesse an gene­

rellem, zusätzlichen Unterricht nicht sehr 

ausgeprägt ist, daß sie aber ein deutliches In­

teresse an zusätzlichem Unterricht haben, so­

fern er einen Berufsbezug ausweist. Erheb­

lich ist sogar das Interesse an einem zusätz­

lichen Unterricht zur Prüfungsvorbereitung. 

Er wird durchgängig von den Jugendlichen 

zwischen "wichtig" und "sehr wichtig" ein­

geschätzt. 

Zur Prüfung der Frage, ob es besondere 

Gruppen unter den Auszubildenden gibt, die 

mehr als andere zusätzlichen Unterricht für 

erforderlich halten, sind die drei Aussagen 

der Schüler zur Wichtigkeit zusätzlichen Be­

rufsschulunterrichts zu einer dreistufigen 

Skala zusammengefaßt worden (Cronbachs 

Alpha = .6034). 12 Dabei hat sich zunächst 

herausgestellt, daß der Wunsch nach zusätz­

lichem Berufsschulunterricht von allen Ju­

gendlichen gleichermaßen geäußert wird. 

Insbesondere die Annahme, daß Abiturienten 

wegen ihrer höheren formalen Vorbildung 

weniger von der Notwendigkeit zusätzlichen 

Unterrichts überzeugt seien, trifft nicht zu. 

Auch die Vermutung, Hauptschüler würden 

mehr als andere Auszubildende zusätzlichen 

Unterricht wünschen, hält einer Überprüfung 

nicht stand. 13 Entgegen der Annahme gab es 

auch keine Anhaltspunkte dafür, daß sich die 

Intensität der persönlichen Zuwendung der 

Lehrer im Unterricht 14 auf die Nachfrage 

nach zusätzlichem Berufsschulunterricht aus­

wirkt. 

Differenziert man hingegen die Aussagen 

nach Ausbildungsberufen, dann ergeben sich 

hochsignifikante, berufsspezifische Unter­

schiede15 (Ckorr = .321; p = .000). 

Ohne Einfluß ist hingegen das Ausbildungs­

jahr, in dem sich die Jugendlichen befinden, 

auf den Wunsch nach zusätzlichem Berufs­

schulunterricht, während sich das real erteilte 

Unterrichtsvolumen auf den Wunsch nach 

zusätzlichem Berufsschulunterricht signifi­

kant auswirkt (Ckorr = .270; p = .024). 

Tabelle 1: Schüleraussagen zur Wichtigkeit verschiedener Arten zusätzlichen Berufsschulunterrichts nach 
Beruf (statistische Kennwerte) 

Art des zusätzlichen I M;tteMert I I Standard- I 
Berufsschulunterrichts abweichung 

Unterricht generell 
alle Berufsschüler 2.58 1.27 351 
Elektroinstallateure 2.78 1.34 91 
Industriemechaniker 2.29 1.01 82 
Kaufleute im Einzelhandel 3.00 1.42 86 
Industriekaufleute 2.23 1.09 90 

Vertiefender Unterricht 
alle Berufsschüler 3.58 1.05 353 
Elektroinstallateure 3.57 1.07 91 
Industriemechaniker 3.46 .96 84 
Kaufleute im Einzelhandel 3.96 .92 85 
Industriekaufleute 3.35 1.15 91 

Prüfungsvorbereitung 
alle Berufsschüler 4.37 .98 353 
Elektroinstallateure 4.54 .83 91 
Industriemechaniker 4.12 1.01 84 
Kaufleute im Einzelhandel 4.46 1.05 85 
Industriekaufleute 4.35 .99 91 

(BIBB-Projekt 2.4002: Schüler-Hauptstudie) 

Tabelle 2: Wichtigkeit zusätzlichen Berufsschulunterrichts nach Beruf (Angaben in Prozent) 

AUSBILDUNGSBERUF 

I 
Zusätzlicher Unter- I 
richt ist wichtig? 

nein 

es geht 

ja 

Insgesamt 

24,2 

34,1 

41,8 

100,0 
(n = 91) 

(B IBB·Projekt 2.4002: Schüler-Hauptstudie) 

Am häufigsten wird zusätzlicher Unterricht 

von den Auszubildenden gefordert, deren 

Unterricht bis zu neun Unterrichtsstunden 

wöchentlich dauert. Am wenigsten fordern 

die Auszubildenden zusätzlichen Unterricht, 

die wöchentlich mehr als zwölf Unterrichts­

stunden die Berufsschule besuchen. 16 

40,2 

37,8 

22,0 

100,0 
(n = 82) 

Fazit 

22,4 

22,4 

55,3 

100,0 
(n = 85) 

40,0 

33,3 

26,7 

100,0 
(n = 90) 

Die Aussagen der Schüler I- innen können 

wie folgt zusammengefaßt werden: 

1. Auszubildende in den Berufen Elektroin­

stallateur I -in, Industriemechaniker I -in (Fach-
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richtung Maschinen- und Systemtechnik), 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel und 

Industriekaufmannt -kauffrau sind an einer 

generellen, unspezifischen Ausweitung des 

Berufsschulunterrichtes wenig interessiert. 

2. Hingegen ist der Wunsch nach zusätzli­

chem, fachbezogenen Unterricht weit ver­

breitet. Am stärksten ist der Wunsch, in der 

Berufsschule eine zusätzliche Vorbereitung 

auf Prüfungen zu erhalten. 

3. Der Wunsch nach zusätzlichem Unterricht 

besteht unabhängig von wichtigen Merkma­

len der Jugendlichen, z. B. ihrer schulischen 

Vorbildung oder ob sie durch den Unterricht 

über- bzw. unterfordert werden. 

4. Am stärksten ist der Wunsch nach zusätz­

lichem Berufsschulunterricht bei den Teil­

zeit-Berufsschülem ausgeprägt, die real am 

wenigsten Unterricht erhalten. Am seltensten 

wünschen sich die Schüler zusätzlichen Un­

terricht, die real an überdurchschnittlich viel 

Berufsschulunterricht teilnehmen. 

5. Es bestehen erhebliche, berufsspezifische 

Unterschiede nicht nur im Ausmaß des real 

erteilten Unterrichts, sondern auch im Wunsch 

nach zusätzlichem Unterricht. Mit Abstand 

wünschen sich die angehenden Einzelhan­

delskaufleute mehr Unterricht, am wenigsten 

die angehenden lndustriekaufleute. 

6. Eine Verkürzung der Berufsschulzeiten 

entspricht den Erwartungen der Teilzeit-Be­

rufsschüler nicht, denn sie fordern mehr Un­

terricht. Der zusätzliche Unterricht sollte al­

lerdings Fachunterricht sein. Völlig unstrittig 

ist bei allen Auszubildenden die hohe Priori­

tät zusätzlichen Unterrichts zur Vorbereitung 

auf Prüfungen. 

Neben Berufsschülern sind in dem Projekt, 

aus dem die hier präsentierten Daten stam­

men, auch insgesamt 72 Klassenlehrer I -in­

nen, Schulleiter/ -innen und stellvertretende 

Schulleiter/ -innen befragt worden. Sie soll-

ten sich u. a. dazu äußern, wie sehr Zeitman­

gel den fachkundlichen Unterricht beein­

trächtigt. Fast zu gleichen Teilen sind die 

Lehrer/ -innen 17 der Auffassung, im fach­

kundlichen Unterricht herrsche kaum bzw. 

durchaus Zeitmangel. Dies gilt für alle vier 

untersuchten Berufe gleichermaßen, wenn 

sich auch berufsspezifische Unterschiede an­

deuten. 18 

I Wunsch 
nach zusätzlichem 

fachbezogenem Unterricht 
ist weit verbreitet 

Da die Lehrerl-innen zudem überwiegend 

der Auffassung sind, StoffüBe würde den 

fachkundlichen Unterricht beeinträchtigen, 

kann davon ausgegangen werden, daß auch 

ein großer Teil der Lehrerl-innen eher mehr 

denn weniger Berufsschulunterricht für er­

forderlich hält. 

Doch beziehen sich die hier vorgestellten 

Fragen ausschließlich auf den fachkundli­

chen Unterricht. Auch bei der Befragung der 

Schüler stand der fachkundliche Unterricht 

im Mittelpunkt des Interesses. So ist nicht 

auszuschließen, daß durch eine Umschich­

tung der Unterrichtsinhalte zugunsten größe­

rer Anteile fachkundlichen Unterrichts die 

Forderung nach einer Verlängerung des Be­

rufsschulunterrichts aufgefangen werden 

könnte. Dies im einzelnen zu klären bedürfte 

es differenzierterer Untersuchungen auf dem 

Hintergrund des umfassenden Bildungsauf­

trages der Berufsschulen. Hingegen ist recht 

deutlich geworden, besonders bei den Aussa­

gen der Jugendlichen, daß eine pauschale 

Diskussion um eine Verkürzung (aber auch 

Verlängerung) der Berufsschulzeiten den 

Erwartungen eines großen Teils der Schü­

ler/ -innen nicht gerecht werden. Die spe­

zifischen Bedingungen in den einzelnen Be­

rufen, die individuellen Voraussetzungen und 

Erwartungen der Schüler/Schülerinnen sind 

so verschieden, daß nur durch eine differen­

zierte Form des Berufsschulunterrichts, etwa 

durch die Einführung des Kurssystems 19, so­

wohl den Erwartungen der Schüler/Schüle­

rinnen als auch der Betriebe entsprochen 

werden kann. 

Die Klagen vieler Lehrerl-innen über Zeit­

druck und Stoffülle im fachkundlichen Un­

terricht sollten, wie auch die Schüleraussa­

gen, als Warnung vor einer pauschalen Kür­

zung des Berufsschulunterrichts in den Aus­

bildungsjahren zwei bis vier verstanden wer­

den. Denn es ist eher zu erwarten, daß die 

Folgen einer scheinbar betriebsfreundlichen 

Entscheidung zugunsten längerer Anwesen­

heitszeiten im Betrieb in vielen Betrieben 

durch eine Ausweitung des innerbetrieblichen 

Unterrichts oder durch eine stärkere Inan­

spruchnahme ausbildungsbegleitender Hil­

fen 20 aufgefangen werden müssen. Die Be­

triebe hätten den zusätzlichen Aufwand und 

die Jugendlichen voraussichtlich den Nach­

teil , sich das erforderliche Fachwissen mehr 

außerhalb der Arbeitszeiten und unter ungün­

stigeren Rahmenbedingungen aneignen zu 

müssen, als dies in der Berufsschule der Fall 

wäre. 

Anmerkungen: 

1 Deutscher Bundestag: Drucksache 1314213 vom 

26. 3. 1996: Bericht der Bundesregierung "Stärkung 
und Modemisierung der beruflichen Bildung", S. 3 f 
2 Nordwestdeutsches Handwerk, Jg. 98 (1993), 

Nr. 18: Zweiter Berufsschultag stößt auf Kritik des 

Handwerks. Vgl. auch den DIHT, in dessen "Zehn­

Punkte-Programm" u. a. die "pauschale Schulpflicht" 
für Auszubildende hilileifragt wird (ibv Nr. 39 vom 

28. September 1994, S. 3 I 51). Daß die vorgebrachten 

Klagen der Betriebe in der pauschal geäußerten Form 
jeder empirischen Basis entbehren, ist inzwischen 

zwar nachgewiesen (Barde leben, R. von; Beicht, U. ; 

Feher, K.: Was kostet die betriebliche Ausbildung? 
Bundesinstitut für Berufsbildung Der Generalsekre­

tär (Hrsg.) Bielefeld 1997, (Berichte zur beruflichen 

Bildung, H. 210) S. 8f, hat aber noch nicht zu einer 

Rücknahme entsprechender Forderungen geführt. 
Auch die Behauptung, der Berufsschulunterricht sei 

wenig flexibel organisiert und gehe an den Wünschen 

der Betriebe vorbei, hält einer Überprüfung nicht 
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Hans-Dieter Eheim, Manfred Hoppe, 
Michael Sander, Heinz-Dieter Schulz 

GESTALTUNGS· UND 
LERNCHANCEN IN 
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UNTERSUCHUNGEN AUS DEM SANITÄR-, 

HEIZUNGS- UND KLIMAHANDWERK 

1997, 254 Seiten, 
Besteii-Nr. 102.213, 
Preis 29.00 DM 

ln der Diskussion um Perspektiven für das Hand­
werk, dem bei der Weiterentwicklung und Lösung 
gesellschaftlicher, ökonomischer und ökologischer 
Herausforderungen eine zentrale Rolle zufällt, 
nehmen Fragen der Gestaltung von Kundenauf­
trägen eine Schlüsselrolle ein. 
ln dem vorliegenden Band werden Ergebnisse 
einer Untersuchung vorgestellt, die Gestaltungs­
und Lernchancen im Kundenauftrag offenlegen. 
Der Kundenauftrag als Kern beruflicher Arbeit im 
Sanitär-, Heizungs- und Klimahandwerk steht im 
Mittelpunkt der Überlegungen, die sich sowohl 
den Grundfragen des Lernensam Arbeitsplatz und 
den daraus resultierenden Qualifikationsanforde­
rungen zur Wahrnehmung bestehender Gestal­
tungschancen im Kundenauftrag zuwenden, als 
auch konkrete Wege aufzeigen, wie diese in Aus­
und Weiterbildung umgesetzt werden können . 
Zukunftsorientierte Lernkonzepte und Medien 
übernehmen in diesem Zusammenhang eine 
wesentliche Funktion- mit entsprechenden Her­
ausforderungen an die ausbildenden Personen. 
ln der Studie werden dabei anhand konkreter 
Beispiele Lösungswege für die berufliche Aus-
und Weiterbildung beschrieben. 

.,. Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 
Postfach 10 06 33 
33506 Sielefeld 
Telefon (0521 ) 911 01-0 
Telefax (0521) 911 01-79 

stand (vgl. Sekretariat der Ständigen Konferenz der 

Kultusminister der Uinder: Bericht der Kultusmini­

sterkonferenz über die Organisation des Berufsschul­

unterrichts in den Uindern. Entwurf, Stand: 

23. I. I 997, S. 5 ff. und als Beispielfür die Einbezie­

hung der zuständigen Stellen bei der Organisation 

des Unterrichts: Schulordnung für die Berufsschulen 

in Bayern vom I 9. Juli 1983. In: Bayerisches Gesetz­

und Verordnungsblatt Nr. 24 vom I5. September 1983, 

S. 759 jf.). Siehe als aktuelles Beispiel die Koopera­

tionsvereinbarung aus Nordrhein-Westfalen ( Ministe­

rium für Schule und Weiterbildung des Landes Nord­

rhein- Westfalen/Westdeutscher Handwerkskammer­

tag: Kooperation von Berufsschulen, Ausbildungsbe­

trieben des Handwerks und überbetrieblichen Ausbil­

dungsstätten. Eine Handreichung. Düsseldorf 1996 

mit den dazugehörigen Klarstellungen von Laufen­

berg, H.: Der Berufsschulunterricht ein Ausbildungs­

hemmnis? Kooperationsvereinbarung mit dem Hand­

werk hilft Vorurteile abbauen. In: SchulVerwaltung 

NRW, Nr. 4196, S. 111 ). 
3 bmb+f (Bundesministerium für Bildung, Wissen ­

schaft, Forschung und Technologie): Presse-Info vom 

31. I. I997: Erwachsene Lehrlinge künftig mehr im 

Betrieb. 
4 Sehr kritisch hat sich der Hauptausschuß des BIBB 

zu den Plänen geäußert, den Berufsschulunterricht zu 

"verschlanken ". Vgl. Bundesinstitut für Berufsbil­

dung: Berufsbildungsbericht I996. Hauptausschuß 

des Bundesinstituts für Berufsbildung nimmt Stellung 

zum Entwurf ( Pressemeldung 7196 des BIBB vom. 

8. 3. I996, s. 4). 
5 Wobei die Unterrichtszeit neun Schulstunden betra­

gen soll (vgl. Niedersächsisches Kultusministerium: 

Erlaß des MK vom 20. I. I995 - 407-80 00615-

1-2195 in: Nds. MB!. S. 1996, S. 57; SVBl 2196, 

S. 35). 
6 Die Studie wurde sowohl in Betrieben als auch in 

Berufsschulen durchgeführt. Zur Anlage des Projektes 

und den insgesamt erzielten Ergebnissen vgl. Bundes­

institut für Berufsbildung, Der Generalsekretär 

(Hrsg.): Individualisierung und Binnendifferenzie­

rung in der Berufsausbildung. in: Bundesinstitut für 

Berufsbildung: Berlin und Bann 1996 (Forschungs­

ergebnisse 1995), S. 42-57. Die Ergebnisse aus dem 

betrieblichen Teil der Studie werden in Zielke, D. ; 

Papp, J.: Ganz individuell? Empirische Studien zur 

Individualisierung und Binnendifferenzierung in der 

betrieblichen Berufsausbildung. Bundesinstitut für 

Berufsbildung Der Generalsekretär (Hrsg.) Sielefeld 

I997 (Berichte zur beruflichen Bildung, H. 209) aus­

führlich beschrieben. 
7 Hier und im folgenden sind damit ausschließlich 

Auszubildende, also Teilzeitberufsschüler gemeint. 
8 Aus I8 Berufsschulen in den Uindern Berlin, Nie ­

dersachsen, Sachsen-Anhalt und Nordrhein- West­

falen. 
9 Die Befragung wurde von November 1994 bis Fe­

bruar I995 durchgeführt. Unseres Wissens haben sich 

bis jetzt keine gravierenden Änderungen beim Berufs­

schulbesuch der Auszubildenden ergeben. 
10 Sie reichte von 1 = "gar nicht wichtig " bis 5 = 
"sehr wichtig". 
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11 Bei den im folgenden referierten Aussagen der 

Teilzeitberufsschüler ist zu berücksichtigen, daß sie 

nicht für alle Ausbildungsberufe und auch nicht für 

Gesamtdeutschland repräsentativ sind. Es gibt aber 

auch keine Anhaltspunkte dafür. daß Auszubildende in 

anderen Berufen und anderen als den einbezogenen 

Uindern die Fragennach der Wichtigkeit zusätzlichen 

Berufsschulunterrichts grundsätzlich anders beant­

worten würden. 
12 Die Werte, die dem arithmetischen Mittel der Skala 

amnächsten lagen, wurden zu der mittleren Kategorie 

"es geht" zusammengefaßt. Die darunter liegenden 

Werte wurden zur Kategorie "nein " und die darüber 

liegenden Werte wurden der Kategorie "ja" zugeord­

net. Zur Kontrolle durchgeführte univariate Varianz­

analysen mit den nicht rekodierten Skalenwerten be­

stätigten die im folgenden referierten Ergebnisse. 
13 Im. einzelnen wurden folgende Merkmale der Ju­

gendlichen in die Analyse einbezogen: Geschlecht, 

Alter. schulische Vorbildung, Einschätzung der Lern­

anforderungen an der Berufsschule und erwarteter 

Prüfungserfolg 
14 Art und Häufigkeit der persönlichen Zuwendung, 

die Schüler durch ihre Lehrer erfahren, sind durch 

sieben Fragen erhoben und zu einer dreistufigen Ska­

la zusammengeJaßt worden. Die Spannweite reichte 

von Schülern, die wenig Zuwendung erhielten bis hin 

zu Schülern, deren Lehrer sich differenziert und häu­

fig ihrer Schüler annahmen. 
15 Wie sie sich auch schon in Tabelle 1 angedeutet 

haben. 
16 Dies gilt allerdings nur unter der Bedingung, daß 

die Aussagen aller Teilzeitberufsschüler zusammenge­

Jaßt werden. 
17 Damit sind nicht nur die Lehrerl-innen sondern 

auch die Schulleiterl-innen und deren Stellvertreter/ 

-innen gemeint. Da die Antworten dieser drei Perso­

nengruppen übereinstimmten, konnten sie auch zu­

sam.mengefaßt und gemeinsam ausgewertet werden. 
18 Der Zeitmangel ist bei den Elektroinstallateuren 

am. größten. 
19 Vgl. Keune, S.; Zielke, D.: Individualisierung und 

Binnendifferenzierung: eine Perspektivefür das duale 

System? In: BWP 21 (1992) I, S. 35 f 
20 Von Bildungsträgem durchgeführte und der Bun­

desanstalt fur Arbeit finan zierte Ausbildungsmaßnah­

men, die Ausbildungsahbrüche und ein Scheitern von 

Auszubildenden in der Abschlußprüfung verhindem 

soll. Ende 1996 nahmen 72 I 00 Auszubildende an 

ausbildungsbegleitenden Hilfen teil ( Bundesministe­

riumfür Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech­

nologie [Hrsg.]: Berufsbildungsbericht 1997. Bann: 

/997, s. 86). 



Ursula Hecker 

Diplomsoziologin, wissen­

schaftliche Mitarbeiterin in 

der Abteilung 1.1 "Sozial­

wissenschaftliche Grund­

lagen der Berufsbildung " 

im Bundesinstitut für Be­

rufsbildung, Berlin 

Materielle Situation der 
Auszubildenden 

Die Situation auf dem Ausbildungs­

stellenmarkt ist eines der beherr­

schenden Themen der Bildungspoli­

tik. Trotz vielfältiger Bemühungen 

von Politik und Gesellschaft sind 

1997 viele Jugendliche ohne Ausbil­

dungsplatz geblieben. Im Mittel­

punkt der Diskussion stehen unter 

anderem die Kosten der Ausbildung. 

Insbesondere die Höhe der Lehr­

lingsvergütungen wird für die Zu­

rückhaltung vieler Betriebe verant­

wortlich gemacht. Wie die Auszubil­

denden selbst ihr Ausbildungsent­

gelt im Vergleich zu ihren betrieb­

lichen Leistungen einschätzen und 

wie sie ihre finanzielle Situation 

durch zusätzliche Nebenjobs zu ver­

bessern suchen, ist Thema des fol­

genden Beitrags. 

Zur Lage auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt 

Der Ausbildungsplatzmangel bleibt weiterhin 

beherrschendes bildungspolitisches Thema. 

Die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt 

war seit Mitte der 80er Jahre nicht mehr so 

angespannt wie im Sommer letzten Jahres. 

Bundesweit klafft eine große Lücke zwi­

schen Bewerbern und offenen Ausbildungs­

plätzen. Besonders ungünstig ist die Situa­

tion der unversorgten Jugendlichen in den 

neuen Ländern, aber auch in manchen west­

deutschen Arbeitsamtsbezirken gibt es große 

Probleme auf dem Ausbildungsstellenmarkt 

Ende September 1997 hatten noch rund 

50 000 Bewerber, nach Angaben der Bundes­

anstalt für Arbeit, keinen Ausbildungsplatz. 

In seltener Einmütigkeit beklagen Politiker, 

Arbeitgeber und Gewerkschaften die Misere 

am Lehrstellenmarkt, und es mangelt nicht 

an Appellen und Vorschlägen, wie dieses 

Problem gelöst werden kann. Der Bundes­

kanzler hat sich bei den Spitzenverbänden 

der Wirtschaft noch einmal dafür eingesetzt, 

daß genügend Lehrstellen zur Verfügung ge­

stellt werden. Dazu diente auch die im Früh­

jahr 1997 gestartete Gemeinschaftsinitiative 

von Wirtschaft, Bundesregierung und Bun­

desanstalt für Arbeit ,Ausbilden - Wir ma­

chen mit" sowie der Beschluß der Bundesre­

gierung 1, bei der Vergabe von öffentlichen 

Aufträgen Unternehmen, die ausbilden, zu 

bevorzugen. Als erste positive Signale wer­

den die Lehrstellenzusagen einiger Großkon­

zerne gewertet, aber auch die Vielzahl regio­

naler Aktivitäten von Kammern, Verbänden 

und den Arbeitsämtern, die u. a. im Rahmen 

von Ausbildungsbörsen und/ oder gezielter 

Ansprache einzelner Betriebe versuchen, 

Ausbildungsplätze zu akquirieren. Am "Tag 

des Ausbildungsplatzes" (18. 6. 1997) haben 

die Mitarbeiter der Arbeitsämter in über 

46 000 besuchten Betrieben 14 000 Ausbil­

dungsstellen, davon 7 500 für 1997, gewor­

ben. Die Bund-Länder-Offensive hat vor al­

lem die Aufgabe, das Lehrstellenangebot in 

den neuen Ländern zu erhöhen. Mit dem neu 

aufgelegten Sonderprogramm sollen auch in 

diesem Jahr 15 000 weitere betriebliche Aus­

bildungsplätze gefördert werden. Zusätzliche 

Stellen werden außerdem von den neuen 

Informations- und Kommunikationsberufen 

erwartet. 
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Je nach politischem und gesellschaftlichem 

Standpunkt unterscheiden sich die Forderun­

gen und Appelle, wie die Lehrstellenproble­

matik aufgefangen werden kann: Während 

von der Arbeitnehmerseite der Ruf nach 

"Einführung der Ausbildungsabgabe" oder 

"Vergabe von staatlichen Aufträgen nur an 

Betriebe, die ausbilden", laut wird, argumen­

tiert die Arbeitgeberseite für die zögerliche 

Haltung der Wirtschaft beim Lehrstellenan­

gebot mit dem erheblichen zeitlichen Auf­

wand für die Berufsschule und mit den ho­

hen Kosten der Ausbildung, insbesondere 

wegen der in den letzten Jahren überpropor­

tional angestiegenen Ausbildungsvergütun­

gen. Die Forderungen zur Kostensenkung 

reichen von der ,Aufteilung von zweiAusbil­

dungsplätzen auf drei Jugendliche" oder der 

"Kürzung der Lehrlingsgehälter um ein Drit­

tel" bis hin zu "mehrere Nullrunden". Die 

neuesten Auswertungen der tariflichen Aus­

bildungsvergütungen von 1996 lassen hier 

bereits einen deutlich geringeren Anstieg als 

in den Vorjahren erkennen. 2 

Aspekte zur 
Ausbildungsvergütung 

Nach dem Berufsbildungsgesetz (§ 10 

BBiG) steht den Auszubildenden eine ange­

messene Ausbildungsvergütung zu. Sie hat 

zwei Funktionen zu erfüllen: Zum einen soll 

die Ausbildungsvergütung "eine gewichtige 

und fühlbare Unterstützung zum Lebensun­

terhalt des Lehrlings darstellen, also zur Be­

streitung seiner Lebensunterhaltskosten bei­

tragen"3. Darüber hinaus hat sie in gewissem 

Umfang Entgeltcharakter für im Rahmen der 

Ausbildung erbrachte Leistungen. Nach dem 

Gesetz ist die Ausbildungsvergütung so zu 

bemessen, daß sie mit fortschreitender Aus­

bildungsdauer, mindestens jährlich, ansteigt. 

Damit soll den steigenden finanziellen Be­

dürfnissen der Auszubildenden mit zuneh­

mendem Alter und deren mit voranschreiten­

der Ausbildung wertvoller werdenden Ar­

beitsleistungen Rechnung getragen werden. 

Schließlich dient die Höhe der Ausbildungs­

vergütung auch als Anreiz zum Ergreifen ei­

nes bei den Jugendlichen nicht populären 

Berufes (z. B. Dachdecker). 

Vor diesem Hintergrund sind die von den Be­

trieben vorgelegten Kürzungsvorschläge der 

Ausbildungsvergütungen zur Entlastung der 

Betriebe einzuordnen. Inwiefern solche Kür­

zungen bei den Lehrlingsgehältern tatsäch­

lich zu einer größeren Ausbildungsbereit­

schaft der Betriebe führen, sei dahingestellt. 

In einer Untersuchung über die Kosten der 

Ausbildung stellte das BIBB fest, daß die 

Personalkosten der Auszubildenden (Ausbil­

dungsvergütungen, gesetzliche Sozial- und 

Versicherungsleistungen) im Durchschnitt 51 

Prozent der gesamten Bruttokosten der Aus­

bildung ausmachen. 4 Die Kürzungen bei den 

Lehrlingsvergütungen dürfen, vor dem Hin­

tergrund der unsicheren wirtschaftliche Lage 

und dem wettbewerbsbedingten Kosten­

druck, für die Betriebe - insbesondere für 

kleinere und mittlere Unternehmen - nicht 

als gering erachtet werden. Bei der Betrach­

tung der real anfallenden Ausbildungskosten 

sollte jedoch auch der betriebswirtschaftliche 

Nutzen der Ausbildung für die Betriebe stär­

ker mit einbezogen werden. 

Für die Auszubildenden bedeutet eine Kür­

zung ihrer Vergütung erhebliche Einschnitte 

in ihre wirtschaftliche Situation und eine 

stärkere finanzielle Abhängigkeit von ihrer 

Familie. Darüber hinaus sind angesichts der 

breiten Spanne bei den tariflichen Ausbil­

dungsvergütungen zwischen ca. 300 DM (im 

Schneiderhandwerk) und über 1 800 DM 

(bei Gerüstbauem) pauschale Kürzungen 

problematisch und sozial unausgewogen. Der 

Durchschnittsverdienst der Auszubildenden 

über alle Lehrjahre liegt derzeit im Westen 

bei 1 055 DM und im Osten bei 952 DM. 

Das verfügbare Einkommen der Auszubil­

denden nach Abzug möglicher Sozialver­

sicherungsbeiträge und Steuern dürfte noch 

etwas niedriger liegen. Damit entspricht die 

durchschnittliche Ausbildungsvergütung in 
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etwa dem Niveau des BAföG-Höchstsatzes 

von rund 990 DM (West) und 980 DM (Ost). 

Angesichts der regionalen Unterschiede im 

Ausbildungsplatzangebot wird, neben den 

Kürzungsforderungen bei der Vergütung, 

gleichzeitig eine größere regionale Mobilität 

der Auszubildenden - ähnlich wie bei Stu­

denten - erwartet. Im Vergleich zu den Stu­

denten steht für Auszubildende jedoch häufig 

keine entsprechende Infrastruktur, wie gün­

stige Wohnmöglichkeiten (Wohnheime) oder 

andere unterstützende Einrichtungen (Stu­

dentenwerk), zur Verfügung, die einen Wahn­

ortwechsel erleichtern würden. Es gibt für 

Auszubildende nur wenige Lehrlingswohn­

heime, die meisten befinden sich in den neu­

en Bundesländern und stammen noch aus 

DDR-Zeiten. Schon aus ökonomischen 

Gründen sind die Auszubildenden in der 

Mehrzahl vielfach auf den Verbleib im El­

ternhaus angewiesen. Eine eigene Existenz 

ist mit dem Lehrlingsgehalt kaum möglich, 

und eine zusätzliche Unterstützung durch die 

Eltern scheidet ebenfalls bei vielen aus. Eine 

elternabhängige staatliche Berufsausbil­

dungsbeihilfe (BAB) kommt für vieleAuszu­

bildende nicht in Frage. 5 Die Aufnahme 

einer Berufsausbildung der Heranwachsen­

den bedeutet vielmehr eine finanzielle Entla­

stung der Familie: Das Entgelt des/der Aus­

zubildenden ist häufig ein festverplanter Be­

standteil des Familieneinkommens. Auch in 

dieser Hinsicht dürfte sich die Situation der 

Auszubildenden erheblich von der der Stu­

denten unterscheiden, die in der Regel stär­

ker mit der finanziellen Unterstützung durch 

das Elternhaus rechnen können; sie macht 

knapp 50 Prozent der monatlichen Gesamt­

einnahmen der Studierenden aus. 6 

Demographische Daten 

Das Durchschnittsalter der Auszubildenden 

liegt heute bei 19 Jahren. Es hat sich gegen­

über vor 25 Jahren durchschnittlich um ca. 

drei Jahre erhöht. 7 Der Grund ist hauptsäch-



lieh in den verlängerten schulischen Bil­

dungsprozessen zu sehen, die sich wiederum 

in höheren allgemeinbildenden Schulab­

schlüssen der Auszubildenden niederschla-

angemessen ist im Vergleich zu ihren Lei­

stungen im Betrieb, wie hoch der Anteil ihrer 

produktiven Arbeitsleistungen ist und wel­

chen Umfang ihre Nebentätigkeiten ausma-

gen.8 So sind die Hauptschüler (einschließ- chen. 

lieh der Teilnehmer/ -innen am Berufsgrund-

bildungs- und Berufsvorbereitungsjahr) un-

ter den Auszubildenden nur noch mit einem 

Anteil von 45 Prozent vertreten, die Real­

schulabsolventen machen 39 Prozent aus. 

Bei 16 Prozent der Auszubildenden liegt die 

Hochschulreife vor. 9 

Damit ist die heutige Lehrlingsgeneration 

wesentlich älter und weist eine deutlich hö­

here schulische Vorbildung auf als in den 

70er Jahren. Beides sind Aspekte, die Aus­

wirkungen auch auf die betrieblichen Ar­

beitsleistungen der Auszubildenden haben 

dürften, sei es, daß sie schon frühzeitig ei­

genverantwortlich und selbständig Aufgaben 

übernehmen und/oder flexibler im Arbeits­

prozeß eingesetzt werden können. Die Verän­

derungen in den individuellen Bedürfnis­

strukturen von jungen Menschen, aber auch 

das gestiegene Lebensalter der Auszubilden­

den haben erhebliche Auswirkungen auf de­

ren Lebensstandard und damit auch auf die 

finanziellen Bedürfnisse. 

Vor diesem Hintergrund wird im folgenden 

auf einige Aspekte zur materiellen Situation 

der heutigen Auszubildendengeneration -

und zwar aus dem Blickwinkel der Auszubil­

denden selbst - eingegangen. Grundlage 

hierfür sind Ergebnisse eines im BIBB lau­

fenden Forschungsprojektes. 10 Von Mai bis 

Juli 1996 wurde eine repräsentative Befra­

gung von rund 6 000 Auszubildenden in 15 

zahlenmäßig bedeutenden Ausbildungsberu­

fen aus dem gewerblich-technischen, Büro­

und Dienstleistungsbereich durchgeführt. 

Die Befragung bezog alle Ausbildungsjahre 

ein und hatte zum Ziel, den betrieblichen 

Ausbildungsalltag aus der Sicht der Auszu­

bildenden zu erfassen. In diesem Zusammen­

hang sollten die Auszubildenden u. a. auch 

einschätzen, ob ihre Ausbildungsvergütung 

Wie schätzen die 
Auszubildenden ihre 
Vergütungssituation ein? 

Über ein Drittel der befragten Auszubilden­

den hält das Lehrlingsentgelt für angemessen 

oder sogar für sehr gut; knapp zwei Drittel 

sind jedoch der Meinung, ihre Ausbildungs­

vergütung sei zu niedrig. Je nach Beruf diffe­

rieren diese Einschätzungen erheblich. Mit 

ihrem Gehalt überdurchschnittlich zufrieden 

sind vor allem die Bankkaufleute (durch­

schnittlicher tariflicher Monatsverdienst 

West: 1 216 DM/Ost: 933 DM) und die En­

ergieelektronikerf:innen (West: 1 177 DM/ 

Ost: I 104 DM), von denen jeweils knapp 

zwei Drittel die Bezahlung als gerade richtig 

bzw. sehr gut angeben. Auch knapp die Hälf­

te der Industriemechanikerl-innen (West: 

1 184 DM/Ost: 1 122 DM) ist mit der Vergü­

tung einverstanden. Bei den zufriedenen 

Auszubildenden handelt es sich um solche, 

die nach den tariflichen Ausbildungsvergü­

tungen 11 zu den "Spitzenverdienern" zählen. 

Weit weniger zufrieden mit ihrem Verdienst 

zeigen sich dagegen Arzthelfer I -innen 

(West: 960 DM/Ost: 803 DM) und Auszubil­

dende im Hotelfach (West: 1 003 DM/Ost: 

753 DM): Über vier Fünftel halten das Ent­

gelt für zu niedrig. Auch von den Elektroin­

stallateuren (West: 897 DM/Ost: 694 DM) 

stufen überdurchschnittlich viele ihre Ausbil­

dungsvergütung als nicht angemessen ein 

(vgl. Abbildung 1). 

Die Unzufriedenheit steigt mit den Lehrjah­

ren, obwohl auch die Vergütung steigt: Im er­

sten Lehrjahr ist beinahe jede(r) zweite Aus­

zubildende mit der Bezahlung zufrieden, im 

dritten und vierten Lehrjahr nur noch jede(r) 

dritte. Ein Indiz dafür, daß sich viele nicht 

ihren steigenden Leistungen entsprechend 

entlohnt fühlen. 

Aber auch die Betriebsgröße spielt eine Rol­

le bei der Einschätzung der Ausbildungsver­

gütung: Während in den Großbetrieben (500 

und mehr Beschäftigte) der überwiegende 

Teil der Befragten die Bezahlung für ange­

messen bis sehr gut beurteilt, wird dies ledig­

lich von knapp einem Drittel in den Kleinbe­

trieben angegeben. Diese Einschätzungen 

sind vor dem Hintergrund der besseren Ent­

lohnung in den Großbetrieben zu sehen, sie 

können ebenfalls als ein Spiegelbild der pro­

duktiven Leistungen gewertet werden - de­

ren Anteil in Kleinbetrieben wesentlich hö­

her liegt als bei Großbetrieben -, und die in 

den Augen der Auszubildenden häufig keine 

Entsprechung in der Bezahlung finden. 

Generell läßt sich eine hohe Übereinstim­

mung zwischen allgemeiner Zufriedenheit 

mit der Ausbildung und Akzeptanz der Ver­

gütung feststellen. Jede(r) zweite Auszubil­

dende, der/die in der Ausbildung "so gut wie 

keine Probleme" hat, ist auch mit der Bezah­

lung einverstanden. Von den eher unzufriede­

nen Auszubildenden stufen vier von fünf ihre 

Vergütung als zu niedrig ein. Dieser Zusam­

menhang wird nur von den Arzthelferinnen 

durchbrachen. Sie fühlen sich häufig in ihrer 

Ausbildung wohl, sind aber mit der Bezah­

lung, gemessen an dem, was sie in der ärztli­

chen Praxis leisten müssen, überhaupt nicht 

einverstanden. Damit bestätigt sich bei den 

Arzthelferinnen eine Tendenz, wie sie auch 

schon in anderen Studien 12 herausgearbeitet 

wurde, wonach auch die ausgelernten Arzt­

helferinnen mit den Arbeitsinhalten und dem 

Betriebklima sehr zufrieden sind, jedoch 

nicht mit der Bezahlung in ihrem Beruf. 

Wenngleich es hier nicht möglich ist, eine 

eindeutige Abhängigkeit zwischen der Höhe 

der Vergütung und der allgemeinen Ausbil­

dungszufriedenheit zu belegen, so scheint die 
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Abbildung 1: Einschätzung der Ausbildungsvergütung (in Prozent) 

Die Ausbildungsvergütung ist nach Meinung der Auszubildenden zu niedrig: 
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Quelle: BIBB Fo-Pr. 1.4001 .,Ausbildung aus der Sicht der Auszubildenden" 

ökonomische Seite doch ein wichtiger Faktor 

für Motivation, Arbeitshaltung und -einstel­

lung bei den Auszubildenden zu sein. 13 

Was leisten die 
Auszubildenden im Betrieb? 

Bei der Diskussion über die Höhe der Aus­

bildungsvergütungdarf der betriebliche Nut­

zen der Ausbildung, d. h. die produktive Lei­

stung der Auszubildenden, nicht vergessen 

werden. So hat eine vom BIBB durchgeführ­

te Kosten-Nutzen-Untersuchung ergeben, 

daß insbesondere in kleineren und hand-

werkliehen Betrieben die von den Auszubil­

denden erwirtschafteten Erträge die Ausbil­

dungskosten im wesentlichen decken. 14 

Wenn ein großer Teil der Auszubildenden mit 

der Vergütung unzufrieden ist, so deshalb, 

weil viele von ihnen in der betrieblichen 

Ausbildung in erheblichem Umfang produk­

tive Arbeiten verrichten. Um Mißverständ­

nissen vorzubeugen: Dies wird hier nicht kri­

tisiert. Im Gegenteil: Die Vermittlung von 

Berufserfahrung ist ein wichtiger Bestandteil 

der Ausbildung und entscheidender Faktor 

für die Motivation der Auszubildenden. Ein­

satz im normalen Betriebsablauf, Emstcha-
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rakter und Verbindlichkeit in der konkreten 

Arbeit sind Elemente, die die Attraktivität 

der Berufsausbildung für die Jugendlichen 

ausmachen. Allerdings muß hierbei eine Ba­

lance zwischen Lemprozeß und Arbeitsein­

satz gegeben sein, damit sich die Auszubil­

denden nicht nur als billige Arbeitskräfte 

ausgenutzt fühlen . 

Nach den Angaben der befragten Auszubil­

denden führen rund 70 Prozent von ihnen im 

Ausbildungsalltag u. a. auch Tätigkeiten 

durch, die sich nur wenig von der Arbeit ei­

ner ausgebildeten Fachkraft unterscheiden; 

für lediglich drei Prozent trifft dies nicht zu. 

Rund ein Viertel der Befragten können ihre 

Tätigkeiten nicht so genau zuordnen. Bei 

diesen Arbeiten kann es sich sowohl um Ur­

laubsvertretungen von Kollegen und Kolle­

ginnen als auch um die Zuweisung fester 

Aufgaben oder die eigenverantwortliche Mit­

arbeit in einem Projekt im regulären Be­

triebsablauf handeln. 15 Nach Berufen, Be­

triebsgrößen sowie Ausbildungsjahren zeich­

nen sich dabei deutliche Unterschiede ab: 

Allen voran sind hier die Arzthelferinnen zu 

nennen, aber auch die Bank- und Einzelhan­

delskaufleute sowie Auszubildende im Hotel­

fach, die nahezu alle (zwischen ca. 80 und 90 

Prozent) in gewissem Umfang mit produk­

tiven Aufgaben betraut und zum großen Teil 

von Beginn der Ausbildung an in den regulä­

ren Betriebsablauf eingebunden werden. 

Demgegenüber konnten Auszubildende in 

den Berufen wie z. B. Maler und Lackierer/ 

-in, Industriemechaniker I -in, Energieelek­

troniker I-in weniger Erfahrungen mit sol­

chen eigenverantwortlichen und anspruchs­

volleren Tätigkeiten sammeln (vgl. Abbil­

dung 2). 

Auszubildende im dritten bzw. vierten Lehr­

jahr sind erwartungsgemäß (drei Viertel) am 

häufigsten in den betrieblichen Arbeitsablauf 

integriert und können so ihre im Laufe der 

Ausbildung erworbenen Fertigkeiten und 

Kenntnisse in der konkreten Praxis einüben 

und erweitem. 16 In besonderem Maße wer-



den auch Auszubildende, bei denen die 

Hochschulreife vorliegt, wie Fachkräfte ein­

gesetzt (80 Prozent). 

Bei rund einem Drittel der Auszubildenden, 

die z. T. Tätigkeiten wie Fachkräfte verrich­

ten, macht der Anteil dieser produktiven Ar­

beitsleistungen mehr als die Hälfte ihrer be­

trieblichen Ausbildungszeit aus; ein weiteres 

Drittel benötigt dafür zwischen einem Viertel 

bis zur Hälfte der Arbeitszeit. Auch im zeitli­

chen Umfang zeigt sich, daß es vor allem 

Arzthelferinnen, Einzelhandelskaufleute so­

wie Hotelfachleute unter den von uns ausge­

wählten 15 Berufen sind- also Auszubilden­

de in eher frauentypischen Ausbildungsberu­

fen -, die besonders intensiv im regulären 

Geschäftsbetrieb eingesetzt werden. Ein ge­

schlechtsspezifischer Vergleich belegt, daß 

diese produktiveren Tätigkeiten bei rund 40 

Prozent der weiblichen Auszubildenden über 

die Hälfte des betrieblichen Ausbildungsall­

tags ausmachen, während dies lediglich von 

einem Viertel der männlichen Auszubilden­

den angegeben wird. 

Selbst wenn hier eine etwas übersteigerte 

Selbsteinschätzung der Jugendlichen vorlie­

gen mag, ist der Nutzen der Ausbildung für 

den einzelnen Betrieb nicht zu unterschätzen. 

Die Arbeitskraft der Auszubildenden zählt, 

vor allem in kleineren und mittleren Betrie­

ben, zum festen wirtschaftlichen Bestandteil 

im Betriebsablauf und dürfte mit ein wesent­

licher Grund für die Ausbildungsbereitschaft 

vieler Betriebe sein. 

Nebentätigkeiten während 
der Ausbildung 

Wie sehr die Auszubildenden auf ihre derzei­

tige Ausbildungsvergütung zur Bestreitung 

ihres Lebensunterhalts angewiesen sind, wird 

dadurch unterstrichen, daß ca. jede(r) vierte 

Auszubildende in der Freizeit, also außerhalb 

der Ausbildung, arbeitet, um etwas dazuzu­

verdienen. Gemessen an der großen Zahl der 

Abbildung 2: Ausführung von Tätigkeiten wie eine Fachkraft (in Prozent) 
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Quelle : BIBB Fo-Pr. 1.4001 "Ausbildung aus der Sicht der Auszubildenden " 

Auszubildenden, die mit ihrer Vergütung un­

zufrieden sind (knapp zwei Drittel der Aus­

zubildenden), ist dies ein geringer Anteil, zu­

mal nicht nur diese "unzufriedenen Auszu­

bildenden" nebenbei noch jobben. In erster 

Linie sind es Auszubildende in gewerblich­

technischen Berufen (wie Elektroinstalla­

teur/ -in, Gas- und Wasserinstallateur I -in, 

Kraftfahrzeugmechaniker/ -in, Maler und 

Lackierer/-in); Auszubildende in den kauf­

männischen und Dienstleistungsberufen job­

ben dagegen seltener noch nebenbei. 

Vor allem bei den Auszubildenden in den ge­

werblich-technischen Berufen kann davon 

ausgegangen werden, daß sich die "Nebentä-

tigkeiten" in hohem Maße auf gängige Arbei­

ten im Zusammenhang mit dem Lehrberuf 

erstrecken -Arbeiten insbesondere im hand­

werklichen Bereich, die im Alltag einen ho­

hen "Gebrauchswert" haben, bei denen ein 

Bedarf im Familien- oder Bekanntenkreis 

(sog. Nachbarschaftshilfe) besteht. Dies be­

deutet andererseits aber auch, daß in diesen 

Berufen die in der Ausbildung erworbenen 

Qualifikationen bereits praktisch genutzt und 

verwertet werden können. Gleichzeitig han­

delt es sich um Berufe, deren Ausbildungs­

vergütungen zwischen 700 DM/800 DM 

(Ost) und 900 DM (West) liegen und damit 

deutlich unter dem Durchschnitt. Von daher 

ist die zusätzliche Verdienstmöglichkeit au-
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ßerhalb der Ausbildung für viele Auszubil­

dende eine Gelegenheit, wenn sie nicht mehr 

im Elternhaus leben, sogar eine Notwendig­

keit, ihr verfügbares Einkommen aufzubes­

sern. 

Insbesondere in den höheren Ausbildungs­

jahrgängen sind die Jugendlichen überdurch­

schnittlich häufig an einer Nebentätigkeit in­

teressiert. Die Chance, sich nebenbei noch 

etwas dazuzuverdienen, wird daher vor allem 

von den Jugendlichen im dritten und vierten 

Ausbildungsjahr genutzt - also denjenigen, 

die bereits vielfältige berufliche Erfahrungen 

in der Ausbildung erworben haben und diese 

auch außerhalb des Betriebes verwerten kön­

nen. Dabei sind es nicht immer nur die fach­

spezifischen Qualifikationen, die zum Ein­

satz kommen, sondern auch die sogenannten 

Schlüsselqualifikationen. Häufig handelt es 

sich bei den Nebenjobs um "Jedermannstä­

tigkeiten" etwa beim Bau, in der Gastrono­

mie, beim Verkauf oder im Betreuungs- und 

Pflegebereich, um nur einige zu nennen. Hier 

lassen sich die Jugendlichen kostengünstig 

und flexibel einsetzen und - dank ihrer be­

trieblichen Sozialisation in der Ausbildung -

ohne größeren Einarbeitungsaufwand be­

schäftigen (vgl. Abbildung 3). 17 

Von den Auszubildenden, die einer Nebentä­

tigkeit nachgehen, arbeiten rund 40 Prozent 

bis zu fünf Stunden in der Woche nebenbei; 

das Gros machen die Friseurinnen sowie die 

Bank- und Bürokaufleute aus. Gut ein Fünf­

tel der Auszubildenden arbeitet zwischen 

sechs und neun Stunden. Mehr als jede(r) 

dritte geht aber im Schnitt zehn und mehr 

Stunden in der Woche einer Nebenbeschäfti­

gung nach. Im Durchschnitt arbeiten die 

Auszubildenden 7,4 Stunden nebenbei, was 

einem zusätzlichen Arbeitstag in der Woche 

gleichkommt. Die männlichen Auszubilden­

den liegen mit einem durchschnittlichen 

Stundenanteil von acht Stunden pro Woche 

deutlich vor den weiblichen Auszubildenden, 

bei denen sich die Nebentätigkeit auf ca. 6,4 

Stunden erstreckt. 

Abbildung 3: Anteil der Auszubildenden mit Nebentätigkeiten (in Prozent) 
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Quelle: BIBB Fo-Pr. 1.4001 ,.Ausbildung aus der Sicht der Auszubildenden" 

Auszubildende in den eher männerdominier­

ten Ausbildungsberufen im gewerblich-tech­

nischen Bereich gehen nicht nur häufiger, 

sondern auch in größerem Umfang einer Ne­

bentätigkeit nach. Neben den besseren Gele­

genheiten für einen Nebenjob scheint der fi­

nanzielle Bedarf der jungen Männer offen­

sichtlich größer als der der Frauen zu sein. 

Dies mag vor allem an den unterschiedlichen 

Lebensansprüchen und Freizeitaktivitäten 

liegen. Nach der neuesten Sheli-Studie 18 so­

wie noch unveröffentlichten Ergebnissen ei­

nes BIBB-Forschungsprojektes 19 sind die 

Freizeitbeschäftigungen der männlichen Ju-

gendlichen meist auf außerhäusige Freizeit­

aktivitäten wie Sport und Fitneß gerichtet 

bzw. auf die Beschäftigung mit dem eigenen 

Fahrzeug/Motorrad, was häufig auch für ihre 

berufliche Mobilität unabdingbar ist. Bei den 

jungen Frauen steht dagegen stärker die Fa­

milienorientierung im Vordergrund oder Be­

schäftigungen wie Schaufensterbummel, Bü­

cherlesen oder einfach ausspannen - Aktivi­

täten also, die weniger kostenintensiv sind. 

Aber nicht nur die Freizeitbeschäftigungen 

werden mit dem zusätzlich verdienten Geld 

bestritten, sondern auch ein Teil der notwen-
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digen Lebensausgaben. So weisen andere 

Untersuchungsergebnisse darauf hin, daß 

Auszubildende, die nebenbei noch jobben, 

deutlich häufiger und stärker zum Familien­

einkommen beitragen als Auszubildende 

ohne zusätzlichen Nebenerwerb. 20 

Der Lebensalltag der Jugendlichen, die sich 

nebenbei noch etwas dazuverdienen, ist in 

hohem Maße durch Arbeit geprägt, sowohl 

durch Tätigkeiten, die in direktem Zusam­

menhang mit dem Ausbildungsberuf stehen, 

aber auch durch ausbildungsfremde Tätigkei­

ten. Aufgrund der Nebenjobs schmälert sich 

einerseits der Zeitrahmen für Lernen außer­

halb von Schule und Betrieb, vor allem für 

den theoretischen Unterrichtsstoff der Be­

rufsschule. Auf der anderen Seite hat der ein­

geengte Freiraum auch Auswirkungen auf 

die Regenerations- und Erholungsphasen im 

Freizeitbereich sowie auf die Teilnahme am 

kulturellen und politischen Leben. Bei der 

Diskussion um die Herabsetzung der Ausbil­

dungsvergütungen sollten deshalb solche 

Aspekte nicht unberücksichtigt bleiben. 

Schlußbemerkung 

Eines der derzeit brisanten bildungspoliti­

schen Themen ist die Entwicklung auf dem 

Ausbildungsstellenmarkt Hierzu gibt es eine 

Fülle von Lösungsvorschlägen. Einer davon 

ist die Herabsetzung der Ausbildungsvergü­

tung, um die Betriebe zu entlasten und so de­

ren Ausbildungsbereitschaft zu erhöhen. Ob 

dadurch ein größerer Anreiz für die Betriebe 

tatsächlich geschaffen wird, sei dahingestellt. 

Vielmehr stellt sich die Frage, wie sinnvoll es 

auf längere Sicht hin ist, gerade bei den Aus­

bildungsvergütungen Einsparungen vorzu­

nehmen. Zu befürchten ist, daß das Interesse 

der Jugendlichen an einer betrieblichen Aus­

bildung nachläßt, insbesondere bei Bewer­

bern und Bewerberinnen mit höheren schuli­

schen Abschlüssen. Diese Gruppe von meist 

schon älteren Jugendlichen verbindet mit ih­

rer Entscheidung für eine duale Ausbildung 

auch eine finanzielle Eigenständigkeit. Ist 

dies aber nicht mehr gewährleistet, werden 

sie verstärkt anderen Optionen, also schuli­

schen oder universitären Ausbildungsgängen, 

den Vorzug geben. 

Bereits die Diskussion um die Kürzung der 

Ausbildungsvergütungen weckt bei vielen 

Jugendlichen ein Gefühl der Unsicherheit, 

der Frustration und der Geringschätzung ih­

rer Leistungen. Ähnlich wie bei den erwach­

senen Erwerbstätigen ist auch bei den Ju­

gendlichen der finanzielle Aspekt ein wichti­

ger Faktor für Motivation und Identifikation 

mit der Arbeit. Schon derzeit ist für viele 

Auszubildende die Vergütung nicht gerade 

üppig. Viele sehen ihre Arbeit und ihren Ein­

satz im Betrieb dadurch nicht adäquat hono­

riert. Ein Teil von ihnen versucht sein Budget 

durch zusätzliche Arbeiten außerhalb der 

Ausbildung aufzustocken und nimmt dafür 

eine erhebliche Einschränkung der Freizeit in 

Kauf. Bei einer Kürzung der Ausbildungs­

vergütung wären noch mehr Auszubildende 

auf Nebentätigkeiten angewiesen, um sowohl 

ihren Lebensunterhalt zu sichern, aber auch, 

um ihre jugendtypischen Ansprüche zu be­

friedigen. 

Anmerkungen: 

1 Beschluß der Bundesregierung vom 9. 9. 1997 für 

die bevorzugte Berücksichtiglll!g von Unternehmen, 

die Lehrlinge ausbilden, bei der Vergabe öffentlicher 

Aufträge des Bundes. Diese Regelung gilt bis zum 

31. 12. 2000. 
2 Pressemeldung des Bundesinstituts für Berufsbil­

dung II 1997 vom 9. 1. 1997, Tarifliche Ausbildungs­

vergütungen 1996 
3 Vgl. Becker, H. J.: Wann ist die Ausbildungsvergü­

tung angemessen? Eine Orientierungshilfe für Ratsu­

chende und Betriebe. ln: ibv Nr. 7, vom 12. 2. 1997 
4 Vgl. v. Barde/eben, R. u. a.: Betriebliche Kosten 

und Nutzen der Ausbildung - Repräsentative Ergeb­

nisse aus Industrie, Handel und Handwerk Bundes­

institut für Berufsbildung Der Generalsekretär 

(Hrsg.), Bonn 1995 (Berichte zur beruflichen Bil­

dung, H. 187), und v. Barde/eben, R. u. a.: Was kostet 

die betriebliche Ausbildung? Fortschreibung der Er­

gebnisse 1991 auf den Stand 1995. Bundesinstitutfür 

Berufsbildung. Der Generalsekretär (Hrsg.), Bonn 

1997 (Berichte zur beruflichen Bildung, H. 210) 

5 Bundesweit erhielten nach der Statistik der Bundes­

anstaltfürArbeit im Berichtsmonat September 1997 

lediglich zwei Prozent der Auszubildenden neben ih­

rem Ausbildungsentgelt noch eine BAB. 
6 Vgl. Schnitzer. K. u. a.: Das soziale Bild der Stu­

dentenschaft in der Bundesrepublik Deutschland -

14. Sozialerhebung des Deutschen Studentemverks. 

Hrsg.: HIS-Hochschul-lnformations-System GmbH, 

Hannover, März 1996 
7 Vgl. Bundesministeriumfür Bildung, Wissenschaft, 

Forschung und Technologie (Hrsg): Berufsbildungs­

bericht 1996, S. 44 ff. 
8 Vgl. Alex, L: Entwicklung der Berufsausbildung in 

Deutschland, Bonn 1996. Erscheint demnächst in Be­

richte zur beruflichen Bildung des BIBB. 
9 Schaubilder zur Berufsbildung, Ausgabe 1996, 

Band 1, Ausbildung- Fakten, Strukturen, Entwicklun­

gen, Bundesinstitut für Berufsbildung, Berlin 1996 
1° Forschungsprojekt Nr. 1.400 I: Ausbildung aus der 

Sicht der Auszubildenden, Laufzeit 111195-1/98 
11 Ausbildungsvergütungen 1995: Entwicklung in 

West und Ost 
12 Vgl. Hecker, U.: Arzthelferinnen - Fünf Jahre nach 

der Ausbildung. ln: Bundesinstitut für Berufsbildung 

Der Generalsekretär (Hrsg.), Berlin 1991 (Berichte 

zur beruflichen Bildung, H. 134) 
13 Vgl. Schweikert, K.: Berufswahl, Ausbildungs- und 

Lebenszufriedenheit. ln: An der Schwelle zum Berufs­

leben, Zwischenergebnisse aus dem BIBB-For­

schungsprojekt ., Jugend und Berufsausbildung in 

Deutschland". Ergebnisse, Veröffentlichungen und 

Materialien aus dem BIBB, Februar 1997 
14 Vgl. v. Barde/eben, R. u. a.: Betriebliche Ko­

sten . .. , a. a. 0, 1995 
15 Vgl. Cramer, G.; Müller, K.: Nutzen der betriebli­

chen Berufsausbildung, Beitrag zur Gesellschafts­

und Bildungspolitik, Hrsg.: Institut der deutschen 

Wirtschaft, Köln 1994 
16 Vgl. v. Barde/eben, R. u. a.: Was kostet . .. , 

a. a. 0. , 1997 
17 Vgl. Tully, C. J. ; Wahler, P.: Jugend, Ausbildung 

und Nebenjob - Zur materiellen Bewältigung der ver­

zögerten Ablösung von der Familie, DJI Arbeits­

papier 2-088, München 1995 
18 Vgl. Jugendwerk der deutschen Shell, Gesamtkon­

zeption und Koordination: Hrsg.: Firscher, A.; 

Münchmeier, R.: Jugend '97 - Zukunft>perspektiven, 

Gesellschaftliches Engagement, Politische Orientie­

rungen. Opladen 1997 
19 Vgl. BIBB-Forschungsprojekt 1.5009: Jugend und 

Berufsausbildung in Deutschland 
20 Vgl. Tully, C. J. ; Wahler, P.: Jugend ... , a. a. 0. 

BWP 27 j 1998/1 • Fachbeiträge 13 



Module in der Berufsbildung 

Gerhard Herz 

Dr. phil. , Leiter des Insti­

tuts für Betriebliche Bil­

dung und Unternehm.ens-

kultur (IBU) in Gröbenze/1 

bei München. Schwerpunkt 

ist die Entwicklung und Be­

gleitung von Modellversu­

chen und betrieblichen 

Bildungs- und Orgcmisa­

tionsprojekten. Beratung 

und Forschung im Bereich 

der Verbindung von Arbei­

ten und Lernen 

Angelika Jäger 

wissenschaftliche Mitar­

beiterin des Bildungswerks 

der Hessischen Wirtschaft 

e. V., Frankfurt am Main ; 

wissenschaftliche Beglei­

tung und Koordination des 

Modellversuchs "Arbeit 

und Qualifizierung" 

oder des Kaisers 

Mit dem Thema Modularisierung 

legt sich die Berufsbildung ein neues 

Kleidehen zu, das kurz genug ge­

tragen wird, um allerlei Begehrlich­

keit zu wecken, aber auch klassi­

schen Tragegewohnheiten entgegen­

kommt, weil man nicht einfach den 

ganzen vorhandenen Berufskleider­

schrank in die Altkleidersammlung 

entsorgen kann. Es stellt sich die Fra­

ge, wie man den Effekt im Märchen 

vermeiden kann, daß sich der Kaiser 

mit seinen neuen Kleidern nicht der 

Lächerlichkeit preisgibt. 

Im folgenden werden die gegen­

wärtige Moduldiskussion, das modu­

lare Nachqualifizierungskonzept des 

Modellversuchs "Arbeit und Qualifi­

kation" des Bildungswerks der Hessi­

schen Wirtschaft e. V. sowie Beispie­

le des dort erarbeiteten tätigkeits­

und situationsorientierten Modul­

konzeptes dargestellt. 

Modulpolitik 

Mit dem Thema der modularen Qualifizie­

rung bewegt man sich in einem Feld, das der­

zeit in Bewegung ist. Sowohl der Modulbe­

griff selbst als auch das Verständnis dessen, 

was eine modulare Qualifizierung sein könn­

te, ist noch nicht geklärt. Hinzu kommt, daß 

das Thema in der Weiterbildung von seiner 

innovativen Seite her diskutiert werden kann, 

während in der Ausbildung seine ordnungs­

politische Brisanz im Vordergrund steht. Bis­

her gibt es - so stellt sich die Situation auch 
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neue Kleider? 

für ScHMIDT dar - "keinen Konsens darüber, 

was unter Modularisierung in der beruflichen 

Bildung genau zu verstehen sei" 1, und KLoAs 

spricht von der Qualifizierung in Modulen 

als von einer "Begriffshülse, die Modernität 

versprechen soll, aber keine neue Praxis be­

zeichnet und auch nicht erkennen läßt, daß 

ein bestimmter Veränderungswille bzw. ein 

Gestaltungsziel vorhanden ist"2. Im weiteren 

Verlauf seiner Darstellung unternimmt es 

KLOAS allerdings, diese Begriffshülse für die 

Bereiche duale Ausbildung, Ausbildungs­

vorbereitung, Nachqualifizierung und Wei­

terbildung zu füllen und damit der Debatte 

einen soliden Boden zu verschaffen. 

Bisher war die Debatte um Module sehr stark 

ordnungspolitisch motiviert. Auf dieser Ebe­

ne muß die Frage der Modularisierung eher 

formalistisch behandelt werden. Inhaltlich 

bleibt sie in der Regel an der Systematik der 

bestehenden Ausbildungsrahmenpläne selbst 

bzw. der ihnen zugrundeliegenden Fachwis­

senschaften orientiert, und ihre Charakteri­

sierung als die "elegantere" Form der bereits 

existierenden Berufsbildpositionen 3 trifft 
zu .4 

Einen Klärungsvorschlag, der die rein ord­

nungsbezogene Debatte überschreitet, bietet 

z. B. RüTZEL an, der drei "Grundvarianten" 

der Modularisierung skizziert, deren erste 

dem ursprünglich aus der Technik stammen­

den Modulbegriff im Sinne von Teilsystemen 

einer größeren Anlage entspricht, die zweite 

einem Kurskonzept entspricht, während die 

dritte Variante bereits das deutsche Berufs­

konzept integriert. 5 



Es ist sichtbar, daß eine "elegante" Form ei­

ner Modulkonzeption im Blick auf bildungs­

politische Konsensfähigkeit Vorteile mit sich 

bringt, weil sie nur die Anordnung und Be­

nennung, nicht aber die Grundstruktur verän­

dert und damit eine optimale Verträglichkeit 

mit den herrschenden Anerkennungs- und 

Prüfungsverfahren der zuständigen Stellen 

ermöglicht. Der Nachteil dieser Konzeption 

liegt in den bekannten Problemen, die die 

Orientierung an der Fachsystematik mit sich 

bringt6: Durch die eindeutige Stofforientie­

rung müssen zukünftige Module, ebenso wie 

die bisher verwendeten Instrumente Rah­

menplan und sachlich-zeitliche Gliederung, 

den Gesamtumfang der fachlichen Inhalte 

enthalten. Damit stehen die Ausbildenden 

vor der Situation, weniger die Praxis und de­

ren Anforderungen zu berücksichtigen, son­

dern von außen gesetzte Inhalte "abarbeiten" 

zu müssen. Dies bedeutet eine klare Prü­

fungsorientierung. 

Ihr Gegenbild wäre die Orientierung an der 

beruflichen Handlungsfähigkeit Die Prü­

fungsorientierung lenkt ja die gesamte Hand­

lungsausrichtung in eine Richtung, an der ge­

rade das Klientel der Nachzuqualifizierenden 

gescheitert ist oder sich zumindest nicht ohne 

Grund abgewandt hat, nämlich eine lehrplan­

mäßig schulisch orientierte Form des Ler­

nens und der Stoffbearbeitung. 

Hier macht sich die Tatsache bemerkbar, daß 

das Qualifizierungssystem für die Erstausbil­

dung in den anerkannten Berufen stark verre­

gelt und damit schwer veränderbar ist. 7 Die 

durch die Anforderungen der europaweiten 

Anerkennung der Berufe des deutschen dua­

len Systems gegenwärtig anlaufende Ent­

wicklung dreisprachiger Ausbildungsprofile 

könnte mittelfristig zu einer Art Brücke zwi­

schen den beiden Polen Prüfungs- und Hand­

lungsfahigkeit werden. Diese Ausbildungs­

profile enthalten die Berufsbezeichnung, die 

Ausbildungsdauer, das Arbeitsgebiet, berufli­

che Fähigkeiten und gegebenenfalls beson­

dere Anforderungen. 8 Ihre Brückenfunktion 

könnte dadurch zustande kommen, daß hier 

die beruflichen Fähigkeiten nicht mehr als 

Fertigkeiten und Kenntnisse, sondern als 

Funktionsbereiche beschrieben sind. Damit 

sind sie nicht nur näher an der beruflichen 

Wirklichkeit, sondern spiegeln durch ihre 

Anordnung entlang des Auftragsablaufs den 

Qualifikationsweg. Damit könnten sie eine 

zweite Brückenfunktion übernehmen, näm­

lich zwischen Berufskonzept und Modulsy­

stem. Die situations- und tätigkeitsorientier­

ten Module, die wir weiter unten als Ansatz 

des Modellversuchs ,Arbeit und Qualifizie­

rung" des Bildungswerks der Hessischen 

Wirtschaft beschreiben, entsprechen etwa 

diesem Konzept. 

So trifft die Moduldiskussion in eine Situa­

tion, in der neben den traditionellen Schnitt­

mustern für die Berufskleider auch schon Va­

riationen diskutiert und entwickelt werden, 

deren Ausgestaltung für die konkreten Beru­

fe wiederum sehr unterschiedlich ausfallen 

kann. Wie KLoAs zeigt9, ist es unter den Dis­

kutanten relativ unstrittig, daß speziell für 

Nachqualifi?;ierungsmaßnahmen eine modu­

lare Form sinnvoll und durchführbar ist. Für 

diesen Bereich, und speziell für die hier lau­

fende Modellversuchsreihe zur modularen 

Nachqualifizierung, sind hinsichtlich der zu 

leistenden Modularisierung bereits einige 

Vereinbarungen getroffen worden: für die 

dort vertretenen Berufe sollen Modulsysteme 

entwickelt werden, gleichzeitig muß zur 

Wahrung des deutschen Berufssystems der 

Bezug zu den Berufsbildpositionen erkenn­

bar sein. Schließlich soll die Qualifizierung 

methodisch handlungsorientiert angelegt sein 

und "die in jedem Modul vermittelte Quabfi­

kation betriebs- bzw. bildungsträgerübergrei­

fend eingesetzt werden". 10 

Zusammenfassend bezeichnet DAVIDS Modu­

le sowohl als Quabfizierungsinhalt wie als 

Qualifizierungsergebnis und hält die Anfor­

derungen an die Module für die Nachqualifi­

zierung in einer Art Definition fest: 

• "Ein Modul ist ein dem jeweiligen Beruf 

zugeordnetes, inhaltlich-thematisch abge-

schlossenes Qualifizierungsergebnis (das den 

im Ausbildungsrahmenplan beschriebenen 

Berufsbildpositionen zugeordnet werden 

kann). 

• Das Modul besteht aus mehreren Lernein­

heiten, die eine Verknüpfung von Theorie 

und Praxis unter Einbeziehung des Arbeits­

prozesses enthalten, bei einer Gesamtdauer 

von insgesamt ca. drei Monaten pro Modul. 

• Jedes Modul wird an unterschiedlichen 

Lernorten durch betriebbches und außerbe­

triebliches systematisches Lernen realisiert. 

• Jedes Modul wird nach einer einheitlichen 

und trägerübergreifend anzuwendenden Sy­

stematik zertifiziert." 1 1 

Im hessischen Modellversuch Arbeit und 

Qualifizierung ist ein Modul an diesen Kate­

gorien ausgerichtet und beschreibt darüber 

hinausgehend eine typische und umfassende 

(ganzheitliche) Arbeitssituation eines Beru­

fes. Die Gesamtheit der zu erstellenden Mo­

dule muß so "zusammmenklingen", daß da­

mit das gesamte Feld typischer bzw. relevan­

ter beruflicher Tätigkeiten abgedeckt ist. Die 

in den Berufsbildpositionen enthaltenen 

Fachinhalte, auf die sich ja die Abschlußprü­

fungen beziehen, werden dann diesen Modu­

len themenbezogen zugeordnet. Damit soll 

die Verbindung hergestellt werden zwischen 

der bisher weitgehend bildungs- und ord­

nungspolitisch ausgerichteten Debatte und 

einem pädagogischen Ansatz, der der Le­

benssituation der jungen Menschen in der 

Aus- und Weiterbildung besonders gut ent­

gegenkommt. 

Modulpädagogik 

Was in der vor allem berufsbildungs- und 

ordnungspolitisch geführten Diskussion bis­

her nicht oder zu wenig zur Sprache kommt, 

ist die Frage nach der inhaltlichen Schnei­

dung und damit der pädagogischen Form der 

Module selbst. In den verschiedenen Modell­

versuchen zur Nachqualifizierung sind bisher 

mehrere Modulvorschläge gemacht wor-
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den 12
, die sich in ihrer Konzeption und Um­

setzung den gegenwärtig diskutierten didak­

tischen und methodischen Standards in der 

Berufsausbildung 13 anzunähern versuchen. 

Wichtig dabei ist, gerade im Zusammenhang 

der Nachqualifizierung, ein didaktisches 

Konzept zu haben, das 

1. flexibel die Situation der Zielgruppe mit 

ihren schwierigen Lebenssituationen und Be­

rufslebensläufen berücksichtigt, 

2. persönlichkeitsorientiert und damit indivi­

duell auf den Fähigkeitsstand der beteiligten 

Subjekte ausgerichtet ist, 

3. mit den anerkannten Berufen kompatibel 

ist. 

Auf diesem Feld versucht der Modellversuch 

des Bildungswerks der Hessischen Wirt­

schaft einen Beitrag zu leisten. Die Module 

für die Berufe, für die hier nachqualifiziert 

wird, folgen dem Prinzip der Tätigkeits- bzw. 

Situationsorientierung. 

Auch hier bieten die vorhandenen Berufsbil­

der und die damit verbundenen Abschlüsse 

die Zielperspektive für die Nachqualifizie­

rung. Diese läßt sich jedoch nicht von der ihr 

zugrundeliegenden Fachsystematik leiten, 

sondern folgt der Idee von beruflich relevan­

ten Handlungssituationen. Damit ist gemeint, 

daß - vergleichbar mit der o. g. Variante 3 

von RüTZEL - jeder Beruf einen Kranz von 

Aufgaben bzw. Aufträgen oder Handlungssi­

tuationen kennt, innerhalb dessen diejenigen 

Fertigkeiten, die in Form von Berufsbildposi­

tionen beschrieben sind - und zahlreiche an­

dere!- immer wieder gefordert werden. Hat 

man viele dieser Situationen durchlaufen und 

ist dabei mit den Inhalten, den Techniken, 

den Materialien, den Prüf- und Kontrollver­

fahren, den persönlichkeitsbezogenen und 

sozialen Anforderungen und den Kosten ver­

traut geworden, so kann man allmählich von 

beruflicher Handlungsfähigkeit sprechen. 

Es ist Chance und Problem solcher Situatio­

nen zugleich, daß die Fachinhalte und Fertig­

keiten, die zu ihrer Bewältigung gefordert 

werden, weder in einer geordneten Reihen­

folge - also erst Rauhfasertapete, dann Mu­

stertapete und schließlich Strukturtapete -

vorkommt, sondern bunt gemischt, wie die 

Auftragslage es erfordert oder der Kunde es 

wünscht. 

I Die Gesamtheit 
der Module muß so 

zusammenklingen, daß das 
ganze Feld relevanter 
beruflicher Tätigkeiten 

abgedeckt ist. 

Damit ist zwar das Lernen nach der Fachsy­

stematik und dem Prinzip vom Einfachen 

zum Schwierigen nicht ohne weiteres mög­

lich. Dafür wird aber der Blick für das Wich­

tige und das weniger Wichtige, den Kern und 

den Rand und wenn man ganz kühn ausgrei­

fen will, der Blick für Relevanz und Qualität 

aufgebaut. Die Grenze für diesen Weg ist da­

mit sichtbar: Wenn die Auswahl an relevan­

ten Situationen zu begrenzt ist - wenn also 

ein Malergeschäft nur noch Rohrstreichauf­

träge in einem Chemiewerk bearbeitet oder 

ein Tischler nur noch Fenster baut - muß auf 

andere Weise die Breite des existierenden 

Berufsbildes aufgebaut und gesichert wer­

den. Was auf der anderen Seite durch den 

Vollständigkeitsanspruch der Fachsystema­

tik, zur Entfremdung von der realen Praxis 

des Berufes führt, wird hier zur Einengung 

und damit zur Anpassung des Berufstätigen 

auf einen Tätigkeitsausschnitt und die damit 

verbundenen wirtschaftlichen Interessen. 

Dies widerspricht dem deutschen Berufskon­

zept, das nie auf reine ( einzel-)betriebliche 

Verwertbarkeit, sondern immer auf breite 

Anwendbarkeit und Persönlichkeitsbezug 

ausgerichtet war. Auf diesem Hintergrund 

betrachtet, kämpft die Modularisierung ja 

auch mit dem Verdacht, daß es sich dabei -

um das Bild wieder aufzunehmen - im Ver­

gleich zu den Berufskleidern nach systemati-
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schem Schnittmuster eher um billige Fähn­

chen handelt! Diesem Verdacht gehen wir 

hier allerdings nicht weiter nach, sondern er­

örtern einige (berufs-)pädagogische Aspekte, 

die eine derartige Modulkonzeption bereit­

hält. 

So sind unter diesem Gesichtspunkt z. B. 

Fragen des Lernprozesses selbst und Fragen 

der didaktischen Architektur zu behandeln 

und z. B. zu fragen, ob deren didaktisch-me­

thodische Anlage eher in Analogie zur Syste­

matik der bereits bekannten Berufsbildposi­

tionen 14 der Ausbildungsrahmenpläne gestal­

tet ist oder- wie hier bevorzugt- nach beruf­

lich relevanten Tätigkeiten und Situationen 

geschnitten werden soll. 

Was den Lernprozeß angeht, so spricht nicht 

nur die Lebenspraxis und die Lebenserfah­

rung für die Entwicklung situativ angelegter 

Qualifizierungsbausteine, sondern vor allem 

die Praxis und der Qualifizierungsbedarf 

kleinerer und mittlerer Betriebe. Gerade für 

sie ist eine handlungsorientierte Qualifizie­

rung um so wichtiger, als das arbeitsplatzna­

he Lernen die "betriebsverträgliche" Form 

von Qualifizierung darstellt. 

Situatives Lernen ist dem normalen Leben 

und der Art, wie der einzelne persönlich im 

Alltag Probleme bewältigt, näher, hat unmit­

telbaren Bezug zum normalen Betriebsablauf 

und ist damit arbeitsplatznah organisierbar: 

Der Kundenwunsch richtet sich nicht nach 

dem Warenfluß, und ein Kunde im Einzelhan­

del wäre nicht zufrieden, wenn der Auszubil­

dende den Karton zwar öffnen und die Ware, 

nach der er fragt, ins Regal einräumen, aber 

keine Auskunft zum Preis geben kann, weil 

"Bepreisung" noch nicht "dran" war. Eben­

sowenig könnte der Kaufmann auf sein Geld 

verzichten, weil der Auszubildende den Um­

gang mit der Kasse nach Plan erst im zweiten 

Ausbildungsjahr "bekommt". Arbeitsplatz­

nahes Lernen heißt damit auch, daß immer 

das im Vordergrund steht, was die Situation 

erfordert bzw. der Kunde braucht. Lerninhalte, 



die im Rahmen der Kundenaufträge nicht 

vorkommen, aber im Rahmenplan gefordert 

sind, müssen durch Lehrgänge oder in der 

Prüfungsvorbereitung ergänzt werden. 

Daraus ergibt sich eine Überlegung zur di­

daktischen und methodischen Architektur 

des Modulkonzepts als Ganzem: Folgt man 

in der Bearbeitung einer bestimmten Anord­

nung oder ist die Bearbeitungsreihenfolge 

der Module offen? Im Modellversuch Arbeit 

und Qualifikation werden sie als Gesamtzu­

sammenhang derjenigen Aufgaben und In­

halte gesehen, der den beruflichen Alltag in 

seinem Kern repräsentiert. Wenn ich mich 

aber als Malerazubi gerade im Modul 4 ,,Ar­

beitsstelle vorbereiten" 15 befinde, verweist 

das nur auf meinen momentanen "theoreti­

schen" Beschäftigungsschwerpunkt, das Feld 

meiner fachlichen Vertiefung. Es heißt kei­

neswegs, daß ich während dieses Zeitraums 

nicht Material beschaffen oder eine Baustelle 

aufräumen könnte. Es ist aber durchaus mög­

lich, daß ich bis zu diesem Zeitpunkt in die­

sen Feldern erst praktische Erfahrung und 

noch keine fachliche Vertiefung erfahren ha­

be. Der sogenannte lernlogische Aufbau 16 ist 

hier nicht das Konstruktionsprinzip. Sieht er 

doch vor, daß die Inhalte insgesamt nach ei­

nem System aufgebaut sind, dem die Annah­

me zugrunde liegt, das nachfolgende Inhalts­

element sei nur- oder besser- lernbar, wenn 

ein bestimmtes anderes vorausgegangen ist. 

Das beeinträchtigt die Flexibilität des Sy­

stems. Mit der Orientierung an relevanten 

Tätigkeiten soll dieser Einschränkung begeg­

net werden. Damit ergibt sich die Möglich­

keit, prinzipiell mit jedem Modul zu begin­

nen und die Reihenfolge der weiteren Modu­

le ebenso frei nach Betriebs- und Teilneh­

merbedarf aufeinanderfolgen zu lassen. Aus 

der Sicht des Teilnehmers und aus didakti­

scher Sicht erscheint es sinnvoll, die Bearbei­

tung der Module in der Art konzentrischer 

Kreise anzulegen und damit im Tätigkeits­

kern zu beginnen, nämlich in den Situationen 

oder mit den Aufträgen die ständig und am 

häufigsten vorkommen. 

Beim Maler wird dies die Durchführung ei­

ner Arbeit bzw. die unmittelbar vorangehen­

den und nachfolgenden Abdeck- bzw. Auf­

räumarbeiten sein. Beim Einzelhandels­

kaufmann ist dies - nach der Arbeit im Lager 

und beim Regal auffüllen - der Verkauf 

selbst. ,Angelagert" werden dann die Modu­

le, deren Inhalte die Kerntätigkeiten beglei­

ten und entweder nicht so häufig vorkommen 

oder nur selten von Auszubildenden oder An­

gestellten, sondern eher vom Meister oder 

Filialleiter bearbeitet werden. Dieses Bau­

prinzip erfordert allerdings auch, daß ein 

Modul einen Bereich vollständig, d. h. auch 

bis zu der vom Rahmenplan geforderten Tiefe, 

abdeckt. Das erfordert vor allem bei haupt­

beruflichen Ausbildern und Berufsschulleh­

rern, die beide gewohnt sind, die Einführung 

und die Grundlagen im ersten Ausbildungs­

jahr, die vertiefenden Techniken und Inhalte 

dann in einem späteren Lehrgang zu behan­

deln, ein gewisses Maß an methodischer Fle­

xibi lität. 17 

Persönlichkeitsorientierung 

Persönlichkeitsorientierung wird im Modell­

versuch Arbeit und Qualifizierung explizit 

als Gestaltungsprinzip verfolgt. Das heißt 

nicht nur, daß man jeden Teilnehmer als Per­

son und in seiner Biographie ernst nimmt. Es 

bedeutet auch den Abschied vom Trichter­

modell des Lernens, das dann sein Ziel er­

reicht hat, wenn der volle "Eimer" zum Prü­

fungszeitpunkt wieder entleert werden kann. 

Persönlichkeitsorientierung heißt vielmehr, 

daß die Ausbildung die Aufgabe hat, das 

"Einfüllen" selbst in den Blick zu nehmen 

und nicht den Füllstand, d. h. den Vorgang 

des Einfüllens selbst und die Qualität des In­

halts als Maßstab zu nehmen. Inhalt und Pro­

zeß werden damit zum Entwicklungsmedium 

für die Menschen, die sich mit ihm beschäfti­

gen. Das bedeutet methodisch, daß aktives 

Arbeits- und Lernverhalten soweit wie mög­

lich gefördert und rezeptives Lernen vermie­

den wird. Der modulare Aufbau wird also als 

Mittel zu nutzen sein, persönlich und sozial 

neue Erfahrungen zu machen und damit auch 

die als mögliche oder notwendige Entwick­

lungschancen zu nutzen. 

Um zum Bild der Kleider zurückzukehren, 

so soll die Ausbildung unter persönlichkeits­

orientierten Gesichtspunkten nicht nur zu ei­

nem ansehnlichen und repräsentativen Stück 

führen, es muß auch so geschneidert sein, 

daß es individuell gut paßt und der Träger 

sich darin wohl fühlt, wenn es dann auch 

noch wärmt und ihn motiviert, sich damit der 

Welt zu zeigen, ist fast der Gipfel des Mög­

lichen erreicht! 

Modularisierungsbeispiele 

Im folgenden wird der bisher entwickelte 

Modularisierungsvorschlag für zwei Berufe 

skizziert und beispielhaft erläutert. 

Module für Einzelhandelskaufleute 

Modul! 

Aufbereiten und Lagern der Ware 

Modul 2 

Den Verkauf vorbereiten 

Modul 3 

Kundenorientiertes Verkaufen 

Modul4 

Einkaufen und Beschaffen 

Modul 5 

Gestalten des Wettbewerbs 

Modul6 

Eine Firma gründen 

Modul 7 

Spiegeln und Lenken der Geschäftsprozesse 

Zusatzmodul 

Prüfungsvorbereitung 

+ Verschiedene Projekte zur Umweltthema­

tik, Handel und Verkauf von Produkten etc. 

Das Anordnungsprinzip 18 für die Module 

zum/zur Einzelhandelskaufmann I-frau ist 

der Warenfluß, der mit der Anlieferung Ware 

beginnt und über verschiedene Einzelschritte 

in die Regale des Verkaufsraums kommt und 
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schließlich nach der Bezahlung im Korb des 

Kunden endet. Dieser Fluß ist als solcher 

nicht direkt sichtbar, ihn zu kennen, bedeutet 

für den Teilnehmer eine "Brille", mit deren 

Hilfe er sich den Gesamtzusammenhang der 

Abläufe durchschaubar machen kann. 

Die Anordnung nach dem Warenfluß selbst 

ergibt noch kein Relevanzkriterium, weder 

für die Bedeutung des einzelnen Moduls im 

beruflichen Gesamtzusammenhang noch für 

die Qualität und die Bedeutung der einzelnen 

Arbeitsschritte innerhalb seines Verlaufs. Als 

Relevanzkriterium ist hier jeweils der zentra­

le wertschöpfende Faktor in den Mittelpunkt 

zu stellen, nämlich der kundenorientierte 

Verkaufsakt als das entscheidende wirt­

schaftliche Geschehen. Legt man also den 

Warenfluß und den Verkaufsakt als eine Art 

Orientierungsraster hinter die Module, so 

kann ich mir bei jeder Einzeltätigkeit klar­

machen, an welcher Stelle des betrieblichen 

Gesamtgeschehens das, was ich gerade ma-

Abbildung : Modul 1 

Betriebliche Handlungssituation 

(_r_ä-tig_k_e_its_re_ld_e_r ____________ ) 

Betriebliche Einzeltätigkeitenl 
Lernmöglichkeiten 

Qualifizierungsinhalte - Lernorte: 
Bildungsträger und I oder Betrieb 

ehe, steht, und welche Bedeutung es für den 

gesamten Wertschöpfungsprozeß besitzt. 19 

Dieses Raster ist dann auch eine Hilfe im 

Qualifizierungsprozeß, weil für den Teil­

nehmer durchschaubar wird, welche Berei­

che er bereits kennt und fachlich vertieft hat 

und welche noch ausstehen. Dies ist insbe­

sondere dann wichtig, wenn er, wie in kleine­

ren Betrieben üblich, an vielen Stellen des 

"Flusses" eingesetzt wird. 

Zur Verdeutlichung sei die Struktur am 

Modul I Aufbereiten und Lagern der Ware 

exemplarisch skizziert. 

Das Modul ist in einzelne Bausteine unter­

teilt, wie etwa Kontrollieren der Ware. 

Den Bausteinen wiederum sind betriebliche 

Einzeltätigkeiten bzw. Lernmöglichkeiten 

und damit verbundene Qualifizierungsinhalte 

zugeordnet. Letztere können im Betrieb 

und/ oder beim Bildungsträger vermittelt 

werden. 

Aufbereiten und 
Lagern der Ware 

Bausteine 

0 
Tätigkeiten 

0 

Module für Maler/Lackierer 
Modul I 

Einen Auftrag gewinnen und dokumentieren 

Modul2 

Arbeit organisieren und verteilen 

Modul 3 

Materialien beschaffen und lagern 

Modul4 

Eine Arbeitsstelle/Baustelle vorbereiten und 

einrichten 

Modul 5 

Außenarbeiten durchführen 

Modul6 

Innenarbeiten durchführen 

Modul 7 

Eine Arbeitsstelle/Baustelle räumen und 

übergeben 

Modul 8 

Mit Kunden umgehen. 

Für die Anordnung der Module in diesem 

Beruf, in dem in einem handwerklichen Ver­

fahren etwas hergestellt oder repariert wird, 

Qualifizierungsinhalte 

0 
Kontrolle bei der Annahme 
und Prüfung der Ware 

• Kontrollieren der äußeren Ver­
packung 

• Kontrollmöglichkeiten der 
Warenannahme 

Lagerung der Ware 

• Kontrollieren der Anschrift 
• Lieferschein und Auftrag ver· 

gleichen 
• Qualität kontrollieren, Betrachtung 

der Verpackung nach 
ökologischen Gesichtspunkten 

• Erfassen des Wareneingangs (La· 
gerkartei) 

• Auszeichnen der Ware 
• Bereitstellen der Ware für den 

Verkauf (im Zwischenlager I Ver­
kaufslager) 

• Warenspezifische Lagerung (im 
Zwischenlager I Verkauf) 

• Pflegen der WareniWarenrisiko 
• Kontrollieren des Warenbestan­

des l Inventur 

• Konsequenzen bei Ver­
tragsverletzung bezüglich 
der Waren 

• Führen einer Lagerkarteil eines 
Wareneingangsbuches 

• EDV-gestützte Artikelerfassung 

• Aufgaben der Lagerhaltung 
• Lagerarten und Lager­

einrichtung 
• Aufgaben der Lagerverwal­

tung 
• Berechnung der Lagerkosten 
• rechtliche Vorschriften zur 

Lagerung von Waren 
• Betrachtung von Verpackungen 

unter ökonomischen Gesichts­
punkten 
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kann nicht der dem Handel eigene Warenfluß 

das strukturierende Prinzip sein. Deshalb 

wird hier der Auftrags- bzw. Arbeitsablauf in 

einzelne abgrenzbare Funktionsbereiche ge­

gliedert, die in ihrer Gesamtheit das Feld 

möglicher Tätigkeiten abbilden. Durch die 

Zuordnung der im Berufsbild enthaltenen 

Positionen zu den einzelnen Modulen wird 

die gewohnte Fachsystematik zwar gelockert, 

das Berufsbild als solches und damit das Be­

rufskonzept des dualen Systems der Ausbil­

dung bleibt aber erhalten. Ebensowenig wie 

die Anordnung nach dem Warenfluß bei den 

Modulen für die Einzelhandelskaufleute, er­

gibt auch die Anordnung nach dem Auftrags­

ablauf noch kein unmittelbares Relevanzkri­

terium, das dazu verhilft, Kern- und Rand­

inhalte zu bestimmen und damit den inhalt­

lichen und zeitlichen Umfang und die erfor­

derliche Tiefe der einzelnen Module zu be­

stimmen. 

Auch hier kann das Kriterium aus der Quali­

tät des Wertschöpfungsprozesses kommen. 

Damit steht die fachlich und materialbezogen 

angemessene und die zeitlich optimale Ab­

wicklung im Mittelpunkt. Von diesem Zen­

trum her und den Anforderungen, die sowohl 

fachlich als auch vom Kunden gestellt wer­

den, kann die Bedeutung der vorgelagerten 

und nachgelagerten und der begleitenden Tä­

tigkeiten beurteilt werden. Ein weiteres Rele­

vanzkriterium liegt hier in der Prozeßquali­

tät, d. h. in der Art und Weise, wie die Ar­

beitsschritte, die in den Modulen 2 bis 7 be­

schrieben sind, ineinander übergehen. Dar­

aus entsteht nicht nur der organisatorische 

und materielle Gewinn für den Betrieb selbst, 

sondern auch die Kundenzufriedenheit, die 

letztlich zu weiteren Aufträgen führt. 

Perspektive 

Beide Modulkonzepte orientieren sich an der 

Realität der betrieblichen Abläufe. Sie bauen 

auf erfahrungsorientiertes Lernen. Die hier 

angestrebte Lernlogik bezieht sich auf das 

aufgabenorientierte bzw. problemlösende 

Vorgehen und folgt dem Prinzip vom "Be­

kannten" zum "Unbekannten", sei dies nun 

schwierig oder einfach. 

Greift man am Ende das anfänglich verwen­

dete Bild nochmals auf, so ist es sicher nicht 

so, daß mit der Modularisierung in der Nach­

qualifizierung alle Bekleidungsprobleme des 

Kaisers gelöst wären. 

I Modulkonzepte 
orientieren sich an 

der Realität der 
betrieblichen Abläufe 

Soll aber der Kaiser am Ende nicht nackt vor 

seinem Volke erscheinen, weil er möglicher­

weise einem Modulschneiderscharlatan auf­

gesessen ist, muß ein berufs- und ordnungs­

politisch interessantes Schnittmuster in je­

dem Fall mit pädagogisch anspruchsvollen 

Stoffen realisiert werden, das keck und kurz 

zu tragen ebenso möglich ist, wie lang und 

klassisch. 

Dies ist dann der Fall, wenn es nicht nur ge­

lingt, die Module in der beschriebenen Weise 

zu schneiden, sondern auch ihre Vermittlung 

so situationsbezogen und teilnehmerzentriert 

anzulegen, daß diese Art des Zuschnitts ihr 

Potential zur Förderung individueller Lern­

prozesse und zur Verbesserung arbeitsplatz­

nahen Lernens entfalten kann. Gelingt es au­

ßerdem, den Abschluß der einzelnen Module 

so zu dokumentieren und zu zertifizieren, 

daß diese Teilnehmergruppe dadurch zeitlich 

und inhaltlich individuell zu einem aner­

kannten Berufsabschluß gelangen kann, wird 

aus dem anspruchsvollen Schnittmuster und 

den wertvollen Stoffen auch ein Kleid, das 

sich ohne Wahrnehmungstrübung ansehen 

läßt. 

Ob Kaiser und Volk die neue Qualität erken­

nen, sollte nicht vorschnell entschieden oder 

beurteilt werden. Denn die Schneiderwerk­

stätten, als die man die derzeit laufenden 

Modellversuche betrachten kann, arbeiten 

noch. Sie werden sicher verschiedene Wege 

finden, auf denen Stoff und Form, Kunde und 

Material, Fachkenntnis und Bedarf zusam­

mengebracht werden können. Pädagogische 

Prozesse brauchen ein bißchen Zeit, und ihr 

Erfolg zeigt sich nicht im Konzept, sondern 

erst post festum. Diese Zeit kann genutzt 

werden. 
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Berufliche Weiterbildungs-
teilnahme (k)eine Frage 
des Alterns?! 

Wolfgang Gallenberger 
Diplompädagoge, wissen­

schaftlicher Mitarbeiter am 

Lehrstuhl für Pädagogik an 

der Universität Regensburg 

Der Rückgang der Weiterbildungsbe­

teiligung in der Erwerbsbevölkerung 

mit zunehmendem Lebensalter ist 

nicht allein auf das Altern zurückzu­
führen. Innerhalb der älteren Er­

werbsbevölkerung sind vergleichs­

weise mehr Menschen aufgrund ih­

rer Erwerbssituation Bedingungen 

ausgesetzt, die sie vom Weiterbil­

dungsgeschehen fernhalten. Der 

Beitrag kritisiert die Interpretation 

altersspezifischer Studien zur Teil­

nahme an beruflicher Weiterbildung 

und stellt die Befunde einer nach Er­

werbssituationen differenzierenden 

Auswertung der Daten des von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft 

finanzierten Projekts "Weiterbil­
dungsabstinenz" dar. Die Ergebnisse 
werfen ein neues Licht auf den Zu­

sammenhang zwischen beruflicher 

Weiterbildungsteilnahme und dem 

Altern. 

"Je älter ein Mensch, desto drastischer sinkt 

seine Weiterbildungsbereitschaft" 1 Was 

STASCHEN für die Weiterbildung generell fest­

stellt, wird auch für die Teilnahme an beruf­

licher Weiterbildung behauptet. Vielleicht ist 

die Häufigkeit dieser Einschätzung von der 

Gerontologie über die Pädagogik bis in die 

Personalabteilungen der Betriebe ein Grund 

dafür, daß sie bislang nicht überprüft wurde. 

Einer der wichtigsten Ausgangspunkte für 

diese These ist der Befund, die Teilnahme an 

beruflicher Weiterbildung gehe mit zunehmen­

dem Alter allgemein zurück. Daß dies nicht 

so generell gilt, soll dieser Beitrag zeigen. 
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Bisherige Annahmen 

Die immer wieder beschriebene Abnahme 

beruflicher Weiterbildungsbeteiligung mit 

zunehmendem Alter wurde unter Bezug­

nahme auf unterschiedliche Daten festge­

stellt. 2 Der Grad der Abnahme erreicht dabei 

unterschiedliche Ausmaße. 

Die meisten Autorinnen und Autoren trafen 

ihre Feststellung unter Rückgriff auf die Daten 

des Berichtssystems Weiterbildung (BSW). 

Seit 1988 stellte das BSW eine jeweils um 

mindestens 50 Prozent niedrigere Weiterbil­

dungsquote der Gruppe der über 50jährigen 

( 1994: 14 Prozent Beteiligung) verglichen 

mit den 35- bis 49jährigen fest ( 1994: 

29 Prozent). 3 Das BSW befragt alle drei Jah­

re repräsentativ ausgewählte deutsche Staats­

bürgerf-innen im Alter von 19 bis 64 Jahren 

nach ihrer allgemeinen und beruflichen Wei­

terbildungsteilnahme. Die Frage nach der 

Teilnahme an beruflicher Weiterbildung wird 

darin auch Personen gestellt, die weder er­

werbstätig sind noch eine Erwerbstätigkeit 

anstreben, obwohl diese von einem beruf­

lichen Qualifikationserfordernis gar nicht be­

troffen sein können.4 

Diese Vorgehensweise verzerrt auch die al­

tersspezifischen Befunde für die Teilnahme 

an beruflicher Weiterbildung: In der Auswer­

tung des BSW wird eine Eingruppierung der 

Befragten in 18- bis 35jährige, 35- bis 

49jährige und 50- bis 64jährige vorgenom­

men. Vergleicht man die Weiterbildungsbe­

teiligung in dem mittleren und oberen Alters­

segment, so stellt man zwei Stichproben mit 

unterschiedlich hohem Anteil von Erwerbs­

personen gegenüber. So waren beispielswei­

se im April 1993 gegenüber der zu mehr als 

80 Prozent erwerbstätigen Bevölkerung im 

Alter von 35 bis 50 Jahren im oberen Alters­

segment wesentlich weniger Personen er­

werbstätig. Die Erwerbsquote lag für die 50-

bis 55jährigen bei 77,7 Prozent, für die 55-

bis 60jährigen bei 63,8 Prozent und für die 

60- bis 65jährigen lediglich bei 22,9 Prozent 

der Bevölkerung des jeweiligen Alters. 5 Un­

ter den Befragten des oberen Alterssegments 

befanden sich demnach im BSW sehr viel 

mehr Nicht-(mehr-)Erwerbstätige als in dem 

mittleren Segment. Mißt man die Weiterbil­

dungsbeteiligung, ohne die Unterschiede in 

der Erwerbsbeteiligung zu berücksichtigen, 

ergibt sich zwangsläufig eine sehr niedrige 

berufliche Weiterbildungsbeteiligung der Be­

fragten der ältesten Gruppe, denn (Früh-) 

Pensionäre werden kaum angeben, sie hätten 

sich beruflich weitergebildet!6 

Daraus resultiert eine mangelnde Vergleich­

barkeit der altersspezifischen Teilergebnisse 

des BSW. Die Daten des BSW sind nicht al­

tersspezifisch interpretierbar. 

Doch auch Auswertungen für solche Zwecke 

geeigneterer Datensätze kommen zu dem 

Befund, daß die berufliche Weiterbildungs­

teilnahme nach der Mitte des Berufslebens 

mit zunehmenden Alter zurückgeht: Eine 

speziell auf die berufliche Weiterbildung be­

zogene Auswertung der Mikrozensusdaten 

hat HILZENBECHER 7 vorgelegt. HILZENBECHER 

legt seinen Berechnungen die Zahl der Er­

werbspersonen, d. h. die der Erwerbstätigen 

und der Erwerbslosen, zugrunde. Er stellt für 

1978 wie für 1989 eine Abnahme der Beteili­

gung an beruflicher Weiterbildung bereits ab 

der Gruppe der 35- bis 45jährigen im Ver­

gleich zur Gruppe der 25- bis 35jährigen fest, 

die dann mit zunehmendem Alter weiter ab­

nimmt (vgl. Abbildung). 

Eine nachlassende Beteiligung an beruflicher 

Weiterbildung mit zunehmendem Lebensalter 

scheint demnach empirisch belegt. Jedoch 

dies allein läßt nicht den Schluß zu, das Älter­

werden der Erwerbspersonen stünde im (ur­

sächlichen) Zusammenhang mit der beob­

achtbaren Abnahme ihrer beruflichen Weiter­

bildungsteilnahme. 

Abbildung: Berufliche Weiterbildungsteilnahme nach dem Alter im Mikrozensus 

15 bis 25 

25 bis 35 

c 35 bis 45 

45 bis 55 

55 und mehr 

0 5 10 15 20 

Teilnahme in Prozent 

[] 1989 1978 

Quelle: Hilzenbecher, M.: Berufliche Weiterbildung im Mikrozensus. ln : BWP 20 (1991 ), S. 28-32, eigene Dar­
stellung 
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Altersspezifische Aus­
wertung für unterschiedliche 
Erwerbssituationen 

Gründe für eine 
differenziertere Interpretation 

Es gibt zwei triftige Gründe, mit den alters­

spezifischen Befunden der Weiterbildungs­

erhebungen vorsichtiger und differenzierter 

umzugehen, als dies bisher geschehen ist. 

Der eine stammt aus der Alternsforschung, 

der andere aus der Weiterbildungsforschung 

selbst. 

Die Alternsforschung hat vermehrt darauf 

hingewiesen, daß Altem kein mit dem Zu­

nehmen des chronologischen Alters synchro­

ner Prozeß ist. 8 Die Bezeichnung eines Be­

schäftigten als "älter" (ent)steht im Zusam­

menhang mit der individuellen Berufssitua­

tion und ist, wie LEHR 9 resümiert, berufs-, be­

triebs-, tätigkeitsabhängig und evtl. auch ge­

schlechtsspezifisch. Dies kommt auch dem 

Alltagsverständnis eines älteren Beschäftig­

ten nahe: Ein 45jähriger Stahlarbeiter gehört 

danach zum "alten Eisen", während eine 

gleichaltrige Professorin eher zum Nach­

wuchs zählt. Wenn sich das Altem auf die 

Weiterbildungsteilnahme irgendwie auswir­

ken soll, kann dabei nicht nur das chronolo­

gische Lebensalter als Maßstab der Einstu­

fung in die Kategorie jüngerer oder älterer 

Beschäftigter verwendet werden. Vielmehr 

müßte die proklamierte Veränderung der Be­

teiligung mit jenen soziologisch und psycho­

logisch beschreibbaren Veränderungen der 

Personen und ihrer Umwelten korrelieren, an 

denen die Alternsforschung zunehmendes 

Altem festmacht. 

Das zweite Argument für ein differenzierte­

res Vorgehen bei der altersabhängigen Inter­

pretation von Weiterbildungsquoten ergibt 

sich aus den oft replizierten Befunden der 

Weiterbildungsforschung: "Das Lebensalter 

( ... ) ist nur ein Moment in der Berufs- und 

Bildungsbiographie. Erreichter Bildungs­

stand, erreichtes Qualifikationsniveau er­

reichte berufliche Position und damit verbun­

dene Qualifikationsanforderungen, bisherige 

Beteiligung an beruflicher Weiterbildung 

und entwickelte Lernstrategien sowie indivi­

duelle Lebensentwürfe beeinflussen die( ... ) 

Weiterbildungsbeteiligung im mindestens 

gleichen Maße wie das Lebensalter an 

sich." 10 Auch wenn das Alter immer wieder 

als Variable auftauchte, die die Wahrschein­

lichkeit der Teilnahme in der jeweiligen 

Stichprobe mitprognostizieren konnte, so 

war sein Einfluß stets anderen Faktoren 

nachgeordnet Korrelationen können nie kau­

sal interpretiert werden, sondern lediglich 

Hinweise auf mögliche Ursachen liefern. 

Zieht man korrelative Befunde auf der Suche 

nach Erklärungen als Wegweiser heran, so ist 

es angebracht, zunächst jene Korrelationen 

heranzuziehen, deren statistischer Einfluß 

ausgeprägter ist als der des Lebensalters. 

Aus den Befunden der Altems- wie der Wei­

terbildungsforschung schließen wir, daß es 

keinen Sinn macht, wie bisher die festgestell­

te lebensaltersabhängige Abnahme der Wei­

terbildungsbeteiligung des Durchschnitts der 

Erwerbspersonen zur alleinigen Grundlage 

wissenschaftlicher Erklärungsversuche zu 

machen. Vielmehr ist ein differenzierteres 

Vorgehen notwendig: Will man Effekte des 

Altems auf die Weiterbildungsbeteiligung 

feststellen, so müssen wenigstens ansatzwei­

se vergleichbare Gruppen von (im soziolo­

gisch-entwicklungspsychologischen Sinne) 

Jüngeren und Älteren gegenübergestellt wer­

den. Versucht man die Ausführungen LEHRS 11 

als Anforderungen an einen empirischen Ver­

gleich jüngerer und älterer Erwerbspersonen 

zu interpretieren, ergibt sich: Alternsahhängi­

ge Effekte können nur innerhalb von Arbeit­

nehmergrundgesamtheiten nachgewiesen 

werden, deren Qualifikations- und Berufssi­

tuation ähnlich ist. Ein Vergleich der Weiter­

bildungsquoten älterer und jüngerer mittlerer 

Angestellter ist demnach sinnvoll, ein Ver-
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gleich zwischen sämtlichen älteren Beschäf­

tigten (mit einem hohen Anteil niedrig Quali­

fizierter) mit sämtlichenjüngeren (im Schnitt 

wesentlich höher Qualifizierten) dagegen 

nicht. Genau letzteres geschah jedoch bis­

lang, wenn bei der Diagnose einer "alters­

selektive(n) Qualifizierungspraxis" 12 in 

Deutschland die unterschiedlichen Qualifika­

tions- und Berufssituationen in den Altersko­

horten 13 zunächst unberücksichtigt blieb. 

Die Ergebnisse der Altems- wie der Weiter­

bildungsforschung verlangen eine Differen­

zierung nach Standarddemographiemerkma­

len, die die Qualifikations- und Berufssitua­

tion beschreiben, bevor eine Prüfung alters­

abhängiger Effekte erfolgen darf. 

Fragestellung 

Ziel der Auswertung war es, zu prüfen, ob 

sich ein Zusammenhang zwischen dem so­

ziologisch-psychologischen Altem und zu­

nehmender Weiterbildungsabstinenz feststel­

len läßt. Dabei wurde folgende Vereinfachung 

zugrunde gelegt: Innerhalb von Gruppen mit 

vergleichbaren Qualifikations- und Erwerbs­

situationen sollte das chronologische Alter 

als Näherungswert für das soziologisch-psy­

chologische Altem betrachtet werden. 14 In­

terindividuelle Dispositionen wurden damit 

vernachlässigt, was sich jedoch im vorliegen­

den Fall durch den Bezug auf eine große, re­

präsentative Stichprobe dulden läßt. Die Be­

funde dieser differenzierenden Auswertung 

kommen dem sozial konstituierten Altem da­

mit näher als die früheren Auswertungen. 

Daten des Projekts 
"Weiterbildungsabstinenz" 

Die Datengrundlage lieferte eine repräsenta­

tive Erhebung zur Teilnahme an beruflicher 

Weiterbildung von 1993 im Auftrag des Insti­

tuts zur Erforschung sozialer Chancen (ISO, 

Köln) im Rahmen des von der Deutschen 



Forschungsgemeinschaft geförderten Pro­

jekts "Weiterbildungsabstinenz". 15 Als erster 

Teil einer mehrstufigen Untersuchung wurde 

eine repräsentative Stichprobe der erwerbs­

nahen Bevölkerung 16 deutscher Staatsbürger­

schaft im Alter von 18 bis 60 Jahren (N = 

1 529) zu ihrer Teilnahme an beruflicher 

Weiterbildung befragt. Der Fragebogen war 

so angelegt, daß letztlich die Befragten ent­

schieden, ob sie ihre Bildungsaktivitäten als 

Teilnahmen an beruflicher Weiterbildung 

einstuften. Durch zusätzliche Filterfragen 

wurden Bagatellteilnahmen identifiziert. 17 

Diese Bagatellteilnahmen wurden in dieser 

Auswertung zu den Nicht-Teilnahmen ge­

rechnet. Weiterbildungsabstinenz in den 

wirklich letzten Berufsjahren wurde im Rah­

men der Forschungskonzeption nicht als Al­

temseffekt, sondern als Folge der von Arbeit­

nehmer- wie Arbeitgeberseite erfolgenden 

Antizipation des baldigen Ruhestands be­

trachtet. Aus dieser Perspektive ist es nicht 

sinnvoll, auch über 60jährige, von denen ohne­

hin nicht einmal mehr ein Viertel erwerbs­

tätig ist 18, als Adressaten verwertungsbe­

stimmter beruflicher Weiterbildung zu defi­

meren. 

In der Rangfolge der Zusammenhänge zwi­

schen den erhobenen Standarddemogra­

phiemerkmalen und der Weiterbildungsteil­

nahme nahm das Alter den elften Platz ein 

(siehe Tabelle 1). Wertet man die Befunde 

ohne die geforderte Differenzierung alters­

spezifisch aus, so findet sich auch in diesen 

Daten ein zwar schwacher, aber immerhin 

statistisch signifikanter positiver Zusam­

menhang zwischen Weiterbildungsabstinenz 

und Lebensalter. Auch bei einer geschlechts­

spezifischen Betrachtung verändert sich der 

Zusammenhang nicht wesentlich (Cramer's 

V= .16 bei den Männemund V= .14 bei den 

Frauen). 

Die schon von BoLDER u. a. 19 dargestellten 

Befunde der Studie bestätigten den sozial­

wissenschaftlichen Kenntnisstand in diesem 

Feld: Mit hoher Wahrscheinlichkeit von einer 

Tabelle 1· Rangfolge der Zusammenhänge zwi­
schen Standarddemographiemerkmalen 
und Weiterbildungsteilnahme bzw. 
-abstinenz (Cramer's V> .10) 

1 1> Berufsstatus 1> .44 

2. 1> Berufsausbildung I> .39 

3. 1> Schulbildung I> .36 

4. 1> Branchenzugehörigkeit I> .27 

5. 1> Erwerbsstatus I> .24 

6. 1> Betriebsgröße I> .21 

7 .I> Geschlecht I> .17 

8. 1> Konfession I> .15 

9. 1> Berufsstatus des Vaters/ I> .14 
der alleinerziehenden Mutter 

1 0. 1> Haushaltseinkommen I> 14 

11. 1> Alter I> .12 

12. 1> Kinder in der Berufsausbildung I> .11 

13. 1> Alleinlebende 1> .10 

Quelle: Bolder, A.; Hendrich, W.; Nowak, D.; Reimer, 
A.: Weiterbildungsabstinenz 1. Makrostrukturen von 
Weiterbildungsteilnahme und -abstinenz in Deutsch­
land 1993, Köln 1994, S. 51 

Teilnahme an beruflicher Weiterbildung aus­

gegrenzt sind Personen, die Un- oder Ange­

lernte sind, keiner Vollerwerbstätigkeit nach­

gehen, einen Schulabschluß unter FOS-Reife 

besitzen, Arbeiter I -innen sind und in einem 

Mittelbetrieb arbeiten. 20 Gewichtet man die 

von der Weiterbildungsteilnahme ausgren­

zenden Merkmale entsprechend ihres Ein­

flusses auf die Abstinenz, lassen sich Grup­

pen bilden, deren Mitglieder unterschiedlich 

stark ausgeprägte Ausgrenzungstendenzen 

aufweisen. Bereits bei einer Unterscheidung 

von fünf Kategorien unterschiedlich hoher 

Ausgrenzungstendenzen verschwindet inner­

halb dieser Gruppen der signifikante Zusam­

menhang zwischen Alter und Abstinenz. Er 

steigt jedoch leicht an, je stärker die Aus­

grenzungstendenzen ausgeprägt sind. 

Dieser Befund bestätigte einerseits die dem 

Vorhaben zugrunde gelegte Argumentation, 

nach der Altem allenfalls ein nachgeordnetes 

Ausgrenzungsmerkmal darstellt, dessen 

Wirkung erst in entsprechend ausdifferen-

zierten Untergruppen der Untersuchungs­

grundgesamtheit geprüft werden kann. Ande­

rerseits gibt er Anlaß zu der Vermutung, daß 

altersspezifische Effekte vor allem bei ohne­

hin stärker Ausgegrenzten eine Rolle spielen 

werden. 

Die Differenzierung stützt sich auf die im er­

sten Teil des Projekts "Weiterbildungsabsti­

nenz" vorgenommene Aufteilung der Stich­

probe in Untergruppen nach verschiedenen 

Erwerbssituationen. Schulbildung, Berufs­

ausbildung, Berufsstatus und Erwerbsstatus 21 

gingen nacheinander theoretisch wie quanti­

tativ begründet auf die Definition dessen ein, 

was wir als Erwerbssituation bezeichnen. 

Die unterschiedenen Erwerbssituationen las­

sen sich grob als fünf voneinander segmen­

tierte und quantitativ in etwa gleich große 

Weiterbildungswelten auffassen: Das Jeder­

mannssegment (An- und Ungelernte), eine 

Restkategorie anderer Erwerbstätiger mit eher 

durchschnittlichen Qualifikationen, voller­

werbstätige Facharbeiter I -innen, vollerwerbs­

tätige qualifizierte Sachbearbeiter I -innen 

und ein Segment, in dem sich Beamte/ -innen, 

sowie leitende und hochqualifizierte Ange­

stellte befinden. 22 

Ergebnisse 

Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse der altersspe­

zifischen Auswertung für die einzelnen Seg­

mente. Innerhalb der Segmente verschwindet 

der Zusammenhang zwischen Lebensalter 

und Abstinenz nahezu. In den Segmenten der 

Beamten, der leitenden und hochqualifizier­

ten Angestellten sowie dem der vollerwerbs­

tätigen Facharbeiter zeigt sich keinerlei Zu­

sammenhang. Bei den Sachbearbeitern und 

der Restgruppe der durchschnittlich Qualifi­

zierten scheint die Teilnahme an Weiterbil­

dung eher umgekehrt eine Frage der Zeit 

(nach der Erstausbildung). Eine merkliche 

Zunahme der Abstinenz in der zweiten Hälf­

te des Berufslebens läßt sich auch bei ihnen 

nicht feststellen. Lediglich im Jedermanns-
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Tabelle 2: Erwerbssituation und Weiterbildungsabstinenz nach Altersgruppen (Nie-Teilnehmer in Prozent) 

Zusammen 21-24 Jahre 25-34 Jahre 35-49 Jahre 50-60 Jahre 

........... ........... ........... ........... ........... 
Jedermannssegment t> 64.7 t> 65.1 t> 59.9 t> 63.2 I> 75.2 

Andere Erwerbstätige 
mit durchschnittlicher 
Qualifikation I> 43.3 I> 793 t> 35.8 t> 46.0 I> 41.2 

Vollerwerbstätige 
Facharbeiter I -innen t> 43.9 t> 45.6 t> 35.5 t> 48.5 I> 43.6 

Vollerwerbstätige 
qualifizierte Sach-
bearbeiter I -innen I> 13.1 t> 32 .7 t> 5.6 t> 11.0 t> 16.6 

Beamte I leitende 
und hochqualifizierte 
Angestellte t> 7.5 t> 13.6 t> 5.8 t> 5.9 t> 12.6 

Quelle: ISO (Köln), Berechnung aus den Daten einer repräsentativen Befragung von 1993, erhoben im Rahmen des 
DFG-Projekts .. Weiterbildungsabstinenz" 

segment der am niedrigsten Qualifizierten 

läßt sich eine Steigerung der Abstinenz in der 

Gruppe der ab 50jährigen ausmachen, doch 

selbst dieser Befund ist nicht signifikant 

Für die Teilnahme an beruflicher Weiterbil­

dung ist damit in vier von fünf Segmenten, in 

denen sich fast 80 Prozent der erwerbsnahen 

Personen im Alter von 21 bis 60 Jahren be­

finden, kein nennenswerter alterosbedingter 

Rückgang der Weiterbildungsaktivität festzu­

stellen. 

Diskussion 

Innerhalb vergleichbarer Gruppen gibt es 

keinen signifikanten Zusammenhang zwi­

schen Alter und Weiterbildungsabstinenz. 

Die Annahme, die berufliche Weiterbil­

dungsabstinenz würde mit dem Altem zu­

nehmen, läßt sich demnach bei genauerer 

Betrachtung nicht halten. Damit ist auch die 

in der eingangs zitierten These thematisierte 

Bereitschaft zur beruflichen Weiterbildung in 

der Regel keine Frage des Altems. Sie kann 

jedoch unter bestimmten Bedingungen (z. B. 

im Jedermannssegment) unter anderem zu 

einer Frage des Altems werden. 

Der Grund für den festgestellten Zusammen­

hang zwischen gestiegenem Alter und Wei­

terbildungsabstinenz ist vor allem darin zu 

suchen, daß sich in der älteren Generation 

der erwerbsnahen Bevölkerung Deutschlands 

quantitativ mehr Menschen befinden, die 

aufgrund ihrer Erwerbssituation und nicht 

aufgrund ihres Lebensalters Ausgrenzungs­

mechanismen unterworfen sind, die sie von 

dem beruflichen Weiterbildungsgeschehen 

fernhalten. So erklären sich die Abnahmen in 

Statistiken wie dem Mikrozensus. 

Besonders augenfällig ist auch der Befund, 

daß die berufliche Weiterbildungsabstinenz 

in drei der fünf Gruppen bei der jüngsten Al­

tersgruppe am höchsten ist Hier von alters­

spezifischen Einflüssen auszugehen er­

scheint jedoch überzogen, denn die Gründe 

für die Abstinenz liegen im geringen Abstand 

zur Erstausbildung. Durch die in immer mehr 

Berufen erkennbare Entwicklung hin zu ei­

nem fließenden Übergang zwischen Aus­

und Weiterbildung wird diese "Qualifizie­

rungspause" vermutlich nicht mehr lange be­

stehen. 

Steigende Weiterbildungsabstinenz mit zu­

nehmendem Alter betrifft selektiv die am 
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niedrigsten Qualifizierten, die ohnehin am 

weitesten vom Weiterbildungsgeschehen ent­

fernt sind. Daraus ergeben sich mehrere 

Überlegungen, die weitere Untersuchungen 

erfordern: 

RosENOW /NASCHOLo 23 stellten in deutschen 

Unternehmen eine homogene Nutzung der 

Frühverrentungsmöglichkeiten für die Lö­

sung äußerst heterogener betrieblicher Pro­

blemlagen fest Über die intensive Nutzung 

der gesetzlichen Möglichkeiten sei es den 

Betrieben möglich, ältere Beschäftigte als 

personalwirtschaftliche Anpassungsressour­

ce zu betrachten. Die An- und Ungelernten 

des Jedermannssegments sind aufgrund ihrer 

niedrigen Qualifikation geradezu prädesti­

niert, von solchen Unternehmerischen Strate­

gien als erste betroffen zu sein, weil ihre 

Qualifikation im Falle einer Erhöhung des 

Arbeitskräftebedarfs verhältnismäßig un­

kompliziert wieder auf dem externen Ar­

beitsmarkt rekrutiert werden kann. Sie sind 

mit zunehmendem Alter vermehrt von Lang­

zeitarbeitslosigkeit und damit von der Aus­

grenzung aus dem Erwerbsleben bedroht Es 

wäre zu prüfen, ob Abstinenzeffekte, die in 

den anderen Segmenten durch den begründe­

ten Ausschluß der über 60jährigen nicht auf­

tauchen, in diesem Segment schon früher 

auftreten, weil An- und Ungelernte früher 

mit einem eventuell bevorstehendem Ruhe­

stand rechnen müssen. 

Für diejenigen, die sich als personalwirt­

schaftliche Dispositionsmasse erleben, kann 

die Erhaltung (oder das Anstreben eines hö­

heren) Qualifikationsniveaus objektiv nicht 

viel zur Erhaltung des eigenen Arbeitsplatzes 

beitragen und muß deshalb auch subjektiv als 

sinnlos erscheinen. Erste altersspezifische 

Auswertungen des zweiten Abschnitts des 

Projekts "Weiterbildungsabstinenz"24 erga­

ben für die befragten tendenziell weiterbil­

dungsfernen Personen einen signifikanten 

Zusammenhang zwischen zunehmendem Alter 

und der Einschätzung, Weiterbildung sei 

sinnlos. Ob die Wahrnehmung der Sinnlosig-



keit im Zusammenhang mit der Ruhe­

standsantizipation steht, sollen weitere Nach­

forschungen zeigen. 

Darüber hinaus müßten bisherige Ansätze 

zur Erklärung beruflicher Weiterbildungsab­

stinenz Älterer in ihrer Wirkung auf speziell 

dieses Segment erneut geprüft werden: 

FRIEDRICH/MEIER verwiesen auf die (alters-) 

selektive Wirkung der methodisch-didakti­

schen Gestaltung von Weiterbildungsangebo­

ten. 25 SEVERING thematisierte die Zurückhal­

tung der Arbeitsverwaltung bei der Delega­

tion Älterer zur Weiterbildung. 26 ALT und 

DINTER berücksichtigten darüber hinaus die 

Wechselwirkung zwischen Qualifikation und 

Arbeitsaufgaben Älterer. 27 Es erscheint zu­

mindest plausibel, daß derartige Einflüsse im 

Segment der An- und Ungelernten besondere 

Relevanz gewinnen. 

Fazit 

Solange der Erwerb weiterer Qualifikation 

nicht einmal eine Chance28 beinhaltet, den 

eigenen Arbeitsplatz zu sichern oder einen 

neuen zu erhalten, können Weiterbildungsak­

tivitäten von niedrig qualifizierten Älteren 

auch nicht erwartet werden. Umgekehrt gilt 

jedoch - und das zeigen auch die Befunde 

der Auswertung -, daß eine Bereitschaft zu 

sinnvoller beruflicher Weiterbildung auch bei 

Älteren generell besteht. Insofern ist die in 

der beständig zu hörenden Forderung nach 

lebenslangem Lernen steckende Unterstel­

lung, dies würde nicht geschehen, kritisch zu 

prüfen und nach ihrer Funktion zu hinterfra­
gen.29 
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Sabine Davids 

wissenschaftliche Mitar­

beiterin in der Abteilung 

1.1 ,. Sozialwissenschaftli­

ehe Grundlagen der Berufs­

bildung" im Bundesinstitut 

für Berufsbildung, Berlin 

Personalentwicklung 
in Beschäftigungsgesellschaften 

Aufgrund der anhaltenden Beschäf­

tigungskrise in den neuen Bundes­

ländern haben Beschäftigungsge­

sellschaften und Arbeitsförderungs­

betriebe eine zunehmende Bedeu­

tung bei der Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit gewonnen. Während 

die Entwicklung auf dem Arbeits­

markt von allen Erwerbspersonen 

eine kontinuierliche Weiterbildung 
fordert, sind Beschäftigungsver­

hältnisse in Maßnahmen zur Arbeits­
förderung häufig mit Dequalifizie­

rungsprozessen verbunden. Um hier 

gegenzusteuern, müssen Konzepte 
für eine gezielte Personalentwick­

lung in Beschäftigungsgesellschaf­

ten erarbeitet werden. 

Überblick über den bei 
Beschäftigungsgesellschaften 
erwerbstätigen Personenkreis 

In der Bundesrepublik Deutschland hat die 

Arbeitslosigkeit mit über 4,2 Millionen Per­

sonen einen beträchtlichen Umfang erreicht. 

Vor dem Hintergrund einer sich seit mehre­

ren Jahren verfestigenden Massenarbeitslo­

sigkeit gewinnen Maßnahmen zur Qualifizie­

rung und Beschäftigungsförderung an Be­

deutung. Die Instrumente einer "aktiven Ar­

beitsmarktpolitik" sollen die Chancen von 

Arbeitslosen für eine Reintegration in das Er­

werbssystem nachhaltig verbessern. Qualifi­

zierungsmaßnahmen rangieren dabei tradi­

tionell in quantitativer Hinsicht vor den Maß-

nahmen zur Beschäftigungsförderung. 1996 

nahmen insgesamt rund 560 000 Personen an 

einer Maßnahme der beruflichen Fortbildung 

oder Umschulung teil (323 000 Personen im 

Westen, 237 000 im Osten). 1 Die Maßnah­

men zur Arbeitsförderung, deren wichtigstes 

Instrument die Arbeitsbeschaffungsmaßnah­

men (ABM) sind, haben jedoch in den letz­

ten Jahren einen enormen Bedeutungszu­

wachs erfahren. Vor allem in den neuen Bun­

desländern kommt ihnen eine wichtige Rolle 

bei der Verhinderung von Massenarbeitslo­

sigkeit und der Bewältigung des wirtschaftli­

chen Strukturwandels zu . 

Im März 1996 befanden sich in den neuen 

Bundesländern rund 175 000 Personen in 

einer Maßnahme zur Arbeitsbeschaffung 

(ABM) - darunter rund 60 000 Personen 

über 50 Jahre und rund 10 000 jüngere Ar­

beitnehmer unter 25 Jahren ohne Ausbil­

dung; im Westen waren es "nur" rund 70 000 

Personen, darunter rund 12 000 Ältere über 

50 Jahre und rund 18 000 jüngere ohne Be­

rufsausbildung. 2 Insgesamt befanden sich 

1996 demnach rund 245 000 Personen in 

einer ABM, wobei im Osten ein deutlicher 

Schwerpunkt auf der Überbrückung älterer 

Arbeitnehmer in die Frühverrentung liegt, im 

Westen hingegen auf der Versorgung von ju­

gendlichen Problemgruppen des Ausbil­

dungs- und Arbeitsmarktes. Um die gesell­

schaftliche Aufgabe der Verhinderung von 

Massenarbeitslosigkeit und Fortsetzung des 

wirtschaftlichen Strukturwandels zu unter­

stützen, wurde 1993 ergänzend zur ABM der 

§ 249 h des Arbeitsförderungsgesetzes 

(AFG) eingeführt. Dieses Instrument stellt 

26 BWP 27 I 1998/1 • Fachbeiträge 



Mittel der Bundesanstalt für Arbeit für die 

Beschäftigung von Arbeitslosen in festgeleg­

ten gesellschaftlichen Bereichen (z. B. Um­

welt, Kultur) in Form eines modifizierten 

Lohnkostenzuschusses (LKZ) bereit, die von 

den Kommunen kotinanziert werden müssen. 

Der § 249 h wird überwiegend in den neuen 

Bundesländern eingesetzt (1996 rund 87 000 

Personen), während der einige Zeit später für 

die alten Bundesländer erlassene § 242 s nur 

eine untergeordnete Rolle für die Beschäfti­

gungsförderung spielt (1996 rund 6 700 Per­

sonen)_) 

Ein umfangreicher Einsatz von ABM bzw. 

von LKZ nach § 249 h kann nur durch den 

Aufbau entsprechender Verwaltungs- und 

Organisationsstrukturen bewältigt werden. 

Zu diesem Zweck erfolgt die Gründung von 

Beschäftigungsgesellschaften. Sie nehmen 

inzwischen einen festen Platz als Hoffnungs­

träger und Auffangbecken im Beschäfti­

gungssystem der Bundesrepublik Deutsch­

land ein. 4 Auffgangbecken sind sie, weil hier 

Personen arbeiten, die sonst arbeitslos wä­

ren. Hoffnungsträger sind sie, weil es der 

Auftrag von Beschäftigungsgesellschaften 

ist, für alle Mitarbeiter- auch diejenigen, de­

ren Betriebe rationalisiert oder liquidiert 

wurden -, eine vorübergehende Beschäfti­

gung mit dem Ziel der Rückkehr ins Be­

schäftigungssystem zu bieten. Um jedoch 

diese Brücke zu schlagen, muß die berufliche 

Qualifikation der Teilnehmer je nach indivi­

duellen Voraussetzungen wiederhergestellt, 

erhalten oder angepaßt werden. 

Qualifizierungsdefizite 
in Maßnahmen der 
Beschäftigungsförderung 

Neuere Untersuchungen des lAB gehen da­

von aus, daß in den alten Bundesländern 

rund 22 Prozent der Beschäftigten in arbeits­

marktpolitischen Maßnahmen der Wechsel in 

ein reguläres Beschäftigungsverhältnis ge­

lingt, auf längere Sicht münden knapp 50 

Prozent in Arbeit oder Ausbildung. In den 

neuen Bundesländern findet ebenfalls knapp 

die Hälfte aller AHM-Beschäftigten wieder 

eine Arbeit (Stand November 1994 ). 5 Die 

Hoffnung auf eine möglichst bruchlose 

Überbrückung von Arbeitslosigkeit erfüllt 

sich somit für die meisten ABM/LKZ-Be­

schäftigten nur eingeschränkt. 

Der Erfolg der Wiedereingliederung hängt 

von vielen Faktoren ab, u. a. von der Einbin­

dung der Beschäftigungsgesellschaften in die 

lokale Wirtschaft, aber auch von der berufli­

chen Qualifikation der Maßnahmeteilneh­

mer. Greift man auf vorliegende Untersu­

chungsergebnisse zurück, so arbeiten 41 Pro­

zent der in Beschäftigungsgesellschaften er­

werbstätigen Fachkräfte - nach eigener Ein­

schätzung - unterhalb der vorhandenen Qua­

lifikation. Ein längeres Arbeitsverhältnis in 

Beschäftigungsgesellschaften kann zum Ver­

lust der Fachqualifikation führen. Dringend 

notwendig wäre aber eine systematische be­

rufliche Weiterbildung der Beschäftigten. 

Aufgrund des schmalen Spektrums der Tä­

tigkeitsbereiche in Beschäftigungsgesell­

schaften können neue Qualifikationen jedoch 

kaum erworben werden.6 Die fördertechni­

schen Rahmenbedingungen verhindern zu­

dem die Teilnahme an einer kompensieren­

den berufsbegleitenden Qualifizierung, weil 

der Zeitrahmen für Fortbildung zu kurz ist. 

Die Chancen für eine Reintegration in den 

regulären Arbeitsmarkt werden auf diese 

Weise verschlechtert statt verbessert, und die 

gesellschaftlichen Vorbehalte gegenüber dem 

"zweiten Arbeitsmarkt" stigmatisieren die 

Beschäftigten obendrein. 

Angesichts knapper öffentlicher Kassen wird 

von Beschäftigungsgesellschaften auch ge­

fordert, kostendeckend zu arbeiten und eige­

ne Erträge zu erwirtschaften. Dies ist auf­

grund der komplizierten und zugleich fragi­

len Rahmenbedingungen schwer, denn bei 

der Akquisition und Abwicklung von Aufträ­

gen ist der Aktionsradius von Beschäfti­

gungsgesellschaften erheblich eingeschränkt. 

Die gesetzlichen Bestimmungen schreiben 

die Zusätzlichkeit und Gemeinnützigkeit der 

Arbeiten sowie das Wettbewerbsverbot vor. 

Dienstleistungen bzw. Unternehmensproduk­

te müssen sich deshalb überwiegend auf den 

"Non-profit"-Bereich in den Gebieten Um­

welt, Sanierung, Kultur konzentrieren. Wird 

dieser Bereich verlassen, entfällt die Förder­

grundlage. Beschäftigungsgesellschaften ge­

raten zunehmend in ein Konfliktfeld diver­

gierender Zielsetzungen. Festzuhalten ist, 

daß für die Aufgabendurchführung ein pro­

fessionelles Management und qualifiziertes 

Personal nötig sind. 

Die prekären Rahmenbedingungen haben 

aber zur Folge, daß bei dem hierfür erforder­

lichen Fachpersonal ein Engpaß besteht. Vie­

le Beschäftigungsgesellschaften sind nur äu­

ßerst knapp mit sogenannten Stammstellen 

ausgestattet. In den neuen Bundesländern 

entfielen 1994 lediglich 5,5 Prozent der Be­

schäftigungsverhältnisse auf feste Arbeits­

verträge im Managementbereich. Die zur 

Aufgabenerledigung vorhandenen Fachkräf­

te haben häufig selbst nur befristete Arbeits­

verträge und werden zudem berufsfremd ein­

gesetzt. 7 Aufgrund der schlechten Bezahlung 

sind Beschäftigungsgesellschaften keine at­

traktiven Arbeitgeber. So wird Personal mit 

unzureichender Qualifikation eingestellt, was 

hohen Einarbeitungsaufwand, geringe Moti­

vation und Fluktuation zur Folge hat. Beson­

dere Schwierigkeiten bestehen durch die ver­

mehrte Zuweisung von Zielgruppen mit ku­

mulierten Problemlagen, die in der Maß­

nahme - häufig zum ersten Mal - an die Ar­

beitsrealität herangeführt werden sollen. 

Hinsichtlich des Qualifikationsbedarfs von 

Mitarbeitern der Beschäftigungsgesellschaf­

ten lassen sich vier Fortbildungsbereiche her­

ausschälen: 

• Das Management der Beschäftigungsge­

sellschaften braucht betriebswirtschaftliches 

Know-how, um sich als Unternehmen von 

mittelständischer Größe behaupten zu kön­

nen. 
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• Fachkräfte im Produktions- und Service­

bereich sind mit neuen Anforderungen kon­

frontiert, für deren Erledigung sie nicht auf 

mitgebrachte Berufserfahrungen zurückgrei­

fen können. 

• Die mitgebrachte berufliche Qualifikation 

sollte während der befristeten Beschäftigung 

(berufsbegleitend) durch Teilnahme an Fort­

bildungsmaßnahmen gezielt weiterentwickelt 

werden. 

• Problematische Zielgruppen, die im Maß­

nahmehereich beschäftigt werden, brauchen 

berufliche Perspektiven. 

Für alle Gruppen muß das Fortbildungsange­

bot so geschnitten sein, daß die täglichen An­

und Überforderungen des Alltags bewältigt 

werden können und zugleich eine langfristige 

Verwertbarkeit auf dem allgemeinen Arbeits­

markt antizipiert. 

Fortbildungsbedarf in 
Beschäftigungsgesellschaften 

Auf den Fortbildungsbedarf im Bereich des 

Managements haben unterschledliche Dach­

verbände, Servicegesellschaften und Weiter­

bildungsinstitutionen mit einem breiten Se­

minarangebot reagiert. 8 Stellvertretend seien 

hier die Bundesarbeitsgemeinschaft Arbeit 

(BAG Arbeit), der Hamburger zentrale Quali­

fizierungsträger für Beschäftigungsgesell­

schaften zebra e. V., die Berliner Servicege­

sellschaft, das Sozialpädagogische Institut so­

wie das Heidelberger Institut für Berufsbil­

dung und Arbeit (HIBA) genannt. Bei dieser 

Beschäftigtengruppe im Managementbereich 

handelt es sich jedoch in der Regel um hoch­

qualifizierte Personen, die ihr Arbeitsverhält­

nis mit einem beruflichen Aufstieg verbun­

den haben. 

Als zweite Beschäftigtengruppe mit einem 

erkennbaren "Profil" und identifizierbaren 

Aufgabenbereich lassen sich Fachkräfte mit 
anleitenden Tätigkeiten ausmachen. Für 

diesen Personenkreis sind sowohl von HIBA 

als auch von mehreren im Dachverband der 

BAG Arbeit organisierten Bildungsträgern 

ausgearbeitete Seminarkonzepte entwickelt 

worden. Diese zielen darauf ab, daß anleiten­

de Fachkräfte bei der Aufgabendurchführung 

von Beschäftigungsgesellschaften eine 

Schlüsselrolle einnehmen.9 Sie sind sowohl 

für effektive Auftragserledigung als auch für 

die Qualifizierung von Maßnahmeteilneh­

mern verantwortlich, die eines erhöhten Be­

treuungsaufwandes bedürfen. Anleitende 

Fachkräfte müssen mehrere Berufsrollen zu­

gleich einnehmen und geraten schnell in ein 

Spannungsfeld von konkurrierenden Anfor­

derungen: 

• Als Verantwortliche für die termingerechte 

Abwicklung von eingeworbenen Projekten 

und Aufträgen sind anleitende Fachkräfte zu­

gleich die Vorgesetzten von Mitarbeitern, die 

häufig nicht über die erforderlichen und üb­

Licherweise vorausgesetzten ,,Arbeitstugen­

den" verfügen. Während in regulären Ar­

beitsverhältnissen, z. B. bei Disziplinschwie­

rigkeiten, mit Kündigung reagiert wird, soll 

dies während der Beschäftigungsmaßnahme 

gerade vermieden werden. 

• Bei der Qualifizierung von mehrfach be­

nachteiligten Zielgruppen werden arbeits­

und sozialpädagogische Fähigkeiten ver­

langt. Dies bedeutet, den Qualifizierungspro­

zeß der Teilnehmer durch Unterweisungen 

und Beratung so zu unterstützen, daß lernun­

gewohnte Menschen für Qualifizierung auf­

geschlossen werden. 

• Eine zusätzliche Aufgabe besteht im Er­

kennen von Problemen im Lebensumfeld der 

Teilnehmer und in der Weitervermittlung an 

externe Hilfsangebote. 

Sowohl das von HIBA als auch das von der 

BAG Arbeit entwickelte Konzept zur Fortbil­

dung dieser Beschäftigtengruppe umfaßt 

mehrere inhaltliche Blöcke. 10 Zentrale The­

men in beiden Angeboten sind die Vermitt­

lung von Arbeitstechniken, Rechtsgrundla­

gen und didaktischen Methoden (Unterwei-
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sen), die Klärung der eigenen Rolle sowie die 

Zusammenarbeit im Team und mit sozialen 

Diensten. 

• HIBA ist mit seinem Fortbildungsangebot 

im arbeitsmarktpolitischen Landesprogramm 

von Nordrhein-Westfalen verankert. Das 

Fortbildungsangebot ist auf die Vermittlung 

von Schlüsselqualifikationen für die Team­

arbeit (Kooperation, Kommunikation und 

Konsens) konzentriert. Ziel ist auch, die Teil­

nehmer in der Organisationsentwicklung des 

Beschäftigungsträgers zu unterstützen. Die 

Zertifikate sind vom Ministerium für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales anerkannt. 11 

• Die BAG Arbeit verfolgt mit ihrem Curri­

culum vorrangig das Ziel, ein allgemein an­

erkanntes und einheitliches Berufsbild des 

"Arbeitsanleiters" voranzubringen. Das 

Fortbildungsangebot ist in aufeinander auf­

bauende Seminarblöcke gegliedert und wird 

berufsbegleitend mit rund 200 Stunden ange­

boten. Das Curriculum ist mit Hinweisen auf 

die thematischen Verwandtschaften mit dem 

Rahmenstoffplan zur Ausbildung der Ausbil­

der versehen. Es besteht die Möglichkeit, 

sich die für die Prüfung nach Ausbildereig­

nungsverordnung vor der Handwerkskam­

mer Harnburg noch fehlenden Inhalte durch 

ein Kompaktseminar anzueignen. 12 Im übri­

gen wird ein vom Dachverband der BAG Ar­

beit anerkanntes Zertifikat vergeben. Inner­

halb der im Dachverband organisierten Mit­

gliedseinrichtungen soll das Fortbildungsan­

gebot für die Vereinheitlichung von Anforde­

rungsprofilen und die tarifliche Eingruppie­

rung von anleitenden Fachkräften genutzt 

werden. Damit ist eine Grundlage für eine 

gezielte Personalentwicklungsplanung ge­

legt. 

Die Förderung jüngerer und problemati­
scher Zielgruppen ist unbefriedigend. Wel­

che quantitative Bedeutung dem Problem der 

jüngeren Arbeitslosen ohne Berufsabschluß 

zukommt, zeigt ein Blick auf die Zahlen: 

Rund 28 000 junge Erwachsene unter 25 Jah-



ren ohne Berufsausbildung befanden sich in 

einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme, davon 

wurden 7 600 Jugendliche in spezifischen 

Teilzeitmaßnahmen nach ,,Arbeiten und Ler­

nen" gefördert. 13 Der begleitende Qualifizie­

rungsanteil in diesen Maßnahmen beträgt 

maximal 20 Prozent der Arbeitszeit. Ihm 

kommt lediglich eine untergeordnete und er­

gänzende Bedeutung zu; er wird in der Regel 

durch einen externen Bildungsträger angebo­

ten. Je nach Zielgruppe können allgemeinbil­

dende Schulabschlüsse nachgeholt werden 

(überwiegend bei Jugend-ABM oder Arbei­

ten und Lernen) oder spezifische Teilqualifi­

kationen erworben werden (z. B. EDV-Kur­

se, Maschinenführerscheine u. ä.). Problema­

tisch ist, daß die während der Maßnahmen 

gewonnenen Kenntnisse und Fertigkeiten 

nicht systematisch auf berufliche Qualifizie­

rung zugeschnitten, mit einer Ausbildung 

nicht vergleichbar sind und nur geringen Ver­

wertungsgrad auf dem allgemeinen Arbeits­

markt besitzen. Dieser Umstand verstärkt 

vorhandene motivationale Defizite der Maß­

nahmeteilnehmer. 14 

Eine nachhaltige Verbesserung der Chancen 

von (Re)Integration schwieriger Zielgruppen 

ins Beschäftigungssystem kann nur erreicht 

werden, wenn bei Beschäftigungsgesell­

schaften ein konzeptionelles Umdenken er­

folgt: Die Qualifizierungsaufgaben für diese 

Zielgruppen müßten auf das schrittweise be­

rufsbegleitende Nachholen von anerkannten 

Berufsabschlüssen ausgerichtet werden. 

Hierzu ist eine gut funktionierende Zusam­

menarbeit mit einem Bildungsträger, aber 

auch mit der örtlichen freien Wirtschaft Vor­

aussetzung. Außerdem ist eine enge Koope­

ration der arbeitsmarktpolitischen Akteure 

einer Region erforderlich. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung erprobt 

zur Zeit in drei Modellversuchen in Zusam­

menarbeit mit Beschäftigungsträgem in Thü­

ringen und Harnburg die Durchführung einer 

berufsbegleitenden Nachqualifizierung in 

Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung. 

Hierfür sind modulare Qualifizierungsange­

bote entwickelt worden, die es den Teilneh­

mern erlauben, die erforderlichen berufli­

chen Kompetenzen in Teilschritten zu erwer­

ben. Die Module werden in einem Lernort­

verbund von Beschäftigungsgesellschaften, 

Bildungsträgem und Wirtschaftsbetrieben 

durchgeführt. Die Kooperationspartner brin­

gen ihre Teilkompetenzen ein, so daß der 

Qualifizierungsprozeß zu einem hohen An­

teil im Arbeitsprozeß stattfindet. 15 

Die in dieses Konzept einbezogenen Fach­

kräfte müssen die Kompetenz entwickeln, 

die Qualifizierungspotentiale von Arbeitsauf­

trägen zuerkennen und den erwünschten 

Lemprozeß entsprechend der Ausbildungs­

ordnung zu systematisieren. Sie könnten 

dann in Beschäftigungsgesellschaften eine 

ähnliche Rolle einnehmen wie nebenberufli­

che Ausbilder im Betrieb. Die Gestaltung 

von zielgerichteten Lernprozessen könnte -

ähnlich wie für die nebenamtlichen Ausbil­

der - auch für anleitende Fachkräfte in Be­

schäftigungsgesellschaften ein persönlicher 

Gewinn an Qualifikation und beruflicher 

Identität sein. 16 

Neue Perspektiven durch 
Fortbildungsregelungen? 

Das Ziel zur Reintegration von Mitarbeitern 

in den ersten Arbeitsmarkt kann von Be­

schäftigungsgesellschaften nur erreicht wer­

den, wenn eine systematische Personalent­

wicklungsplanung erfolgt. Personalentwick­

lungsplanung setzt jedoch Organisationsent­

wicklung der Beschäftigungsgesellschaften 

voraus. Sie muß in eine klare Formulierung 

von unternehmensbezogenen Leitbildern und 

Zielen als Grundlage für alle untemehme­

rischen Entscheidungen eingebettet sein. Um 

die Integrationsaufgabe zu erfüllen, muß der 

Blick auf die Qualifikationserfordernisse 

beim Personal gerichtet und die Nähe zum 

ersten Arbeitsmarkt hergestellt werden. 17 Für 

jeden einzelnen Mitarbeiter muß ein indivi-

dueller Förderplan aufgestellt werden, in 

dem seine Vorerfahrungen, sein aktueller Tä­

tigkeitsbereich und seine beruflichen Per­

spektiven in Einklang gebracht werden. Die 

Fortbildungsanstrengungen sollten darauf 

abzielen, daß anerkannte Abschlüsse erreicht 

werden. Dies gilt insbesondere für Fachkräfte, 

die aufgrund ihrer nicht mehr verwertbaren 

beruflichen Qualifikation arbeitslos gewor­

den sind, sowie für Fachkräfte, die im Rah­

men der Maßnahmen berufsfremd eingesetzt 

werden. Nur nachweisbare Qualifikationen 

sind auf dem regulären Arbeitsmarkt ver­

wertbar. 

Andererseits entwickeln sich aber auch im 

"zweiten Arbeitsmarkt" neue Qualifikations­

profile. Im Rahmen der Personalentwicklung 

muß darauf geachtet werden, daß entspre­

chende Fortbildungsangebote entwickelt 

werden sowie Aufstiegs- und Karrieremög­

lichkeiten geschaffen werden, in dem sich 

Fachkräfte mit entsprechenden durch Fortbil­

dung erworbenen Zusatzqualifikationen eta­

blieren können. 

Ein Beispiel für die Implementation einer 

Personal- und Organisationsentwicklung in 

Beschäftigungsgesellschaften ist die Bemü­

hung der BAG Arbeit um die öffentliche An­

erkennung der beruflichen Tätigkeit von an­

leitenden Fachkräften. Die BAG Arbeit strebt 

eine eigenständige Fortbildungsregelung für 

diese Beschäftigtengruppe an. Grundlage 

soll das vorliegende Curriculum sein. In Vor­

gesprächen mit dem Bundesinstitut für Be­

rufsbildung wurden mehrere Zielsetzungen 

geklärt: 

• Kompatibilität des Fortbildungsangebotes 

mit dem Rahmenstoffplan zur Ausbildung 

der Ausbilder 

• Erarbeitung einer örtlichen Kammerrege­

lung 

• Beantragung der Erarbeitung einer Bun­

desregelung. 

Zunächst sollen bestehende Fortbildungsre­

gelungen für Weiterbildung ausgeschöpft 
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werden. Betrachtet man sich den Rahmen­

stoffplan zur Ausbildung der Ausbilder/ -in­

nen, so werden Divergenzen aber auch Kon­

gruenzen der jeweiligen Anforderungen an 

Ausbilder einerseits und anleitende Fach­

kräfte andererseits deutlich. Bei entsprechen­

der Zusammenarbeit mit den örtlichen zu­

ständigen Stellen ist mit Sicherheit eine 

Kompatibilität der BAG - Fortbildung mit 

den Prüfungsbestimmungen der AEVO zu 

erreichen. 

Die Erarbeitung einer eigenständigen örtli­

chen Kammerregelung nach § 46 (1) Berufs­

bildungsgesetz erscheint insbesondere dort 

aussichtsreich, wo Beschäftigungsgesell­

schaften als regionaler Arbeitgeber eine be­

deutende Rolle spielen. Dennoch besteht so­

wohl die Frage nach der Akzeptanz eines ei­

genständigen Berufsbildes, das bislang nur 

im "zweiten Arbeitsmarkt" existiert, als auch 

nach der Schaffung von "Karrieremöglich­

keiten" innerhalb der Beschäftigungsgesell­

schaften. Mit einem Fortbildungsberuf ist in 

der Regel auch eine angemessene sozial­

rechtliche Absicherung sowie ein bestimmter 

gesellschaftlicher Status und eine zumeist 

höhere Entlohnung verbunden. 18 Dies setzt 

eine Einigung der Sozialpartner über die ta­

rifliche Eingruppierung voraus . Die Grundla­

ge hierfür sind eindeutige Tätigkeitsdarstel­

lungen und trägerübergreifend einheitliche 

Stellenbeschreibungen unter Festlegung des 

geforderten Qualifikationsniveaus. 

Derzeit prüft die BAG Arbeit gemeinsam mit 

den Arbeitnehmervertretungen, ob zur Quali­

fizierung der anleitenden Fachkräfte eine 

Bundesregelung für die Fortbildung erarbei­

tet werden kann. In diesem Fall müßten sich 

die Sozialpartner bereits im Vorfeld auf einen 

tragfähigen Konsens einigen, um das öffent­

liche Interesse an einer Qualitätssteigerung 

von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ins 

Einvernehmen mit bildungspolitischen Ziel­

vorstellungen zu setzen und den zuständigen 

Bundesminister zu bitten, das Bundesinstitut 

für Berufsbildung zur Erarbeitung einer Fort­

bildungsregeJung zu beauftragen. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen: 

Durch den Erlaß einer Prüfungsordnung wird 

die Anerkennung einer Fortbildung erheblich 

gesteigert, und sie bekommt einen höheren 

Stellenwert bei Orts-, Betriebs- oder Bran­

chenwechseL Zwar gilt grundsätzlich, daß 

bundesweite Regelungen nach § 46 (2) BBiG 

aufgrund ihres Charakters als Rechtsverord­

nung eine größere öffentliche Bedeutung ha­

ben als regionale Kammerregelungen nach 

§ 46 (1) BBiG. In der Praxis erweisen sich 

aber die Kammerregelungen als außerordent­

lich wirksam, denn sie eröffnen die notwen­

dige Flexibilität für die Strukturierung des 

Weiterbildungsangebotes gegenüber neuen 

Qualifikationsanforderungen, die branchen­

spezifisch, regional oder betriebsstrukturell 

verschieden sind. Die Kammerregelung ist 

damit eine wirtschaftsnahe Form der Qualifi­

zierung und wird von den Arbeitgebern als 

eigener Interessensbereich gegenüber den 

Gewerkschaften und dem Staat reklamiert. 

Die Position der Kammern wird durch eine 

im Dezember 1996 getroffene Vereinbarung 

zwischen Kammerorganisation, Arbeitgeber­

verbänden und Gewerkschaften gestärkt. 

Darin wird festgehalten, daß bundesweite 

Regelungen nur noch dann angestrebt wer­

den sollen, wenn 

• vorher Kammerregelungen erlassen wur­

den 

• diese seit mindestens fünf Jahren und 

• in mindestens fünf Bundesländern beste­

hen, und 

• die durchschnittliche Zahl der Prüfungs­

teilnehmer in den letzten drei Jahren bundes­

weit über 500 jährlich liegt. 

Nur in besonderen Einzelfallen kann abwei­

chend von dieser Regelung direkt eine 

Rechtsverordnung beantragt werden, wenn 

die Vertragsparteien einvernehmlich hierfür 

einen speziellen Bedarf sehen. 19 

Die Frage nach der Aufwertung der Berufstä­

tigkeit im "zweiten Arbeitsmarkt" ist mit der 

Diskussion grundsätzlicher arbeitsmarktpoli­

tischer und bildungspolitischer Fragestellun­

gen verbunden. Die Klärungsversuche um 
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die Schaffung eines eigenständigen Fortbil­

dungsberufes für anleitende Fachkräfte füh­

ren zu Anstößen für eine dringend notwendi­

ge Organisationsentwicklung im öffentlich 

geförderten Beschäftigungssektor. Die Erar­

beitung von Fortbildungsregelungen auf 

Kammer- oder Bundesebene könnte zweifel­

los helfen und positive Wirkungen haben. 

Fazit 

Für alle Beschäftigten in Maßnahmen zur 

Arbeitsförderung ist es notwendig, ihre Ar­

beitsmarktchancen durch berufliche Weiter­

bildung zu verbessern. Um dies zu realisie­

ren und zu intensivieren, sind bei den Be­

schäftigungsgesellschaften Veränderungen 

ihrer Organisationsstrukturen unumgänglich. 

Zur Förderung der Mitarbeiter muß eine ge­

zielte Personalentwicklung verankert wer­

den. Darüber hinaus muß der eigene Be­

schäftigungsbereich stärker ins Blickfeld ge­

nommen und Aufstiegsmöglichkeiten ge­

schaffen werden, die mit anerkannten Fort­

bildungsangeboten gekoppelt sind. Zudem 

ist darauf zu achten, daß der in Beschäfti­

gungsgesellschaften zu erreichende Qualifi­

kationserwerb auch für die freie Wirtschaft 

attraktiv ist. 

Ein erster Schritt zur konkreten Verbesserung 

des Erwerbs und der Verwertung von Berufs­

erfahrungen von Mitarbeitern in Beschäfti­

gungsgesellschaften wird vollzogen, wenn 

bestehende Fortbildungsangebote der örtli­

chen Wirtschaft gezielt genutzt werden. Ein 

weiterer Schritt besteht darin, die trägerinter­

nen Fortbildungsangebote weiterzuentwik­

keln und auf regionaler Ebene mit den zu­

ständigen Kammern abzustimmen. Drittens 

muß diskutiert werden, ob die spezifischen 

Qualifikationsprofile - wie beispielsweise 

die berufliche Tätigkeit von anleitenden 

Fachkräften - die Definition eines gesonder­

ten Fortbildungsberufes nahelegen, so daß ei­

ne eigenständige Fortbildungsregelung nach 

§ 46 (I) BBiG als Kammerregelung oder als 



Bundesregelung nach § 46 (2) erarbeitet wer­

den sollte. 

Aufgrund von steigenden bzw. auf hohem 

Niveau stagnierenden Arbeitslosenzahlen 

wird ein öffentlich geförderter Beschäfti­

gungssektor auch zukünftig notwendig sein. 

Berücksichtigt man die angespannte Lage 

der öffentlichen Haushalte und die seit Erlaß 

des Arbeitsförderungsreformgesetzes in 

Kraft getretenen Veränderungen der Förder­

konditionen, sind Konzepte gefragt, die die 

öffentlichen Mittel effektiver nutzen und 

stärker mit betrieblicher Beschäftigung ver­

zahnen. Beschäftigungsgesellschaften tun 

deshalb gut daran, ihre Professionalisierung 

durch Organisations- und Personalentwick­

lung voranzutreiben und die Förderung einer 

individuellen Qualifizierung im Rahmen von 

Betriebsvereinbarungen verbindlich festzu­

legen. 
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cussion 

Willi Maslankowski 

Dr. phil. , Regierungsdirek­

tor im BMBF, Abteilung 

"Allgemeine und berufliche 

Bildung" 

Gleichwertigkeit von allgemeiner 
und beruflicher 
Bildung aus historischer Sicht 

Das Thema der Gleichwertigkeit von 

allgemeiner und beruflicher Bildung 

ist nicht neu. Berufsbildungstheorie 

und Berufsbildungspolitik bemühen 

sich mehr oder weniger seit länge­

rem um die Gleichstellung der bei­

den Bildungsbereiche, die in Deutsch­

land deutlich voneinander getrennt 

sind, rechtlich und auch organisato­

risch. Das ist nicht überall so auf der 

Welt. Die Trennung geht in der Ge­

schichte allerdings weit zurück bis in 

die griechische Antike. Zunächst 

wird der historischen Entwicklung 

und Differenzierung des Bildungs­

bzw. Berufsbildungsbegriffs nach­

gegangen. Anschließend werden jün­

gere Bestrebungen zur Gleichwertig­

keit beider Bildungsbereiche und ein 

Ausblick aufgezeigt. 

Die Begrifflichkeiten in 
der griechischen Philosophie 

Auch PLATON, "der einflußreichste Denker 

überhaupt", wie ihn KARL PoPPER sah, kann 

für das Thema herangezogen werden. Be­

rufsbildung - oder das Synonym berufliche 

Bildung - kommt als Begriff in seinen 

Schriften allerdings nicht vor. An mehreren 

Stellen wird jedoch deutlich von einer ande­

ren als der allgemeinen und einzig wahren 

Bildung gesprochen. Das ist im "Protagoras" 

der Fall, wo "allgemeine Bildung" der "fach­

mäßigen Belehrung" und "höhere Bildung" 

der "kunstmäßigen Ausbildung" gegenüber­

gestellt werden. ,,Aber vielleicht ... bist du 

der Meinung, die Belehrung ... werde keine 

so fachmäßige sein, sondern mehr der allge­

meinen Bildung dienen, wie die durch 

Schreiblehrer, Musiklehrer und Turnlehrer. 

Denn all diesen Unterricht erhieltest du nicht 

zum Zwecke kunstmäßiger Ausbildung, um 

selbst darin Meister zu werden, sondern zum 

Zwecke der höheren Bildung überhaupt, wie 

sie einem selbständigen und freien Manne 

wohl ansteht" (Protagoras 312 a). 1 

In dieser abgrenzenden Gegenüberstellung 

ist ein Bedeutungsunterschied von allgemei­

ner und beruflicher Bildung zu erkennen. Die 

allgemeine Bildung (Paideia) des freien 

Mannes steht über der Bildung des Handwer­

kers (Techne ). Nicht umsonst ist das mit ,,hö­

herer Bildung" übersetzt worden, was ja bis 

heute eine Wertung bedeutet. Das ist auch im 

"SOPHISTES" ganz ähnlich behandelt, WO 

"Bildung" und "Beibringung von Fachkennt­

nissen" getrennt werden. "Wenn ich nicht ir­

re, nennt man alle sonstige Belehrung Bei­

bringung von Fachkenntnissen, diese hier in 

Frage kommende Belehrung aber wird von 

uns als Urhebern dieses Namens hier bei uns 

Bildung genannt" (Sophistes 229 d). 

Diese in Frage kommende Belehrung, die 

PLATON als "Bildung" (Paideia) bezeichnet, 

war für ihn diejenige "Lehrkunst", die davon 

befreit, "daß man ohne eigentliches Wissen 

glaubt, im Besitze des Wissens zu sein" (So­

phistes 229 c). Denn das schien ihm "die 

Quelle allen Irrtums beim Nachdenken zu 

sein", und dafür verwendete er den Begriff 

der "Unbildung" (Sophistes 229 c). 

In den Gesetzen, also sehr spät bei PLATON, 

wurde "Bildung" von "Fachtüchtigkeit" und 
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"handwerksmäßiger Erziehung" noch deutli­

cher getrennt, und zwar auf eine Weise, die 

allem anderen als der eigentlichen "Bildung" 

eine klare Absage erteilt und ihr einen niedri­

geren Rang beimißt "Diese jetzt übliche 

Ausdrucksweise gehört aller Wahrscheinlich­

keit nach nicht Leuten an, die da glauben, 

Bildung bestünde in solcher Fachtüchtigkeit 

. . . Diese Art von Erziehung hebt, wie mir 

scheint, unsere vorliegende Untersuchung als 

die eigentliche Bildung heraus und wird ihr 

allein auch den Namen ,Bildung' zugeste­

hen. Diejenige Erziehung aber, die auf Geld­

erwerb oder auf Körperkraft oder auf wer 

weiß was sonst für angebliche Weisheit ge­

richtet ist ohne vernünftige Einsicht und Ge­

rechtigkeit, bezeichnet sie als handwerksmä­

ßig und unedel und nicht wert, überhaupt 

,Bildung' genannt zu werden" (Gesetze 

643 e) und "wenn jenes eine Wissen, vom 

Guten und vom Schlechten fehlt , dann ist es 

auch für uns vorbei mit dem richtigen und 

wahren Nutzen alljenes einzelnen Fachwis­

sens" (Charmides 174 d). Die wahre Bildung 

galt ihm also einzig und allein "weitaus am 

meisten aber für seine Seele, deren Bildung 

doch für Menschen wie für Götter in Wahr­

heit die wichtigste Angelegenheit ist und 

stets bleiben wird" (Phaidros 241 c). 

Die Abwertung aller anderen als der eigentli­

chen Bildung kann bei PLATON nicht überra­

schen, auch wenn es der beruflichen Bildung, 

die sich hier angesprochen fühlen muß, kei­

neswegs gerecht wird oder etwa doch? Diese 

Abwertung war übrigens nicht nur plato­

nisch, sondern entsprach damals auch der all­

gemeinen Meinung, wenngleich die genaue­

re Definition der höheren Bildung bei PLATON 

neue und eigene Züge annahm. Die Diskus­

sion um die Gleichwertigkeit von allgemei­

ner und beruflicher Bildung zu führen, ist bis 

heute für die Berufsbildung ein zentrales und 

sehr schwieriges Thema. 

In die Diskussion wäre auch PLATONS Bil­

dungsbegriff einzubeziehen, dem sein Be­

griff der beruflichen Bildung gegenüberzu­

stellen wäre. Im Lichte vorstehender Ausfüh-

rungen könnte man in erster Annäherung sa­

gen, daß für PLATON Berufsbildung jegliche 

auf Gelderwerb gerichtete, vornehmlich 

handwerksmäßige Bildung gewesen sein 

könnte. 

Zum Begriff der Berufsbildung zählt auch ih­

re innere Untergliederung, wie sie beispiels­

weise im Berufsbildungsgesetz der Bundes­

republik Deutschland festgelegt worden ist. 

In den Dialogen finden sich Hinweise auf ei­

ne höhere Bedeutung von beruflicher (Erst-) 

Ausbildung Jugendlicher gegenüber der be­

ruflichen Weiterbildung. "Denn das ist das 

richtige, zunächst dafür zu sorgen, daß die 

jungen Leute möglichst gut werden, gleich 

wie ein guter Landwirt natürlich zuerst für 

die jungen Pflanzen sorgt, danach auch für 

die übrigen" (Euthyphron 2 d) und "SOLON 

verdient keinen Glauben mit seinem Spruch, 

daß man alternd noch viellernen kann; nein, 

weniger noch als laufen. Vielmehr gehören 

alle großen und gehäuften Anstrengungen 

der Jugend" (Staat 536 d). Denn "die Jugend 

ist geschickt zum Fortschritt in allem" (Theätet 

146 b). Schließlich aber, "was man als Knabe 

lernt, das bleibt fest im Gedächtnis sitzen" 

(Timaios 26 b ). 

Mit dem bloßen Erwerb von Fertigkeiten und 

Kenntnissen war es auch schon bei PLATON 

nicht getan. "Denn auch ich bin zu eifriger 

Mitarbeit bereit aufgrund meiner reichen Er­

fahrung . . . auf diesem Gebiet" (Gesetze 

968 b) . Und "wenn etwas richtig beurteilt 

werden soll, worauf muß sich dann die Beur­

teilung stützen? Nicht auf Erfahrung, Ein­

sicht und richtige Begriffsbezeichnung? Oder 

gäbe es noch ein besseres Beurteilungsmittel 

als diese? Unmöglich" (Staat 523 a). PLATON 

sah also die Erfahrung als notwendige Basis 

für vernünftige Überlegungen. "In Rücksicht 

auf die Schwäche der menschlichen Natur, 

die bei mangelnder eigener Erfahrung eine 

Kunst nicht erlernen kann" (Theätet 149 c). 

Und "Erfahrung läßt unser Leben fortschrei­

ten nach den Regeln der Kunst, Mangel an 

Erfahrung aber nur nach des Zufalls Gunst" 

(Gorgias 448 c). Nur zu verständlich, daß 

dem auch die Berufsausbildung Rechnung 

trägt, zumindest diejenige nach dem deut­

schen Berufsbildungsgesetz. 

Die Diskussion zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts 

Es ist auffallend, daß die moderne Berufsbil­

dungstheorie sich bisher dem Thema wenig 

gewidmet hat. Oder sollte von dieser Seite 

bereits alles gesagt sein? Vielleicht fällt die 

Antwort auf diese Frage leichter, wenn die 

diesbezüglichen Ansätze noch einmal in Er­

innerung gebracht werden. Dazu heißt es in 

einer Veröffentlichung des damaligen Bun­

desministeriums für Bildung und Wissen­

schaft (BMBW, seit 1994 BMBF) aus dem 

Jahre 1986, "daß jeder berufliche Ausbil­

dungsvorgang - sowohl im schulischen als 

auch im außerschulischen Bereich -zugleich 

ein Bildungsvorgang und ein Erziehungsvor­

gang ist. Dieser Gedanke wird bereits zu Be­

ginn des 20. Jahrhunderts von GEORG 

KERSCHENSTEINER ( 1854-1932) herausgestellt 

und im Laufe der Zeit von A. FISCHER 

(1870-1937), TH. LITT (1880-1962) und 

E. SPRANGER (1882-1963) bildungstheore­

tisch nachdrücklich vertreten. Ihm konnte 

dennoch bis heute nicht zum vollen Durch­

bruch verholfen werden". 2 Wichtig ist dabei, 

daß der Gedanke "sowohl im schulischen als 

auch im außerschulischen Bereich" gleicher­

maßen gilt. Es sind damit die vollzeitschuli­

sche Berufsbildung ebenso wie die überwie­

gend betriebliche Berufsbildung im Rahmen 

des dualen Systems angesprochen. Das ist, 

wie auch die strikte Trennung von allgemei­

ner und beruflicher Bildung, eine für Deutsch­

land ebenfalls charakteristische Zweiteilung, 

die ebenfalls nicht häufig auf der Welt anzu­

treffen ist. Weltweit überwiegt in einem Land 

die vollzeitschulische Berufsbildung als al­

leiniger Ausbildungsweg. 

In Deutschland hat sich offensichtlich als er­

ster GEORG KERSCHENSTEINER ZU dem Thema 

1904 öffentlich geäußert. Seine Gedanken 
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zur Frage "Berufs- oder Allgemeinbildung?" 

erschienen später auch in seinem umfassen­

deren Werk "Grundfragen der Schulorganisa­

tion". Es heißt dort zu Beginn, daß es mög­

lich sein wird, "daß wir in der Bildungsfrage 

jene Lösung finden, die den durchaus nicht 

innerlich begründeten Streit zwischen Be­

rufs- und Allgemeinbildung" aufhebt. 3 Viel­

leicht war I<ERSCHENSTEINER sich schon da­

mals der Schwierigkeiten in dieser Frage be­

wußt, wenn er resigniert feststellt: ,Ach, wie­

viel tausendmal sind diese Dinge in anderer 

Form und in anderem Zusammenhang gesagt 

worden, in allen Zungen, zu allen Zeiten, von 

ganz großen und ganz kleinen Geistern, von 

Dichtem, Philosophen, Staatsmännern und 

Erziehem!"4 

Mit den Andeutungen aus I<ERSCHENSTEINERS 

Veröffentlichung zur Frage "Berufs- oder 

Allgemeinbildung?" ist die Richtung seiner 

diesbezüglichen Gedanken charakteristisch, 

aber natürlich nicht erschöpfend wiedergege­

ben. Das würde den Rahmen eines kurzen 

Beitrags auch sprengen. Deshalb können und 

sollen an dieser Stelle auch ALOIS FISCHER, 

THEODOR LITT und EDUARD SPRANGER zu der 

Thematik nicht näher gewürdigt werden. Un­

wichtiger als GEORG I<ERSCHENSTEINER wären 

diese jedenfalls nicht. I<ERSCHENSTEINER 

kommt allerdings das Verdienst zu, sich of­

fensichtlich als erster in Deutschland mit die­

ser Thematik auseinandergesetzt zu haben. 

Die Diskussion seit Beginn 
der 90er Jahre 

GEORG I<ERSCHENSTEINER hat also offensicht­

lich in Deutschland den Anfang gemacht, 

wohl nicht PLATON zum Trotz, sondern wohl 

eher wegen PLATON. Jetzt gilt es, daran wei­

terzuarbeiten. Vor allem gilt es, die "großen 

Erzieher und Philosophen", auf die er sich 

beruft, daraufhin zu untersuchen, worin denn 

nach deren Ansicht der bildungstheoretische 

Wert der Berufsbildung liegt. Die theoreti­

schen Fundamente der allgemeinen Bildung 

tragen diese schon seit der Antike. Es gilt 

jetzt, ihnen die theoretischen Fundamente 

der Berufsbildung an die Seite zu stellen. Bei 

wem zu suchen ist, dürfte nicht schwerfallen 

zu entscheiden. Ob man dort auch fündig 

wird, ist eine andere Sache. 

Schon beim ersten Nachdenken stößt man 

auf zwei Quellensammlungen, denen sicher 

weitere hinzugefügt werden könnten: die 

zwölfbändige Reihe "Die großen Erzieher" 

und KARL JASPERS dreibändiges Werk "Die 

großen Philosophen", die durch die Werke 

der Erzieher und Philosophen selber zu er­

gänzen wäre. Manche Namen sind an beiden 

Stellen enthalten (SOKRATES, PLATON, ARISTO­

TELES, HUMBOLDT, RoussEAU, ScHILLER, FICHTE, 

GoETHE). Daß man dabei "Sand fressen" 

müßte, scheint von vomherein ausgeschlos­

sen. In Werken großer Denker zu lesen ist 

immer Gewinn. Daß man aber für die Be­

rufsbildung nicht immer fündig wird, ist da­

gegen zu vermuten. Es dürfte auch HUMBOLDT 

wichtig sein, der die Trennung von höherer 

Bildung und Berufsbildung auch nach ihren 

Begrifflichkeilen und das hierarchische Den­

ken stark mitgeprägt hat. Schließlich ist die 

Berufsbildung, so wie man sie heute versteht, 

in Europa nur bis ins Mittelalter zurückzu­

verfolgen (in China übrigens weit mehr zu­

rück!). Dennoch dürfte auch antikes Gedan­

kengut der heutigen Berufsbildung förderlich 

sein. Sollte die Suche aber ohne Ergebnis für 

die Berufsbildung bleiben, dann wird es ernst 

um ihre tatsächliche und dauerhafte Gleich­

stellung mit der Allgemeinbildung. Die Maß­

nahmen der Berufsbildungspolitik dürften 

dafür kaum allein ausreichen. Dann wäre 

aber auch der Begriff "Berufsbildung" neu 

zu definieren. Jedenfalls wäre ihr Anteil an 

"Bildung" wohl doch zu gering, um sich in 

ihrem Namen einen Platz zu schaffen. Dann 

wäre es wohl besser, weniger anspruchsvoll 

von "Berufsqualifikation" zu reden. Daran 

möchte man lieber erst gar nicht denken! 

Anstelle der Berufsbildungstheorie hat sich 

in Deutschland in letzter Zeit die Berufsbil­

dungspolitik dem Thema gewidmet, und das 

ist gut so. Wenigstens von dieser Seite erhält 
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die berufliche Bildung die ihr gebührende 

Anerkennung. In einem Aufsatz vom Okto­

ber 1992 "Gleichwertigkeit beruflicher und 

allgemeiner Bildung" aus dem damaligen 

BMBW heißt es, daß "die Forderung nach 

Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner 

Bildung keineswegs eine neue bildungspoli­

tische Zielsetzung ist. Ihre längst überfällige 

Verwirklichung steht allerdings erst am An­

fang. Deshalb gibt es bislang mehr offene 

Fragen als Antworten."5 Anders als die Be­

rufsbildungstheorie steht die Berufsbildungs­

politik tatsächlich erst ganz am Anfang. Gro­

ße Anerkennung ist ihr allein schon deshalb 

zu zollen, denn der Anfang ist bekanntlich 

stets das Schwierigste, aber auch das Wich­

tigste. Jede nur mögliche Unterstützung soll­

te der Berufsbildungspolitik dabei zuteil 

werden, auch solche, "die über die Möglich­

keiten der Berufsbildungspolitik weit hinaus­

reichen. Bildungspolitische Instrumente al­

lein wären überfordert". 6 Dieses sich be­

schränkende Maß auf die eigenen Möglich­

keiten ist realistisch und vernünftig. Es be­

wahrt vor falschen Erwartungen. Der Ruf 

nach Unterstützung ist ebenso ehrlich und 

gut zu verstehen: "Die Verwirklichung der 

Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner 

Bildung (setzt) konzertiertes Handeln aller 

Beteiligten voraus."7 Damit ist in erster Linie 

auch die Berufsbildungstheorie aufgerufen. 

Sie sollte sich vor allem darum kümmern, 

worin denn der bildende Wert der Berufsbil­

dung für den einzelnen liegt. Solange das 

nicht völlig klar ist, solange kann die erstreb­

te Gleichwertigkeit nicht auch auf Dauer er­

reicht werden. 

In dem Beitrag des BMBW heißt es ferner, 

daß es Ziel ist, "die duale Ausbildung zu ei­

nem gleichwertigen Bildungsgang der Se­

kundarstufe II zu machen". 8 Man fragt sich 

dabei, warum mit dem schwereren Weg, auch 

wenn es der Hauptweg ist, angefangen wer­

den soll? Leichter dürfte das Ziel über den 

Weg der vollzeitschulischen Berufsbildung 

erreichbar sein. Dafür spricht allein schon 

der andere Fächerkanon der beruflichen Voll­

zeitschulen. In den Berufsschulen des dualen 



Systems und erst recht in der betrieblichen 

Ausbildung sind die Möglichkeiten weitaus 

geringer. Hinzu kommt, daß das Ausbil­

dungspersonal in den Betrieben mit entspre­

chenden Ausbildungsinhalten wohl doch öf­

ters überfordert sein könnte. Vorausgesetzt, 

daß es solche Ausbildungsinhalte für die Be­

triebe überhaupt gäbe. "Berufliche Bildung 

soll", nach den Vorstellungen des BMBW, 

"als gleichwertiger Weg der personalen, so­

zialen und kognitiven Entwicklung junger 

Menschen erfahren werden."9 Für das duale 

System erhebt sich dabei aber im besonderen 

Maße die Frage, wie das erreicht werden 

kann. Vielleicht liegt hierin ein grundsätzli­

ches Problem der dualen Ausbildung, die 

sich in anderer Hinsicht so sehr bewährt hat. 

Die BMBW-Überlegungen zur "Umsetzung 

der Gleichwertigkeit beruflicher und allge­

meiner Bildung stützen sich vornehmlich auf 

die These der Gleichwertigkeit der bildenden 

Qualität . . . im Vergleich zur allgemeinen 

Bildung. Dieser berufspädagogisch begrün­

dete Ansatz geht davon aus, daß viele berufs­

praktische wie fachtheoretische Elemente der 

dualen Berufsausbildung in ihren Anforde­

rungen den (klassischen) Inhalten des Fä­

cherkanons der allgemeinbildenden Schule 

entsprechen". 10 Das gleicht eher einer Be­

hauptung ohne Beweis. Die Berufsbildungs­

politik beruft sich zu Recht hierbei auf die 

Berufsbildungstheorie. Diese ist aufgerufen, 

die Beweise endlich zu liefern. Die Beweis­

führung, die von KERSCHENSTEI NER in 

Deutschland begonnen wurde, harrt der Voll­

endung. Oder soll angenommen werden, daß 

sich daran nichts mehr vollenden ließe? 

Wenn dem so wäre, dann wäre es wohl kaum 

zu dem jüngsten Beitrag zu dem Thema in 

der FAZ gekommen "Der Bildungswert des 

Berufes." 11 

Ein Ausblick 

"Ein Plädoyer für die Wiederherstellung des 

Gleichgewichts von beruflicher und allge-

meiner Bildung" ist der Untertitel des Auf­

satzes in der FAZ. Das suggeriert, daß es die 

Gleichstellung schon früher gegeben habe, 

was leider nicht der Fall ist. Es handelt sich 

bei dem Thema nicht um etwas Wiederzube­

lebendes, sondern um etwas noch nie Dage­

wesenes. Das nur zur Klarstellung vorweg. 

Ansonsten ist es wohltuend, so viel Engage­

ment für eine gute Sache zu lesen. Es wird 

auf viele Namen Bezug genommen, die für 

die Weiterentwicklung des Bildungswesens 

insgesamt stehen: PESTALOZZI, GoETHE, 

KERSCHENSTEINER, LUTHER, HUMBOLDT, 

SPENGLER, um nur die vielleicht bekanntesten 

zu nennen. Aber haben sich diese denn, mit 

Ausnahme KERSCHENSTEINERS, auch tatsäch­

lich für die Berufsbildung eingesetzt? Und 

wenn ja, wie? "Die religiösen Wurzeln, aus 

denen früher das Berufsverständnis erwach­

sen war, sind weitgehend verlorengegangen. 

Berufstätigkeit wird heute kaum mehr als Er­

füllung eines göttlichen Auftrags verstanden" 

ist gut zu wissen. Aber wie lautet denn der 

göttliche Auftrag und wo ist er nachzulesen? 

Behauptungen ohne Beweis sind auch hier zu 

wenig. "Berufliche Bildung darf nicht eine 

abgeleitete Form allgemeiner Bildung blei­

ben, sie muß eigene innere Maßstäbe entwik­

keln ... Berufliche Bildung muß auf eigenen 

Füßen stehen." 

Wie wichtig und richtig ist auch diese Forde­

rung! Aber was sind die Maßstäbe und die 

eigenen Füße? Man wäre schon froh , wenig­

stens die Ableitung der Berufsbildung aus 

der allgemeinen Bildung zu erkennen. Darin 

läge doch keine Degradierung. Niemand 

sieht heute eine Minderung des Ansehens der 
Naturwissenschaften darin, daß sie sich letzt­

lich aus der Philosophie ableiten lassen. "Er­

fahrungen, Einsichten und Erkenntnisse wer­

den aus dem Beruf gewonnen." Das ist nicht 

zu bestreiten. Aber sind es solche, die einem 

Vergleich mit den Gewinnen aus allgemeiner 

Bildung standhalten? Kurz gesagt, "der Bil­

dungswert des Berufs" steht nach wie vor auf 

dem Spiel. Es ist längst nicht klar, worin er 

eigentlich besteht. 

Damit es nicht zu Mißverständnissen kommt, 

sei es noch einmal deutlich gesagt. Die Be­

mühungen um die Gleichstellung von allge­

meiner und beruflicher Bildung in Politik 

und Wissenschaft sind höchst anerkennens­

wert. Daß der Erfolg aber nach wie vor auf 

sich warten läßt, zeigt, daß sie nicht ausrei­

chend sind. PLATON hat bekanntlich mehrere 

"Beweise" gegeben für die Unsterblichkeit 

der Seele, was zeigt, daß es einen allein aus­

reichenden Beweis eben nicht gibt, und des­

halb wird diese Frage letztlich immer eine 

Glaubensfrage bleiben. Wenn es so auch um 

die Gleichstellungsfrage der beruflichen Bil­

dung bestellt ist, dann sollte das aber auch 

deutlich gesagt werden. Die Wortkombina­

tion Beruf und Bildung (Berufsbildung) wäre 

dann aber neu zu überdenken. Wäre das denn 

eigentlich eine Katastrophe? Berufsqualifi­

kation hat doch auch Sinn, eben nur einen 

anderen. Ist Berufsbildung nicht doch etwas 

anderes und nicht das gleiche wie allgemeine 

Bildung? Das klar zu sagen, wäre wohl bes­

ser als diese Frage zur "Quadratur des Krei­

ses" zu machen. Am besten wäre es aller­

dings, die Beweise für die Gleichstellung zu 

liefern. Das aber ist in erster Linie Sache der 

Berufsbildungstheorie oder ist die Bildungs­

philosophie hierbei eher gefordert? 

Anmerkungen: 

1 Die Zirierweise der Platonischen SchrifTen richTeT 
sich einheiTlich nach der Ausgabe von Henricus Sre­
phanus, Paris 1578. Nach der Dialogbezeichnung isT 
die Seirenzahl und - durch Buchsraben - der Ab­
schniTT der jeweiligen Srephanusseite angegeben. Die 
hier verwendeTe ÜberseTzung isr überwiegend von 

Ouo Apelr. 
2 Srudien Bildung Wissenschaft, Band 39, S. 17 
3 Grundfragen der Schulorganisarion, 7. Auflage 
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4 Eben da, S. 51 
5 Wirtschaft und Berufs-Erziehung, Nr. 10, Oktober 
1992, S. 297 
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7 Ebenda, S. 297 
8 Ebenda, S. 300 
9 Ebenda, S. 300 
10 Ebenda, S. 300 
11 FrankfurTer Allgemeine Zeitung, 30. November 
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Berufsbildung I i;ernational 

Gert Zinke 

Dr. , wissenschaftlicher 

Mitarbeiter im Bundes-

institut for Berufsbildung, 

Berlin, Schwerpunkt: Me­

dienentwicklung und Um­

setzungskonzepte 

Förderung der Berufsbildung 
in den Reformstaaten 
Mittel- und Osteuropas: 
Modellzentrum Krementschug 

Der Aufbau von Modellzentren war 

im Rahmen des TRANSFORM-Pro­

grammszur Beruflichen Bildung 1 ein 

wesentliches Instrument zur Umset­

zung der ursprünglich geltenden 

Förderphilosophie2, die mit der 

Formel "Hilfe zur Selbsthilfe" zusam­

mengefaßt werden kann. 3 Das Mo­

dellzentrum Krementschug in der 

Ukraine gehörte dabei zu einem der 

ersten und zugleich größten Vorha­

ben, mehr als 1,5 Mio. DM wurden in 

die Schaffung des Modellzentrums 

investiert. 4 ln diesem Beitrag sollen 

die Ziele und die Herangehensweise 

an das bilaterale Vorhaben aus heu­

tiger Sicht betrachtet und Bilanz hin­

sichtlich der erreichten Ergebnisse 

gezogen werden. 

Wie wurde das Förderprojekt 
entwickelt? 

Der Aufbau eines Modellzentrums, integriert 

in eine Höhere Berufsschule5 in Krement­

schug, einem Industriestandort am Dnjepr, 

wurde zwischen den Bildungsministerien 

beider Länder im Herbst 1992 vereinbart. 

Die Umsetzung dieser Idee erforderte die 

Beteiligung verschiedener Institutionen und 

Experten auf beiden Seiten. 

Partner auf ukrainischer Seite waren die Hö­

here Berufsschule Nr. 7 als Projektstandort, 

das ukrainische Bildungsministerium, die 

Regionalverwaltung für Berufsbildung in 

Poltawa sowie der LKW-Hersteller KrAZ6. 

Die KrAZ-Werke sind einerseits bisher der 

"Hauptabnehmer" der Schule und anderer­

seits auch ihr Hauptsponsor, das heißt, sie 

stellen z. B. Material, Maschinen, Energie 

und Wärme kostenlos zur Verfügung. Auch 

das Modellvorhaben wurde auf vielfältige 

Weise durch die KrAZ-Werke gefördert- das 

Unternehmen spielte eine entscheidende 

Rolle. 

Auf deutscher Seite wurde vom BIBB als 

verantwortliche Durchführungsorganisation 

Anfang 1993 eine Sachverständigengruppe 7 

sowie eine Ausbildergruppe8 zur Durchfüh­

rung des Vorhabens ins Leben gerufen, die 

mit den verschiedenen Akteuren in der 

Ukraine in einem intensiven, teilweise durch­

aus kontroversen Dialog zunächst den Pro­

jektrahmen näher definierte. Dazu gehörte ei­

ne Ist-Analyse zur Feststellung der wesentli­

chen Problemfelder, die zu überwinden wa­

ren, um eine marktwirtschaftlich orientierte 

Berufsausbildung zu etablieren. Sie lassen 

sich folgendermaßen beschreiben: 

1. Es bestanden 1993 große Defizite in der 

Ausbildung an modernen Technologien, wie 

CNC-Technik, Hydraulik/Pneumatik, Spei­

cherprogrammierbare Steuerungen (SPS) 

und Elektrotechnik/Elektronik. Weder waren 

diese Inhalte genügend in den ukrainischen 

Ausbildungsplänen integriert, noch standen 

entsprechende Ausbildungsmittel zur Verfü­

gung. 

2. Die Orientierung der Ausbildung auf die 

betrieblichen Anforderungen und damit den 

künftigen beruflichen Einsatz war unbefrie­

digend. 

3. Die didaktisch-methodische Vorgehens­

weise war geprägt von Frontalunterricht, Au­

toritätsgläubigkeit und einer übermäßig "ver-
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schulten" Organisation der Ausbildung, d. h., 

die gesamte Ausbildung definierte sich in er­

ster Linie über die berufstheoretische und all­

gemeinbildende Ausbildung. Wissenserwerb 

stand vor Könnenserwerb. 

4. Die Qualifikationsprofile waren eng und 

mit der Kompetenzbreite eines Facharbeiters, 

so wie dieser Begriff im deutschen Berufsbil­

dungssystem verstanden wird, nicht ver­

gleichbar. 

5. Die betriebliche Arbeitsorganisation, die 

das künftige Arbeitsfeld dieser Facharbeiter 

prägte, war hochgradig taylorisiert. 

6. Betriebspraktika, die Bestandteil der Aus­

bildung waren, waren nicht weiter organi­

siert; Ausbildungsunterlagen zu diesen Ab­

schnitten fehlten. 

7. Die betriebliche Fortbildung der Fachar­

beiter und des Ausbildungspersonals wurde 

vernachlässigt. 

Als Vorteile wurden erkannt: 

• ein hohes Engagement und Aufgeschlos­

senheit sowohl in der Schule als auch im Be­

trieb; 

• die räumlichen und teilweise technischen 

Voraussetzungen in der Schule und der ange­

gliederten Lehrwerkstatt. 

Nach Ansicht der Beteiligten mußten, um ei­

ne gemeinsame Gesprächsbasis zu finden, 

neben diesen o. g. Eingangsgrößen solche 

Unterschiede, wie die wirtschaftliche Situa­

tion, die Kultur, die Lebensweise und die 

Mentalität, ausdrücklich berücksichtigt wer­

den. Es wurde deutlich, daß die Situation nur 

mit einem komplexen, die verschiedenen 

Problemdimensionen einschließenden An­

satz zu bewältigen war, dessen Innovations­

gehalt sollte auf folgende Aspekte zielen: 

• stärker auf eine betriebliche Berufsausbil­

dung orientieren, 

• moderne Ausbildungsmethoden integrie-
ren, 

• einführen einer handlungsorientierten Be­

rufsausbildung, 

• erarbeiten von Ansätzen für Fortbildungs­

konzepte, 

• moderne Organisationsstrukturen demon­

strieren, 

• auf eine breitere Profliierung der Fach­

arbeiterberute drängen. 

Diese verschiedenen Aspekte ließen sich am 

ehesten mit der Einführung der projektorien­

tierten Ausbildung und der damit verbunde­

nen Änderung der Ausbildungsgestaltung 

realisieren. 

Kurzgefaßt waren folgende Schritte notwen­

dig: 

1. Konkretisierung der Ausbildungsdefizite 

und Definition neuer Qualifikationsprofile 

2. Auswahl geeigneter Projektarbeiten für 

die Bereiche CNC-Technik, Speicherpro­

grammierbare Steuerungen (SPS), Elektro­

technik/Elektronik und Hydraulik/Pneu­

matik 

3. Analyse der vorhandenen Rahmenbedin­

gungen (Organisation), Ableitung der not­

wendigen Vorkenntnisse und der zu vermit­

telnden Inhalte 

4. Auffinden der Integrationspunkte in den 

vorhandenen ukrainischen Ausbildungsplä­

nen und Schaffung von Verfügungsblöcken 

(Zeitfonds, aus verschiedenen Unterrichtsfli­

ehern zusammengefaßt); parallele Entwick­

lung von Fortbildungskonzepten für Fach­

arbeiter und Ausbildungspersonal 

5. Ableiten der didaktisch-methodischen 

Spielräume und Möglichkeiten 

6. Konsequenzen für die Weiterentwicklung 

der betreffenden Ausbildungsberufe 

7. Ansätze für einen möglichst frühen Trans­

fer auf andere Bildungsträger der Region. 

Ein ganz entscheidendes Moment war die 

Einbeziehung des Ausbildungspersonals und 

der Verantwortlichen vor Ort. Gezielte Ein­

zelmaßnahmen trugen zur Umsetzung und 

Weiterentwicklung dieser Konzeption bei. 

Dazu gehörten eine Reihe Ausbildersemina­

re, die wechselweise in der Ukraine und in 

Deutschland stattfanden, regelmäßige Pla­

nungstreffen, Lieferungen zur ergänzenden 

Ausstattung des Modellzentrums verbunden 

mit Produktschulungen u. v. m. 

Ende 1993 gab es erste Zwischenergebnisse. 

Im Bereich Lehrplanentwicklung hatte die 

ukrainische Seite vereinbarungsgemäß für 

zwei Berufe, den/die Elektromechaniker I-in 

für automatisierte Anlagen und Werkzeug­

maschinen und den/die Operateur/-in für 

automatisierte Anlagen und Werkzeugma­

schinen, Entwürfe vorgelegt, die mit der 

deutschen Seite diskutiert wurden. 

Im Verlaufe des Jahres 1994 kam es zu einer 

positiven Entwicklung: Die Initiative für vie­

le Prozesse im Modellvorhaben ging immer 

mehr auch von den ukrainischen Partnern 

aus, d. h., die Identifikation mit einer Neuori­

entierung fand zunehmend statt. Damit war 

ein wesentliches Projektziel erreicht, denn 

nur wenn die Beteiligten die Sache zu ihrer 

eigenen machen, besteht eine Chance, daß 

sich die begonnene Entwicklung auch nach 

Ablauf des Projekts fortsetzt. 

Ergebnisse der bis dahin geleisteten Arbeiten 

wurden mehrfach dokumentiert. 9 Als Voraus­

setzung für den Transfer, zur Unterstützung 

der Qualifizierung des Ausbildungspersonals 

und zur Verbesserung der Ausbildungsquali­

tät wurden exemplarisch Ausbildungsmittel 

entwickelt. Damit lagen ganz konkrete Hil­

fen vor, um die Ausbildung praktisch umzu­

setzen und nachvollziehbar zu machen. 

Den eigenen Ideen zum Transfer der Ergeb­

nisse kam das Interesse und die Neugier an­

derer Bildungsträger und Institutionen aus 

der Ukraine entgegen. Tage der offenen Tür 

1995 forcierten hier eine Weiterentwicklung, 

die zu regelmäßigen Kontakten zwischen 

ausgewählten Bildungseinrichtungen der 

Region und dem Modellzentrum führte, des­

sen Aufbau im Rahmen des TRANSFORM­

Programrns Ende 1995 abgeschlossen war. 

In der darauffolgenden Zeit wurde durch Ei­

geninitiative der ukrainischen Ausbilder wei­

ter am Modellzentrum gebaut. Die Betreu­

ung von deutscher Seite beschränkte sich auf 

Konsultationen. Fax, Telefon und in letzter 

Zeit e-mail waren die wichtigsten Kommuni­

kationsmittel. 
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Wie ist die heutige Situation 
im Modellzentrum? 

Im Juni 1997- also ein Jahr nach Abschluß­

wurde Bilanz gezogen und über die weitere 

Zukunft des Modellzentrums beraten. 

In diesem Zusammenhang wurde eine 

schriftliche Befragung von Auszubildenden 

und Teilen des Lehrpersonals durchgeführt. 

Folgende Thesen, entstanden aus den Zielset­

zungen des Vorhabens, sollten überprüft wer­

den: 

I. Das Ausbildungspersonal identifiziert 

sich mit dem Modellzentrum. Planung, Ent­

wicklung und Aufbau werden als gemein­

same Leistung der Beteiligten gesehen. Das 

Selbstverständnis des Ausbildungspersonals 

hat sich positiv verändert. 

2. Die Ausbildung an der Schule wurde stär­

ker auf betriebliche Belange orientiert und 

moderne Ausbildungsmethoden wurden im­

plementiert. Im Modellzentrum werden An­

sätze einer handlungsorientierten Berufsaus­

bildung praktiziert. 

3. Das Modellzentrum verfügt zwar über die 

Voraussetzungen für Transferleistungen, or­

ganisatorische, finanzielle und personale 

Probleme erschweren aber den Transfer an 

andere Bildungseinrichtungen. 

Wie fielen bei der Befragung die Antworten 

bezogen auf diese Thesen aus? 

• zu I. Das Ausbildungspersonal identifi­

ziert sich mit dem Modellzentrum. Planung, 

Entwicklung und Aufbau werden als gemein­

same Leistung der Beteiligten gesehen. Das 

Selbstverständnis des Ausbildungspersonals 

hat sich positiv verändert. 

Bei der Frage: "Wie schätzen Sie Ihren Anteil 

an der Entwicklung des Modellzentrums 

ein?", ist eine deutliche Mehrheit des Ausbil­

dungspersonals (n = 15) der Auffassung, daß 

dieser hoch bzw. sehr hoch sei. Trifft man mit 

diesen Menschen zusammen, spürt man den 

Stolz und die Freude über das Erreichte. So 

halten sie es lt. Befragung für durchaus mög­

lich, daß das Modellzentrum die Aus- und 

Fortbildung von Lehrern und Meistem unter­

stützt. Die Stimmung des Lehrpersonals wur­

de als gut bis sehr gut eingeschätzt. Alle be­

fragten Ausbilder und Lehrer sagten aus, daß 

sie auch gegenwärtig in konkrete Aufgaben­

stellungen im Rahmen der Entwicklung des 

Modellzentrums eingebunden sind. 

Von dem Ausbildungspersonal wie von den 

Auszubildenden wird eingeschätzt, daß das 

Ausbildungspersonal Veränderungen aufge­

schlossen gegenübersteht. Diese Aussage, 

insbesondere von den Auszubildenden, ist 

beachtlich. Sie bestätigt das an der Schule 

spürbare Klima und gibt Anlaß zur Annahme 

auf eine günstige Weiterentwicklung. 

• zu 2. Die Ausbildung an der Schule wur­

de auf betriebliche Belange orientiert und 

moderne Ausbildungsmethoden wurden im­

plementiert. Im Modellzentrum werden An­

sätze einer handlungsorientierten Berufsaus­

bildung praktiziert. 

Nach Aussage der Auszubildenden wird die 

Qualität der Ausbildung von mehr als 95 Pro­

zent als gut bis sehr gut eingeschätzt (n = 
56). Dies spiegelt sich übrigens auch in der 

gestiegenen Nachfrage nach Ausbildungs­

plätzen an der Schule wider. Auf einen Aus­

bildungsplatz kommen heute drei bis fünf 

Bewerber. Zu Beginn des Vorhabens war die 

Nachfrage eher gering. 

Nach Einschätzung von mehr als 75 Prozent 

der Auszubildenden wird in der Ausbildung 

besonderer Wert auf selbständiges Planen, 

Durchführen und Auswerten der Arbeit ge­

legt. In gleicher Weise wird von ihnen ausge­

sagt, daß die Ausbildung abwechslungsreich 

sei. Dies trifft sich mit der Aussage des Aus­

bildungspersonals, daß die Projektarbeiten 

von den Auszubildenden akzeptiert würden. 

Aber es gibt zwischen beiden Gruppen auch 

abweichende Wahrnehmungen: So war von 

den Befragten zu entscheiden, ob die Aussa­

ge, daß die Ausbildung nur ungenügend auf 

den späteren Arbeitsplatz vorbereitet, zutrifft. 

Während sich die Ausbilder überwiegend 
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nicht dieser Aussage anschlossen, wichen die 

Meinungen der Auszubildenden hier ab. Vom 

Ausbildungspersonal wie von den Auszubil­

denden wurde anerkannt, daß sich die Situa­

tion an der Schule in den letzten Jahren er­

folgreich verändert hat. Sicher wäre es inter­

essant, wenn die gleiche Befragung bereits 

vor vier Jahren einmal hätte durchgeführt 

werden können. Damals war dafür noch keine 

Vertrauensbasis geschaffen. 

• zu 3. Das Modellzentrum verfügt zwar 

über die Voraussetzungen für Transferlei­

stungen, organisatorische, finanzielle und 

personale Probleme erschweren aber den 

Transfer an andere Bildungseinrichtungen 

der Region. 

Nach Meinung von mehr als zwei Dritteln 

des Ausbildungspersonals wird durch das 

Modellzentrum die Aus- und Fortbildung 

von Lehrern und Ausbildern unterstützt. Ein 

Großteil der Befragten könnte sich vorstel­

len, eine Leitungstätigkeit an einer anderen 

Schule zu übernehmen. Auch wird von ihnen 

eingeschätzt, daß das Bildungsministerium 

den Transfer der Ergebnisse unterstützt. 

Trotzdem ist gerade der Transfer der Ergeb­

nisse ein weitgehend ungelöstes Problem. Es 

scheitert an mangelnden Finanzen, fehlenden 

Anreizen für die prinzipiell interessierten 

Schulen und an den erdrückenden Alltags­

problemen in der Ukraine. So stehen wieder­

holt Lohnzahlungen über Monate aus. Nicht 

wenige Berufsbildungseinrichtungen wurden 

in den vergangeneo Monaten geschlossen. 

Mittel für die Beschaffung von Ausstattung 

und den Erhalt der Einrichtungen fehlen 

weitgehend. 

Durchaus professionelle Lehrfilme, die in ei­

nem mit deutscher Hilfe eingerichteten Video­

studio entstanden sind, können z. B. nicht 

weiter vertrieben werden. Einerseits fehlt den 

potentiellen Kunden das Geld, andererseits 

fürchten die Hersteller Raubkopien. 

Die Befragung bestätigte auch andere im 

Laufe des Vorhabens gemachte Beobachtun­

gen: 



Zum Beispiel hat sich der Stellenwert der 

von deutscher Seite gelieferten Ausstattung 

deutlich verschoben. Ausstattung war an­

fangs das Nonplusultra, heute ist es ein 

Aspekt unter vielen, der zum Gelingen des 

Vorhabens beitrug. Jetzt wird der Langfri­

stigkeit der Zusammenarbeit und der Mitwir­

kung der deutschen Berater- und der Ausbil­

dergruppe ein hoher Stellenwert eingeräumt. 

Auch die Einstellungen des Ausbildungsper­

sonals haben sich verändert. Dies führte in­

nerhalb der Schule durchaus zu Konflikten, 

die noch immer nicht endgültig gelöst sind. 

Eher differenziert fiel deshalb z. B. die Ant­

wort auf die Frage aus, ob die Meinungen der 

Ausbilder bezüglich der Gestaltung des 

Schulalltags gefragt sind. Ein beachtlicher 

Teil des Ausbildungspersonals führte zu we­

nige Möglichkeiten der Mitbestimmung und 

Desinteresse der Verantwortlichen an. Die 

Mitarbeiter, so der Eindruck, fordern mehr 

Mitbestimmung an Sachfragen ein. 

Fazit: Das Modellvorhaben hat dazu geführt, 

daß an der Höheren Berufsschule Nr. 7 eine 

mit modernen Ausbildungsmitteln und neuen 

Ausbildungsplänen funktionierende Berufs­

ausbildung in den Metall- und Elektroberu­

fen stattfindet. Das hochmotivierte und gut 

qualifizierte Ausbildungspersonal nutzt dabei 

moderne Lehr-/Lernmethoden und entwik­

kelt diese weiter. Das Modellzentrum verfügt 

über hervorragende Voraussetzungen für den 

Transfer. Jedoch kommt dieser auf Grund 

schlechter äußerer Bedingungen nur langsam 

zustande. Wesentlich ist, daß es in der näch­

sten Zeit gelingt, das Erreichte zu konsolidie­

ren und die bestehenden Innovationspoten­

tiale des Modellzentrums systematisch aus­

zubauen. 

Erfahrungen für andere 
Vorhaben 

Das Förderprojekt in Krementschug kann als 

erfolgreich bezeichnet werden. Dennoch gab 

es einige beachtliche Schwierigkeiten, die 

der Effektivität Grenzen setzten. Drei Grün­

de seien hier genannt: 

1. Trotz aller Bemühungen der deutschen 

Seite, die regionalen Besonderheiten zu be­

rücksichtigen, gab es Hindernisse, die für die 

deutschen Projektmitarbeiter nicht voraus­

sehbar und teilweise auch nicht verständlich 

waren. So waren nach Beobachtungen ge­

genseitige Abhängigkeiten von Personen und 

Institutionen oftmals Hemmschuh für Initia­

tiven, wie z. B. die Idee der Errichtung eines 

regionalen Service- und Ausbildungszen­

trums für die Instandsetzung von Landma­

schinen. Obwohl diese Zentren dringend not­

wendig schienen, bewegte sich auf ukraini­

scher Seite nichts. 

2. Die Idee, die Förderung der Berufsbil­

dung mit Wirtschaftskooperation zu koppeln, 

funktioniert dann, wenn das Interesse der 

Wirtschaft vorhanden ist, und zwar auf bei­

den Seiten. Bei der Entscheidung für den 

Standort des Modellvorhabens, die auf mini­

sterieller Ebene getroffen wurde, war dieser 

Frage nicht genügend nachgegangen worden. 

Spätere Initiativen waren nur schwer auszu­

lösen. 

3. Der Transfer von Erfahrungen aus einem 

Modellvorhaben verlangt die Initiative, die 

Aufgeschlossenheit und den Veränderungs­

willen auch der Planungs- und Entschei­

dungsebene. Die Höhere Berufsschule Nr. 7 

gehörte zur Durchführungsebene. Das Agie­

ren der dort Beteiligten verfolgte stets die In­

teressen der Schule, was verständlich und 

nachvollziehbar ist. Die Mitwirkenden der 

Planungs- und Durchführungsebene in Kiew 

waren von vielen Prozessen an der Schule 

räumlich getrennt, so daß deren Beteiligung 

schon dadurch erschwert war. Die traditio­

nelle Rollenverteilung zwischen diesen Ebe­

nen in der Ukraine bzw. der früheren Sowjet­

union war sicher ein weiterer Grund, der die 

Umsetzung unserer Vorstellungen im Hin­

blick auf den Transfer der Ergebnisse er­

schwerte. 

Anmerkungen: 

1 Das TRANSFORM-Programm ist ein vom Bundes· 

ministeriumfür Bildung, Wissenschaft, Forschung und 

Technologie gefördertes Programm für die Reform­

Staaten in Mittel- und Osteuropa (MOES). Einen voll­

ständigen Überblick über Aufgaben, Förderphiloso­

phie und gegenwärtige Einzelvorhaben dieses BMBF­

Förderprogramms gibt das Jahresprogramm 1997: 

Berufsbildung in Mittel- und Osteuropa -Aufgaben, 

Maßnahmen und Projekte. Hrsg Bundesinstitut für 

Berufsbildung Der Generalsekretär. Berlin 1997 
2 Vgl. Berufsbildung in Mittel- und Osteuropa . .. , 

a. a. 0 ., S. 12 ff. 
3 Hingewiesen sei hier auch auf" Eberhardt, Ch.; 

Kunzmann, M.: Transfer und Transformationsprozes ­

se in der Berufsbildung Mittel- und Osteuropas. Bun­

desinstitut für Berufsbildung. Der Generalsekretär 

(Hrsg.). Berlin 1997 
4 Mehr als 1,5 Millionen DM wurden in die Schaf 

Jung des Modellzentrums investiert, etwa zwei Drittel 

der Mittel wurden für Ausstattung verwendet. Hinzu 

kommt noch eine umfangreiche Ausstauungshilfe der 

Deutschen Telekom AG für die Bereiche Elektrotech­

nik/ Elektronik. 
5 Hier handelte es sich um die Höhere Berufsschule 

Nr. 7. Eine Höhere Berufsschule ist in der Ukraine 

allgemein eine staatliche Bildungseinrichtung, an der 

dreistufig Facharbeiter ausgebildet werden und diese 

die Zugangsberechtigung an eine Hochschule erwer­

ben können Zur Schule gehört die Masterskaja, die 

Lehrwerkstatt, so daß eine Trennung zwischen berufs­

praktischer und berufstheoretischer Ausbildung in­

nerhalb der Schule erfolgt. Ergänzt wurde die Ausbil­

dung durch Praktika in den bisher staatlichen Betrie­

ben. 
6 Die KrAl-Werke (Krementschugskü AvtoZavod) 

waren früher ein sowjetisches Automobilkombinat zur 

Herstellung schwerster Lastkraftwagen; heute sucht 

das Unternehmen nach neuen Wegen, Produkten und 

Partnern. Mehrfach hat sich so die Struktur geändert. 

Gemeinsam mit IVECO entstand ein Joint- venture. 

Die Gesamtmitarbeiterzahl ging von 25 000 auf ca. 

12 000 zurück. 
7 Der Sachverständigengruppe gehörten an: Prof G. 

Faber (TU Chemnitz), Dr. Werner Kusch (/SB Mün­

chen), Hermann Novak (ProCon Heidenheim), Rein­

hard Selka und Dr. Gert Zinke (beide BIBB) 
8 Der Ausbildergruppe gehörten an: Nesselhau.f, E.; 

Rieger, H.-J. (beide Mercedes-Benz Gaggenau) sowie 

Reisener, D. (Nutzfahrzeuge Ludwigsfelde - Merce­

des-Benz) 
9 Genannt sei hier: Zinke, G.; Selka, R. (Hrsg.): Ent­

wicklungslinien für die Gestaltung eines Modellzen­

trums in Osteuropa. Bundesinstitut für Berufsbildung 

Der Generalsekretär (Hrsg.). Berlin/Bonn 1995 
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Nachrichten 
KdBerichte 

JA - zu einer Ausbildung 
im dualen System! 

Barbara Schulte 

Die anhaltend angespannte Ausbil­

dungsstellensituation und die damit 

verbundene mögliche Veränderung 

des Bildungsverhaltens waren An­

laß, erneut eine Befragung in den 

Abgangsklassen von allgemein- und 

berufsbildenden Schulen durchzu­

führen. 

Die Schülerbefragung 1 erfolgte am Ende des 

abgelaufenen Schuljahres 1996/97. Die Ver­

sendung der Fragebogen erfolgte auf reprä­

sentativer Basis in sechs Bundesländern im 

Westen und in fünf Bundesländern im 

Osten.2 Befragt wurden Schüler in der 9. 

bzw. 10. Klasse3 der Hauptschule, in der 10. 

Klasse der Realschule und Gesamtschule4 

sowie im Berufsvorbereitungs-/Berufs­

grundbildungsjahr und in den ein- bis zwei­

jährigen Berufsfachschulen (Wirtschafts­

schulen in Bayern), die nicht zu einem Be­

rufsabschluß führen. 

Insgesamt wurden 21 500 Fragebogen ver­

sandt. In die Auswertung gelangten 17 762 

Schüler /-innen, das entspricht einer Rück­

Iaufquote von 83 Prozent. Von den Schülern/ 

-innen waren 11 294 aus den alten und 6 468 

aus den neuen Ländern. Auch in diesem Jahr 

waren knapp die Hälfte der Befragten (48 Pro­

zent) Mädchen. 

Trotz der im Frühjahr 1997 auch in den Me­

dien als sehr ernst beschriebenen Ausbil­

dungssituation zeigen die befragten Schüler 

ein unverändert hohes Interesse an einer Leh­

re. Der Wunsch nach einer betrieblichen Aus­

bildung ist gegenüber dem Vorjahr eher noch 

gestiegen. Dabei haben vor allem die beab­

sichtigten Übergänge unmittelbar nach Schul­

ende zugenommen. Zwei von drei befragten 

Schülernl -innen aus den neuen Ländern und 

knapp jede(r) zweite Schülert-in aus den al­

ten Ländern beabsichtigt, unmittelbar nach 

Abgang aus der Schule eine Lehre zu begin­

nen. 

Jugendliche in den alten Ländern, 
die eine Lehre beginnen wollen 

Der Anteil der Schüler /-innen, die direkt 

nach Ende des Schuljahres eine Lehre begin­

nen wollten, ist zwischen 1996 und 1997 um 

3 Prozentpunkte auf rund 46 Prozent ge­

wachsen (vgl. Tabelle 1). Dieses gewachsene 

Interesse an einer Ausbildung im dualen Sy­

stem betraf vor allem Schülerinnen der 

Hauptschulen und der beruflichen Vollzeit­

schulen. 

Der in den 90er Jahren festgestellte Rück­

gang der Ausbildungsneigung für eine Aus­

bildung im dualen System5 unmittelbar nach 

Schulende hat sich damit nicht mehr fortge­

setzt, sondern eher umgekehrt. 

Tabelle 1· Wunsch nach Lehre jetzt und später in den alten Ländern* (in Prozent) 

Herkunftsschule f Klasse 
Geschlecht 

HS 9 Insgesamt 
Männlich: 
Weiblich: 

HS 10 Insgesamt: 
Männlich: 
Weiblich: 

RS 10 Insgesamt: 
Männlich: 
Weiblich: 

GS 10 Insgesamt: 

Männlich: 
Weiblich: 

BVZ Insgesamt: 
Männlich: 

Weiblich: 

Insgesamt: 

Jetzt 

1996 1997 

...... ...... 
39 42 
49 49 
26 33 

47 50 
60 60 
34 40 

40 42 
48 51 
32 35 

28 28 
36 35 
20 21 

53 58 
62 64 
43 49 

43 46 

Später 

1996 1997 

...... ...... 
38 38 
32 35 
45 41 

28 28 
23 22 
34 34 

21 24 
20 21 
21 26 

27 26 
22 24 
33 28 

23 23 
20 23 
26 24 

26 27 

* Baden.Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein.Westfalen, Rheinland-Pialz 

Abweichungen ergeben sich durch Rundungen. 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbi ldung 

Zusammen: 
jetzt und später 

1996 1997 

...... ...... 
77 80 
81 84 
71 74 

75 77 
83 81 
68 73 

61 66 
68 72 

53 61 

55 54 
58 59 
53 48 

76 81 
82 87 
69 73 

69 74 
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Auch das in letzter Zeit beobachtete zuneh­

mende Interesse von Schulabsolventen I -in­

nen, vor Beginn einer Lehre eine schulische 

Qualifizierung zu durchlaufen, scheint ge­

bremst zu sein. Gegenüber 1996 erklärte ein 

gleichbleibend hoher Anteil - etwa jede(r) 

vierte Schülert-in - , die Lehre später begin­

nen zu wollen (vgl. Tabelle 1). 

Dieses Ergebnis der Befragung kann als eine 

wieder stärkere Hinwendung zur dualen Aus­

bildung interpretiert werden. Knapp drei 

Viertel der befragten Schülerl-innen streben 

direkt oder indirekt eine duale Ausbildung 

an. Im Vergleich zum Vorjahr erhöhte sich 

der Anteil der eine Ausbildung anstrebenden 

Schülerl-innen um fünf Prozentpunkte. 

Betrachtet man die Ergebnisse getrennt nach 

Geschlecht, dann wird deutlich, daß das stär­

kere Interesse vor allem vom Bildungsver­

halten der Schulabgängerinnen bestimmt ist. .. 

Diese Entwicklung ist von dem wachsenden 

Wunsch geprägt, möglichst sofort im An­

schluß an das Schulende eine Lehre zu be­

ginnen. Demgegenüber hat sich das Verhal­

ten der männlichen Schüler gegenüber 1996 

kaum verändert. 

Jugendliche in den neuen Ländern, 
die eine Lehre beginnen wollen 

Die Tabelle 2 zeigt, daß trotz ungünstigerer 

Ausbildungsstellensituation in den neuen 

Ländern ein wesentlich höherer Anteil der 

befragten Schüler und Schülerinnen (85 Pro­

zent) als in Westdeutschland (74 Prozent) ei­

ne duale Ausbildung beginnen möchte. 

Auch in den neuen Ländern ist der Wunsch 

nach einer Lehre gegenüber 1996 eher noch 

gewachsen. Dabei spielt das Interesse an ei­

nem direkten Übergang in die Lehre eine 

herausragende und zunehmende Rolle. Der 

Wunsch, erst später eine Lehre aufzuneh-

men, hat sich dagegen noch weiter abge­

schwächt. Das belegt auch das rückläufige 

Interesse an einer teilqualifizierenden Be­

rufsausbildung, die in den neuen Ländern 

nach wie vor keinen großen Stellenwert hat. 

Fazit 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 

daß der Wunsch nach einer beruflichen Erst­

ausbildung im dualen System unter den 

Schulabgängern/ -innen nach wie vor fest 

verankert ist und alles getan werden muß, um 

entsprechende Ausbildungsplätze zur Verfü­

gung zu stellen. 

Anmerkungen: 

1 Die Befragung wurde in Zusammenarbeit mit dem 

Institut für Pädagogik und Gesellschaft, Münster, 

durchgeführt. 
2 Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersach­

sen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz sowie 

Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommem , Sachsen­

Anhalt, Sachsen und Thüringen 

Tabelle 2: Wunsch nach lehre jetzt und später in den neuen Ländern (in Prozent) 3 Freiwilliges 10. Schuljahr in den alten Bundeslän­

dern sowie in Brandenburg, Pflichtschuljahr in Nord­

rhein-Westfalen 
Herkunftsschule f Klasse 
Geschlecht 

HS 9 Insgesamt: 
Männlich: 
Weiblich: 

RS 10 Insgesamt: 
Männlich: 
Weiblich: 

GS 10 Insgesamt: 
Männlich: 
Weiblich: 

BVZ Insgesamt: 
Männlich: 
Weiblich: 

Insgesamt: 

Jetzt 

1996 1997 ..... ..... 
52 58 
62 68 
35 42 

64 71 
77 81 
52 62 

62 60 
75 74 
45 46 

64 74 
73 80 
55 67 

62 67 

Abweichungen ergeben sich durch Rundungen. 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 

Später 

1996 1997 ..... ..... 
33 28 
28 22 
43 37 

17 13 
10 8 
23 17 

16 18 
9 12 

26 26 

15 14 
13 12 
17 17 

20 18 

Zusammen: 
jetzt und später 

1996 1997 ..... ..... 
86 86 
90 90 
78 79 

81 83 
87 89 
75 79 

78 78 
84 85 
71 71 

79 89 
86 92 
72 84 

82 85 

4 Nur in Nordrhein-Westfalen, Hessen und Branden­

burg 
5 Beruf sbildungsbericht 1997 und 1998 (Manu­

skript) 
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Entschließung des 
Ausschusses für Fragen 
Behinderter 

Auf seiner Sitzung am 10./11. November 

1997 im Berufsförderungswerk Harnburg hat 

der Ausschuß für Fragen Behinderter (AFB) 

folgende Entschließung verabschiedet. 

Der AFB hat Ende 1996 einstimmig die Wie­

derherstellung des Rechtsanspruchs auf be­

rufsfördemde Maßnahmen für alle Behinder­

ten gefordert. 

Die Wiedereinführung des Rechtsanspruchs 

für einen beschränkten Personenkreis durch 

das Arbeitsförderungsreformgesetz (AFRG) 

war ein erster Schritt in die richtige Rich­

tung. Der AFB hält aber an seiner Forderung 

von 1996 in vollem Umfang fest. 

Er fordert, daß jeder Behinderte die Maßnah­

men erhält, die nach seinen Bedürfnissen und 

Fähigkeiten erforderlich sind, und daß die 

Qualität nicht durch die Haushaltssituation 

oder administrative Maßnahmen beeinträch­

tigt wird. 

Planbarkeit und Verläßlichkeit sind unver­

zichtbare Voraussetzungen für die berufliche 

Rehabilitation. 

Im Blick auf das Haushaltsjahr 1998 fordert 

der AFB deshalb die Bundesregierung und 

die Bundesanstalt für Arbeit auf: 

I. Die Haushaltsmittel für Pflicht- und 

Kannleistungen sind in ausreichendem Maße 

zur Verfügung zu stellen. 

2. Die Mittel sind für das gesamte Haus­

haltsjahr zuzuweisen. 

3. Die Finanzierung der Reha-MaBnahmen 

soll nicht zu Lasten anderer Gruppen erfolgen. 

Wichtige Informationen 
über die Arbeit 
der Landesinstitute in 
der Berufsbildung 

Peter Bott 

Die Landesinstitute und ihre Arbeiten im 

Bereich der beruflichen Bildung 
Hrsg.: Staatsinstitut für Schulpädagogik und 

Bildungsforschung, Abt. Berufliche Schulen, 

Leo Heimerer, Kieser Verlag, Neusäß 1997 

Mit der vom Bayerischen Staatsinstitut für 

Schulpädagogik und Bildungsforschung her­

ausgegebenen Veröffentlichung wird ein 

wertvoller Überblick sowohl über die Aufga­

ben, die Organisation und die Arbeitsschwer­

punkte der Landesinstitute, Abteilungen und 

Referate Berufliche Bildung, des Bundesmi­

nisteriums für Bildung, Wissenschaft, For­

schung und Technologie (BMBF) geboten 

als auch über die Arbeit der Kultusminister­

konferenz (KMK), des Bundesinstituts für 

Berufsbildung (BIBB) und weiterer Partner­

institutionen 

Die seit Jahren praktizierte und gut funktio­

nierende Kooperation zwischen den berufli­

chen Abteilungen und Referaten der Landes­

institute, des BMBF, der KMK, des BIBB 

und weiterer ausländischer Partnerinstitutio-
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nen hat zu einem jährlichen gemeinsamen 

Erfahrungsaustausch geführt, der nunmehr 

eine sechsjährige Tradition hat. Bei diesen 

Treffen stehen die Diskussion aktueller be­

rufsbildungspolitischer Themen sowie der 

Austausch von Erfahrungen unter Berück­

sichtigung der länderspezifischen Bedingun­

gen im Vordergrund. 

Auf der Grundlage der intensiven und frucht­

baren Arbeitsbeziehungen zwischen den be­

schriebenen Institutionen wurde die Idee zur 

Vorstellung der Landesinstitute, Abteilungen 

und Referate Berufliche Bildung, und der 

weiteren Kooperationspartner geboren. 

LEo HEIMERER stellt der Öffentlichkeit mit 

der Mitte 1997 erschienen Veröffentlichung 

einen wertvollen Überblick über die Aufga­

ben, die Organisation und die derzeit aktuel­

len Arbeitsschwerpunkte der Landesinstitute 

und weiterer wichtiger Institutionen, die auf 

. dem Gebiet der beruflichen Bildung feder­

führend sind, zur Verfügung. 

Vorgestellt werden die Landesinstitute aus: 

Baden-Württemberg 

Landesinstitut für Erziehung und Unterricht 

(LEU), Stuttgart 

Bayern 

Akademie für Lehrerfortbildung in Dillingen 

a. d. Donau; Staatsinstitut für Schulpädago­

gik und Bildungsforschung ISB, München 

Brandenburg 

Pädagogisches Landesinstitut Brandenburg 

(PLIB), Ludwigsfelde 

Freie Hansestadt Bremen 

Wissenschaftliches Institut für Schulpraxis 

Freie und Hansestadt Harnburg 

Institut für Lehrerfortbildung (IfL) 

Hessen 

Hessisches Landesinstitut für Pädagogik 

(HeLP), Wiesbaden; Hessisches Institut für 

Lehrerfortbildung (HILF), Fuldatal 

Mecklenburg-Vorpommern 

Landesinstitut Mecklenburg-Vorpommern 

für Schule und Ausbildung (L.I.S.A.), 

Schwerin 



Niedersachsen 

Niedersächsisches Landesinstitut für Fortbil­

dung und Weiterbildung im Schulwesen und 

Medienpädagogik - NLI - Hildesheim 

Nordrhein-Westfalen 

Landesinstitut für Schule und Weiterbildung, 

Soest 

Rheinland-Pfalz 

Pädagogisches Zentrum, Bad Kreuznach 

Saarland 

Landesinstitut für Pädagogik und Medien 

(LPM), Saarbrücken-Dudweiler 

Sachsen 

Sächsisches Staatsinstitut für Bildung und 

Schulentwicklung - Comenius-Institut, Ra­

debeul; Sächsische Akademie für Lehrerfort­

bildung, Dresden 

Sachsen-Anhalt 

Landesinstitut für Lehrerfortbildung, Leh­

rerweiterbildung und Unterrichtsforschung 

von Sachsen-Anhalt (USA), Halle 

Schleswig-Holstein 

Landesinstitut Schleswig-Holstein für Praxis 

und Theorie der Schule (IPTS), Kranshagen 

Thüringen 

Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, 

Lehrplanentwicklung und Medien (ThiLLM), 

Amstadt. 

Weiterhin werden die Aufgaben, die Organi­

sation und die Aufgabenschwerpunkte fol­

gender Institutionen vorgestellt: 

• Bundesministerium für Bildung, Wissen­

schaft, Forschung und Technologie (BMBF), 

Bonn; 

• Sekretariat der Ständigen Konferenz der 

Kultusminister der Länder in der Bundesre­

publik Deutschland (KMK), Bonn; 

• Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 

Berlin; 

• Berufsakademie Berlin - Staatliche Studi­

enakademie; 

• Zentralstelle für Computer im Unterricht 

(ZS), Augsburg; 

aus Österreich: 

Pädagogisches Institut des Bundes in Wien 

sowie 

aus der Tschechischen Republik: 

Forschungsinstitut für Berufs- und Fachaus­

bildung, Prag. 

Die Darstellung der Institutionen beschreibt 

den Stand der Arbeitsschwerpunkte und der 

Organisation aus dem Jahr 1996. Da sich 

derzeit viele Institute in einer Phase des Um­

bruchs, der Neu- und Umorganisation befin­

den, bleibt zu hoffen, daß dieser informative 

Überblick eine kontinuierliche Aktualisie­

rung erfahrt. 

Festschrift zum 25jährigen Bestehen 
der Abteilung Berufliche Schulen des 
Staatsinstituts für Schulpädagogik 
und Bildungsforschung in München 

Die Zukunft der beruflichen Bildung 

Festveranstaltung zum 25jährigen Bestehen 

der Abteilung Berufliche Schulen des Staats­

instituts für Schulpädagogik und Bildungs­

forschung in München 1996 

Hrsg.: Leo Heimerer, Wemer Kusch 

Kieser Verlag, Neusäß 1997 

Die Abteilung Berufliche Schulen des Staats­

instituts für Schulpädagogik und Bildungs­

forschung in München hat im Oktober 1996 

ihre 25-Jahr-Feier begangen. Aus Anlaß die­

ses Jubiläums haben LEo HEIMERER und 

WERNER KuscH die Grußworte von PETER 

MEINEL, Direktor des Staatsinstituts, und 

HANS THOME, Ltd. Ministerialrat im Bayeri­

schen Staatsministerium für Unterricht, Kul­

tus, Wissenschaft und Kunst in München, so­

wie die Festreden publiziert. 

Die drei Festredner setzen sich in ihren Bei­

trägen mit dem Thema "Die Zukunft der be­

ruflichen Bildung" aus unterschiedlichen 

Blickwinkeln auseinander. Während AooLF 

KELL, Professor für Erziehungswissenschaft 

mit dem Schwerpunkt Berufspädagogik an 

der Universität Siegen, die Thematik vor dem 

Hintergrund neuerer Entwicklungen in Wis­

senschaft und Wirtschaft beleuchtet, stellt 

KARL-HErNz PETERS, Ausbildungsleiter bei 

der Siemens-AG, die Zukunftsaussichten 

und -erwartungen aus der Sicht der Wirt­

schaft in den Vordergrund. HELMUT PüTZ, 

Stellvertretender Generalsekretär des Bun­

desinstituts für Berufsbildung (Zeitpunkt der 

Veröffentlichung: Oktober 1997; Anm. d. 

Red.), stellt die für die Zukunft der berufli­

chen Bildung relevanten neuen Aufgaben für 

Schule und Betrieb in den Mittelpunkt seiner 

Betrachtungen. 

Die Festschrift wird abgerundet durch Dan­

kesworte von LEo HEIMERER, Abteilungsleiter 

der Abt. Berufliche Schulen des Staatsinsti­

tuts, die die vielfältigen und langjährigen Ar­

beitsbeziehungen des ISB mit den maßgeb­

lich an der beruflichen Bildung beteiligten 

Institutionen hervorhebt. 

Dem Schlußwort schließe ich mich an: ,,Ad 

multos annos" und für weiterhin gute und 

fruchtbare Zusammenarbeit unter den Part­

nerinstituten. 
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Autorenhinweise 

... in der BWP werden nur Original-Beiträ­
ge veröffentlicht. Auf bereits veröffentlichte 
oder bei anderen Verlagen zur Veröffent­
lichung eingereichte Manuskripte ist aus­
drücklich hinzuweisen. Die Manuskripte 
unterliegen einer wissenschaftlichen und 
redaktionellen Begutachtung durch die 
Redaktion und den Beirat. 

... Manuskripte für Fachaufsätze und Dis­
kussionsbeiträge sollen einen Umfang bis 
zu 24 000 Zeichen einschließlich Anmer­
kungen, Übersichten und Grafiken haben. 
• Dem Beitrag ist ein Abstract von ca. 500 
Zeichen voranzustellen, in dem die inhalt­
liche Fragestellung und die mit der Veröf­
fentlichung verbundene Zie lsetzung kurz 
dargestellt werden. 
• in den Autorenangaben sollten Angaben 
zur Person des Autors bzw. der Autorin 
(Name, beruflicher Abschluß/ Promotion, 
Arbeitgeber, Tätigkeitsschwerpunkt) bei­
gefügt werden. 
• Alle Arbeiten, auf die im Text Bezug ge­
nommen wird, sind durch präzise Literatur­
angaben in den Anmerkungen zu belegen. 
Die Anmerkungen sind durchgehend zu nu­
merieren und an das Ende des Beitrages zu 
stellen . 

... Den Grafiken und Übersichten müssen 
Vorlagen beigefügt und mit Überschrift, 
Erläuterungen, Quellenangaben etc. ver­
sehen werden. Enthält ein Beitrag mehrere 
Grafiken oder Übersichten, sind diese 
durchzunumerieren. 

... Der Text sollte auf einer MS-DOS-Ois­
kette geschrieben sein (Word, WordPerfect, 
Winword etc.). Beim Schreiben ist darauf 
zu achten, daß nach einem Komma oder 
Punkt (auch bei Abkürzungen und Datums­
angaben) ein Leerzeichen zu setzen ist. Die 
Texte müssen ohne Trennhilfe und ohne 
Formatierungen geschrieben sein. Hervor­
hebungen, Überschriften, Absätze etc. sind 
im ausgedruckten Text zu kennzeichnen . 
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Innovative 
Berufsbildung 

Auszeichnung für Innovative Berufsbildung 
Hermann-Schmidt-Preis 

Der gemeinnützige Verein " Innovative Berufsb ildung e.V." mit Sitz in Bann ver­
leiht im September 1998 zum zweiten Ma l seinen jährl ichen Berufsbi ldungspreis 
für innovative Entw ick lungen in der Berufsbi ldungspraxis und lädt hiermit zur 
Teilnahme an der Bewerbung ein . 

Die Auszeichnung w ird nach öffentlicher Ausschreibung unter Betei ligung einer 
unabhäng igen Fachjury verliehen und ist mit einer Gelddotation verbunden . 
Es werden drei Preise sowie ein Sonderpreis vergeben: 

1. Preis 4.000,- DM, 2. Preis 2.000 DM, 3. Preis 1.000 DM und 
ein Sonderpreis in Höhe von 1.000 DM. 

Thema 
Lernortkooperation 

Von den Teilnehmern wird 
eine nach Art und Umfang 
frei zu gestaltende ausführliche 
Darstell ung ihrer Lernort­
kooperation erwartet. 

zur Tei lnahme 
am Wettbew erb können angefordert 
werden bis 28. Februar 1998 bei der 

Geschäftsstelle des 
Vereins Innovative Berufsbildung e.V. 
c/o Bundesinstitut für Berufsbi ldung 
z. H. Fra u Müller 
Friesdorfer Str. 1 51/1 53 
53 175 Bann 

Telefon : 0228-388218 
Fax: 0228-388296 

Abgabe der vollständ igen 
Bewerbungsunterlagen bis 31.05.1998 
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Bibliografie 

ERNST Ross, VERENA PETERSEN, 

GONTER BREITSPRECHER 

FREMDSPRACHEN FÜR DEN BERUF 

EINE KOMMENTIERTE BIBLIOGRAPHIE BERUFSBEZOGENER LEHR- UND LERN­

MATERIALIEN SOWIE BERUFSBILDENDER FERNLEHRGÄNGE FÜR DEN FREMD­

SPRACHENUNTERRICHT UND FREMDSPRACHENERWERB 

1997, 246 Seiten, 
Besteii-Nr. 110.338, 
Preis 29.00 DM 

.,.. Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 
Postfach 10 06 33 
33506 Sielefeld 
Telefon (0521) 911 01-0 
Telefax (0521)911 01-79 

BiBB.-

Lehr- und Lernmittel spielen eine wichtige Rolle bei der Förde­
rung des berufsbezogenen Fremdsprachenlernens. Als Lehr­
bücher, Lehrwerke, Arbeitsmaterialien und inzwischen auch 
Lernprogramme für computerunterstütztes Lernen und Telelear­
ning-Angebote sind sie zwar auch für den Bereich der berufli­
chen Bildung vorhanden, verlieren sich aber oft im umfangrei­
chen Angebot der traditionellen Schulbücher für die allgemein­
bildenden Schulen. 
Die vorliegende Publikation bringt Transparenz und Übersicht­
lichkeit in die Angebote für den Fremdsprachenerwerb in und für 
den Beruf. Sie beinhaltet eine systematische Auflistung und 
Beschreibung von Verlagsprodukten, die über den Buchhandel 
zu beziehen sind, und von entsprechenden Fernlehrgängen der 
Fernlehrinstitute. 


